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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Besuchsreise zu
Unterfrankens Landräten
Der neue Bezirkstagspräsident bereist die
Landkreise, um sich vorzustellen und mit 
den Kommunalpolitikern 
aktuelle Fragen zu klären. Seite 14

Erwin Dotzel:

Ein Leben für die 
Kommunalforschung
Der langjährige Leiter des Kommunalwis-
senschaftlichen Forschungszentrums kann
auf 30 Jahre effiziente For-
schung blicken. Seite 4

Prof. Dr. Ludwig Knemeyer:

Urgestein
bayerischer Politik
Seinen 85. Geburtstag feierte der „Vater der
Gebietsreform“ im Kreis zahlreicher Wegge-
fährten und Freunde im schwä-
bischen Günzburg. Seite 2

Dr. Bruno Merk:

Am liebsten würde der Chef
unserer Vorzimmerperle das
Verbieten verbieten. Diese
„Verbotsforderungswelle“
geht ihm auf die Nerven. Er
fordert mehr Widerspruch
gegen diejenigen, die die
Handlungsfreiheit des Ein-
zelnen einschränken wollen.
Der Kalenderspruch „Das
Verbot verdoppelt den Ge-
nuss“ kommt ihm da gerade
recht. Seite 15

Bitte um Mithilfe:

Bücher aus
dem Feuer

Lesungen zum Jahrestag der
Bücherverbrennung

Zahlreiche bayerische Kom-
munen haben in den Jahren
2005 und 2006 zum Erfolg
der Aktion „Bücher aus dem
Feuer“ ihren unverwechselba-
ren Beitrag geleistet. Für den
10. Mai 2007 ruft Initiator
Gerhard Schmitt-Thiel erneut
zur Teilnahme auf.

Am Jahrestag der Bücher-
verbrennung durch die Nazis
(1933) werden bundesweit
Texte aus den damals vernich-
teten Werken vorgelesen. 

Auf öffentlichen Plätzen,
vor oder in Rathäusern, in Bi-
bliotheken, Museen, Schulen,
Universitäten, von Lernenden
und Lehrern, in Theatern,
Opern, Buchhandlungen, Re-
staurants - also überall wo
sich Menschen zusammenfin-
den - soll gegen das Vergessen
„angelesen“ werden. 

Weitere Informationen
und Anmeldung bei www.
buecherlesung.de. 

Kontaktkreis Politik - Wissenschaft - Kultur:

Glänzende Kulturarbeit
in den Kommunen

Mit der Frage „Kultur in den Kommunen - wie wich-
tig ist uns das?“ beschäftigte sich das jüngste Treffen
des Kontaktkreises Politik - Wissenschaft - Kultur in
München. Dessen Leiter, Wissenschaftsminister Dr.
Thomas Goppel, wies dabei darauf hin, dass die
bayerischen Kommunen vorbildliche Kulturarbeit 
leisteten und auch der Staat sich der Kultur verpflich-
tet fühle. Durch die gute Zusammenarbeit zwischen
beiden Ebenen könne der Freistaat mit Recht von sich
behaupten: „Wir sind ein Kulturstaat!“

Es sei ein zentrales Anliegen
der bayerischen Politik, in allen
Landesteilen ein attraktives kul-
turelles Angebot zu gewährleis-
ten, betonte Goppel. Über eine
halbe Milliarde Euro wende der
Freistaat Bayern für die Pflege
und Erhaltung des kulturellen
Lebens Jahr für Jahr auf. „Das ist
Geld, das dem Opernbesucher in

München ebenso zugute kommt,
wie dem Konzertveranstalter in
Aschaffenburg oder dem Gast
einer Vernissage in Ingolstadt.“

Gewachsene Kultur
wertschätzen und pflegen

Klar sei, dass die Identität ei-
nes Landes nur erhalten werden
könne, „wenn wir unsere über
Jahrhunderte gewachsene Kultur
wertschätzen und pflegen“, fuhr
Goppel fort. Kulturelles Leben
sorge für Kontakte und Kreati-
vität: „Es bringt uns dazu, uns
mit uns selbst und mit anderen
auseinander zu setzen. Kultur
verbindet uns in unserer Gesell-
schaft und mit unseren Nach-
barn.“ Kultur lebe aber auch
vom Einsatz und von der Begeis-
terung der Bürger. Privates Mä-
zenatentum wolle die Bayerische
Staatsregierung deshalb ver-
stärkt fördern. Zudem sei man
bestrebt, künstlerische Begabun-
gen in Schulen und Vereinen
früh zu wecken und zu fördern.

Subsidiaritätsprinzip 

„Auf unsere Kultur und ihre
Vielfalt in unseren Städten, Ge-
meinden und Regionen können
wir stolz sein“, so der Minister.
Dort seien die unterschiedlichs-
ten Aktivitäten und Initiativen zu
finden, im Laienbereich wie bei
den Profis. In einer bewährten
und guten Aufgabenteilung sei
die Zuständigkeit für die Kultur
nach dem Subsidiaritätsprinzip

zwischen Staat und Kommunen
aufgeteilt. Der Staat zeichne für
die Angebote von überregiona-
ler, landesweiter oder internatio-
naler Bedeutung verantwortlich.
Die Kommunen gestalteten die
örtliche und regionale Kultur-
pflege. Die Kommunen brächten
dabei auch in finanziell schwieri-
gen Zeiten erhebliche Leistun-
gen auf und finanzierten etwa
die Hälfte der öffentlichen Kul-
turhaushalte. Sie stellten einen
„starken Stützpfeiler für unsere
Vielfalt bei Museen, Theatern,

(Fortsetzung auf Seite 4)

CSU-Landtagsfraktion in
Oberbayern unterwegs

Arbeitsplätze - Bildung - Kultur - an diesem Dreiklang orien-
tierte sich der Vorstand der CSU-Landtagsfraktion bei seiner
siebten Fahrt in dieser Legislaturperiode in einen der bayeri-
schen Regierungsbezirke. Bei ihrer Reise durch das südwestliche
Oberbayern besuchte die Fraktionsspitze Weilheim, Bernried,
Murnau und Penzberg. Im Mittelpunkt stand dabei der Dialog
mit rund 30 Landräten und Bürgermeistern aus der Region. 

Der ständige und konstruktive
Austausch mit den Kommunal-
politikern sei für die Arbeit der
CSU-Fraktion zentral, so CSU-

Fraktionsvorsitzender Joachim
Herrmann. Die Bürgermeister
und Landräte aus der Region
brachten unter anderem den
Staatsstraßenbau und die Ab-
wasserentsorgung als wichtige
Anliegen vor. Die CSU-Parla-
mentarier haben diese Grundauf-
gaben ganz oben auf die politi-
sche Agenda gesetzt. Defizitäre
Entwicklungen in diesem Be-
reich müssten schnellstmöglich
behoben werden.

Positive Zusammenarbeit

Luitpold Braun, Landrat des
Landkreises Weilheim-Schon-
gau und Vorsitzender der Kom-
munalpolitischen Vereinigung
der CSU, betonte die positive
Zusammenarbeit mit der CSU-
Landtagsfraktion und der Staats-
regierung. „Der kommunale Fi-
nanzausgleich 2007 ist in Ord-
nung“, sagte Braun. Mehrere
Landräte und Bürgermeister spra-
chen die Situation der Grund-
und Hauptschulen im ländlichen
Raum an. Einhellig lehnten die
Kommunalpolitiker ab, die ganz-
tägige Hauptschule verpflich-
tend einzuführen. Renate Dodell,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Thomas Goppel. 

Bayerische Interessen
kraftvoll vertreten

Klausurtagung der CSU-Europagruppe in Bad Gögging
Zu ihrer Klausurtagung haben sich die neun CSU-Euro-
paabgeordneten im bayerischen Bad Gögging getroffen.
Schwerpunkte der Beratungen bildeten die Energiepolitik,
der Ausbau der Infrastruktur in Bayern und Fragen der
Rechtsharmonisierung im Bereich der Innenpolitik. Ge-
sprächspartner waren der bayerische Wirtschaftsminister
Erwin Huber und der bayerische Innenminister Dr.
Günther Beckstein.

Mit Vertretern der Energie-
wirtschaft diskutierten die Euro-
paabgeordneten die Vorschläge
der Europäischen Kommission
zum Energiebereich. „Ziel muss
es sein, die drei globalen Ziele,
günstige Preise, also mehr Wett-

bewerb, Versorgungssicherheit
und Erreichung von mehr Kli-
maschutz miteinander zu versöh-
nen“, so Markus Ferber, der Vor-
sitzende der CSU-Europagrup-
pe. Einigkeit herrschte darüber,
dass mehr Wettbewerb auch wei-
niger staatlichen Eingriff bedeu-
ten müsse. Eine Anreizregulie-
rung wurde von allen Beteiligten
begrüßt, denn nur so würden
marktwirtschaftliche Instrumen-
te bei der Energieversorgung
wirklich zum Tragen kommen.

Förderung 
erneuerbarer Energien

Intensiv wurde auch die zu-
künftige Förderung erneuerbarer
Energien diskutiert, ohne die die
Klimaschutzziele der EU nicht
erreicht werden können. Die
Vorsitzende des Industrie und
Energieausschusses des Euro-
päischen Parlaments, Angelika
Niebler, betonte dabei, dass ge-
rade im Bereich der privaten
Haushalte die meisten Potenzia-
le für erneuerbare Energien vor-
handen seien. Aber auch im Be-
reich Effizienz oder Dämmung
von Häusern seien die Möglich-
keiten längst nicht ausgeschöpft,
so die parlamentarische Ge-
schäftsführerin der CSU-Euro-
pagruppe.

Mit dem bayerischen Wirt-
schaftsminister Erwin Huber
wurden wichtige anstehende In-
frastrukturvorhaben in Bayern
diskutiert. Einigkeit herrschte
darüber, dass die Donau in Nie-
derbayern auf ein Niveau ausge-
baut werden muss, das eine Nut-
zung dieser wichtigen Wasser-
straße an mehr als 300 Tagen 
im Jahr möglich macht. Kritik
äußerten dabei die Europaabge-
ordneten am Bundesverkehrs-
minister, der bisher in Brüssel
nichts unternommen habe, um
europäische Haushaltsmittel für 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Zur Klausurtagung traf sich die CSU-Europagruppe am Wochenende in Bad Gögging. Unter an-
derem wurden dabei auch Fragen der inneren Sicherheit mit dem bayerischen Innenminister Dr.
Günther Beckstein diskutiert. 

Landrat Luitpold Braun, die Abgeordneten Renate Dodell
und Joachim Herrmann sowie Josef Steigenberger, 1. Bürger-
meister der Gemeinde Bernried (v. l.).
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Bürgermeister
Karl Schwarzberger
82445 Schwaigen

am 3.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Konrad Rudert

91096 Möhrendorf
am 25.4.

Bürgermeister Alois Maier
84384 Wittibreut

am 25.4.

Bürgermeister 
Gerold Strobel

96476 Bad Rodach
am 29.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Konrad Dobler

86853 Bad Rodach
am 27.4.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Allgeyer

91227 Leinburg
am 7.5.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Fischer

86869 Oberostendorf
am 6.5.

Bürgermeister Max Rindle
86482 Aystetten

am 7.5.

Bürgermeister
Ernst Scheuenstuhl
91443 Scheinfeld

am 28.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Kutzi

84164 Moosthenning
am 3.5.

Wir gratulieren

Ab in die Sonne!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 

direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

Dr. Bruno Merk feierte seinen 85. Geburtstag:

Urgestein bayerischer Politik
Über Jahrzehnte prägte er die Politik nicht nur in seinem
Heimatlandkreis Günzburg. Dr. Bruno Merk, ehemaliger
Landrat des Alt-Landkreises Günzburg, Landtagsabgeord-
neter und bayerischer Innenminister blickte auf 85 bewegte
Lebensjahre zurück. 

Eigentlich wollte der Jubilar nur mit geladenen Gästen im rein
privaten Kreis feiern. Doch da spielten seine langjährigen Weg-

begleiter nicht mit. Eine separa-
te, große Feier an einem eige-
nen Termin  lehnte Merk dan-
kend ab. Dafür schlug er einen
Kompromiss vor: Am Sonntag
zwischen dem Kirchgang in
„Heilig Geist“ und dem priva-
ten Mittagessen nahm er die
Glückwünsche und Würdigun-
gen von Vertretern der Politik,
des öffentlichen Lebens, von
Vereinen und Bürgern entge-
gen. 

Dabei blickten die öffentli-
chen Laudatoren Alfred Sauter
(CSU-Kreisvorsitzender), Günz-
burgs Landrat Hubert Hafner
und Günzburgs Oberbürger-
meister Gerhard Jauernig (SPD)
auf Merks bewegtes Leben
zurück: Geboren wurde er in

Großkötz als jüngstes von sechs Kindern. Sein Vater starb früh;
die Mutter hielt die verarmte Familie mit aufopferndem Einsatz
über Wasser. Nach dem Abitur in einem Internat der Pallottiner
in Bruchsal, wo der intelligente Bub glücklicherweise einen Frei-
platz bekam, wollte Merk eigentlich Theologie studieren und
Priester werden. Doch stattdessen wurde er als Soldat in den
Krieg eingezogen, in dem er seinen linken Arm verlor. In den ers-
ten Nachkriegsjahren begann er seine berufliche Laufbahn als
Ersatzlehrer im Volksschuldienst und erhielt dann eine Anstel-
lung bei der Stadt Günzburg. Parallel dazu studierte er Jura.

Bereits 1946 hatte Merk mit dem Eintritt in die CSU seine po-
litische Laufbahn begonnen. 1952 wurde er Stadtrat in Günz-
burg. 1958 zog er in den Landtag ein. 1962 erfüllte sich sein po-
litischer Lebenstraum, als er zum Landrat gewählt wurde. 1966
berief Ministerpräsident Alfons Goppel Merk zum bayerischen
Innenminister. Dies blieb er bis 1977. In dieser Zeit schrieb der
Günzburger bayerische Geschichte. Gegen den Widerstand ein-
flussreicher Parteikreise, mit Franz Josef Strauß an der Spitze,
führte er die Landkreis- und die Gemeindereform zum Erfolg. 

Ein Mammutwerk wie die bayerische Gebietsreform, die zur
Halbierung der vormaligen Landkreise und Reduzierung der Ge-
meinden auf ein Drittel geführt habe, „konnte nur ein Typ durch-
setzen wie Du“, stellte unwidersprochen Alfred Sauter fest. Trotz
der massiven Widerstände, die es aus den betroffenen Gemein-
den und bis in die Spitze hinein aus der eigenen Partei gegeben
habe, sei Merk „nie davongelaufen“. Im „24-Stunden-Dauerein-
satz“ ist er durch ganz Bayern zu „jedem Brandherd“ geeilt und
habe sich „jeder Diskussion gestellt“, stellte Alfred Sauter
nochmals klar heraus. „Ohne einen Mann wie Dich wäre unsere
Partei nicht so erfolgreich gewesen und geblieben, wie sie heute
ist“. „Ohne diese Reform wäre Bayern, wären unsere Städte,
Landkreise und Regionen im europäischen und globalen Wettbe-
werb bei weitem nicht so gut aufgestellt, wie sie es heute sind“,
fügte Landrat Hubert Hafner an. Heute, so Hafner, sei die Not-
wendigkeit und der Nutzen von Merks damaliger Hartnäckigkeit,
Durchsetzungsstärke und Abneigung gegen faule Kompromisse
weitgehend unumstritten.

Nicht dahinter zurück, so Oberbürgermeister Gerhard Jauer-
nig, stehe Merks Einsatz für seine Heimatstadt Günzburg: „Sie
haben Ihrer Heimat immer die Treue gehalten und Ihr Wirken
liegt zwischenzeitlich im ehrenamtlichen Bereich, ist aber immer
noch spürbar.“ Jauernig strich Merks Engagement für die Günz-
burger Kolpingfamilie ebenso heraus wie seine wichtigen Impul-
se für die Renovierung und Wiederbelebung des Unteren Stadt-
turmes. Ebenso wie beim Günzburger Wahrzeichen wäre auch
die Restaurierung des bedeutendsten Baudenkmals der Stadt, der
Frauenkirche, ohne seinen großen Einfluss und seine Kontakte
„nicht so reibungslos vorangegangen“. Eng mit Bruno Merks
Namen ist zudem die „Wiedererweckung der Reisensburg aus
ihrem Dornröschenschlaf“ verbunden. Ihm ist es maßgeblich zu
verdanken, dass darin ein Institut für wissenschaftlichen Erfah-
rungsaustausch etabliert wurde, das heute „in Kreisen der inter-
nationalen Wissenschaft ein fester Begriff“ sei. Hans Joas

Kommunalpolitischer Kongress der JU Bayern:

Mut zur Vision!
Selbstbewusst geht die Junge Union in die Vorbereitungen für die
bayerischen Kommunalwahlen im März 2008. JU-Landesvorsit-
zender MdEP Manfred Weber forderte in Stadtbergen bei Augs-
burg eine angemessene Berücksichtigung junger Kommunalpo-
litiker auf den Wahllisten. Er erinnerte an einen Beschluss des
CSU-Vorstands, demzufolge in jedem Zehner-Block der CSU-Li-
sten zwei Kandidaten aus den Reihen der JU stehen sollen.

Innenminister Dr. Günther
Beckstein machte den rund 120
jungen Kongressteilnehmern
Mut, sich thematisch einzubrin-
gen und Visionen für die Ent-
wicklung der Städte und Ge-
meinden zu formulieren. Den
Kommunen komme in vielen
Bereichen eine große gestalteri-
sche Aufgabe zu.

Grundversorgung

Die wichtigsten Themen auf
kommunaler Ebene seien die de-
mographische Entwicklung, die
Familienpolitik sowie die Stär-

Pranger gestellt werden. Aber
selbstverständlich müssten junge
Frauen bei ihrem Berufswunsch
unterstützt werden. Er wolle
Geld in die Hand nehmen, um
die Kinderbetreuung auszubau-
en, so Beckstein.

Innovative Ideen

JU-Chef Weber bedankte sich
für die Unterstützung durch den
bayerischen Innenminister.
Beckstein sei ein verlässlicher
Partner der Jungen Union, der
hinter den jungen Kandidaten
stehe. Die Junge Union werde

Bayernweite Ausschreibung:

Bayerische Gemeinde gesucht!
Kostenlose Planung eines zeitgemäßen Spielplatzes

Der Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (bdla) in Bay-
ern sucht eine bayerische Gemeinde, Elterninitiative oder
gemeinnützige Organisation, die einen dringenden Bedarf
an Planung und Umsetzung eines modernen Spielplatzes
hat. Die Kosten für die Planung werden vom bdla finanziert.
Die Realisierung erfolgt durch den Bewerber, unterstützt
durch den bdla.
Gegenstand: Neuanlage oder Sanierung eines bestehenden
Spielplatzes
Vorgehen: Auswahl durch eine bdla-Jury Anfang Juli 2007,
Workshop vor Ort mit Kindern zur Ideenfindung im Herbst/Win-
ter 2007 in Kooperation mit dem Gewinner, Umsetzung im Jahr
2008
Einzureichen: 3 aussagekräftige Fotos, digitales Farb-Luftbild,
Grundsriss im Maßstab 1:200, erläuternde Begründung (max. 1
DIN A4-Seite)
Realisierung: 2008 in Eigenregie, unterstützt durch den bdla
Teilnahmeberechtigt: Bayerische Gemeinden, Träger von Kin-
dergärten, -horten, -tagesstätten, private und staatlich geförderte
Elterninitiativen
Einsendeschluss: 22. Juni 2007
Die Ausschreibung ist eine Aktion im Rahmen der „bdla Gar-
tenwelten 2007“.

Bei den jährlich stattfindenden „Gartenwelten“ führen Land-
schaftsarchitekten durch ihre Werke - vom Hausgarten bis zum
Stadtpark. Die „Gartenwelten“ 2007 finden bayernweit vom 20. -
22. Juli statt und stehen unter dem Motto „Kinderspiel“.

Die Ausschreibung soll neue Ideen und Wege zur Planung und
Umsetzung von zeitgemäßen kind- und seniorengerechten Spiel-
anlagen im Freien aufzeigen. Der Gewinner der Ausschreibung
wird zu den Gartenwelten 2007 bekannt gegeben.

Gartenwelten sind eine Veranstaltung im Rahmen der Initiative
Architektur und Baukultur des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
Weitere Informationen: http://www.bayern.bdla.de/seite86.htm,
Bund Deutscher Landschaftsarchitekten, Landesverband Bayern |
Oberer Graben 3a | 85354 Freising, Tel.: 08161 14 94 00, Fax:
08161 14 94 01, eMail: Knoll-bayern@bdla.de. 

Alexander Kolb, Kreisvorsitzender JU Augsburg-Land, Mich-
ael Smischek, Ortsvorsitzender JU Stadtbergen, Innenminister
Dr. Günther Beckstein, JU-Landesvorsitzender Manfred We-
ber, MdEP, Martin Sailer, MdL, Sprecher der jungen Gruppe
im Bayerischen Landtag (v. l.). 

kung des ländlichen Raums. Ins-
besondere die flächendeckende
DSL-Erschließung müsse inten-
siv vorangetrieben werden. Beck-
stein bekräftigte, dieser schnelle
Anschluss gehöre zur Grundver-
sorgung. Er wolle aber dabei die
Kommunen nicht bezuschussen,
da dies nur eine willkommene
Einnahmequelle für die Tele-
kommunikationsfirmen sei. 95
Prozent Bayerns seien inzwi-
schen versorgt, und der An-
schluss sei nicht so teuer wie
Wasser oder Abwasser, so dass
die Städte und Gemeinden dies
schultern könnten. Langfristig
müssten gleichwertige Bedin-
gungen für alle geschaffen wer-
den. Vorraussetzung dafür sei ei-
ne verantwortungsvolle Finanz-
politik. Ein Sparhaushalt dürfe
jedoch nicht zu Lasten der Kom-
munen erstellt werden. 

Kinderbetreuung ausbauen

Besonders starken Beifall er-
hielt der Minister für einen Ver-
mittlungsversuch im aktuellen
Streit um die Kinderbetreuung.
Die Gegensätze zwischen Bi-
schof Walter Mixa und Famili-
enministerin Ursula von der
Leyen seien gar nicht so groß,
meinte er. Ältere Frauen, die ihre
Karriere der Familie geopfert
hätten, dürften nicht an den

dieses Vertrauen auch weiterhin
durch innovative Ideen und trag-
fähige Konzepte rechtfertigen.
Weber wies darauf hin, dass bei
der letzten Kommunalwahl 1500
JU-Mitglieder in die Parlamente
eingezogen seien. Die JU sei
dreimal so groß wie die Jusos
und doppelt so groß wie die Ju-
gendorganisationen aller übrigen
Parteien zusammen.

Europas Einfluss

Anschließend diskutierten die
Teilnehmer mit Experten aus Po-
litik, Wirtschaft und Verwaltung
über den Einfluss der Europäi-
schen Ebene auf die Kommu-
nen. Markus Ferber, Vorsitzen-
der der CSU-Europagruppe,
Martin Sailer, Sprecher der Jun-
gen Gruppe im Bayerischen
Landtag, Mercedes Leiß, Leite-
rin der Europaabteilung des Be-
zirks Schwaben sowie der Ge-
schäftsführer der Abieta GmbH
Gersthofen, Dietmar Bewart, ga-
ben einen Einblick in die unter-
schiedlichen Einflussbereiche
Europas auf die Kommunen.
Außerdem zeigten die Podiums-
teilnehmer Wege und Möglich-
keiten für die Kommunen auf,
europäische Unterstützungs- und
Fördermöglichkeiten zu nutzen.

Ferber und Bewart plädierten
für eine offensivere Politik auf

Europäischer Ebene. Martin Sai-
ler wies auf das Spannungsfeld
zwischen Europa und den Kom-
munen hin. Anstatt bestehende
Vorurteile zu bekräftigen müsse
man vielmehr die positiven
Aspekte der Europäischen Uni-
on, wie beispielsweise die ver-
schiedenen EU-Förderprogram-
me, hervorheben. Die Leiterin
der Europaabteilung, Mercedes
Leiß, wies auf das Europabüro
der Kommunen in Brüssel als
wichtigen Ansprechpartner vor
Ort hin. Einigkeit herrschte dar-
über, dass Europa eine große
Chance darstelle, die es für die
Kommunen zu nutzen gelte. DK

Gute Chancen für Bayern
im Urlaubsjahr 2007

Huber: Optimistische Grundstimmung und steigende
Reiseabsicht lassen stabile Urlaubsnachfrage erwarten

Gute Aussichten für den Tourismus in Bayern: Die ersten Daten
zur „Reiseanalyse RA 2007“ der Forschungsgemeinschaft Ur-
laub und Reisen (FUR) zeigen eine leicht steigende Tendenz. Im
Januar planten 70 % der Befragten für 2007 eine Urlaubsreise,
verglichen mit 67 % im Vorjahr. „Die steigende Nachfrage bietet
für das Urlaubsland Bayern mit seiner touristischen Vielfalt
gute Chancen. Den in der Studie genannten Reisezielen zufolge
zieht es die Deutschen im Inland vor allem in die Berge oder an
die Küste. Dabei konnte Bayern seinen ersten Platz vor Meck-
lenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und
Baden-Württemberg behaupten“, sagte Bayerns Wirtschaftsmi-
nister Erwin Huber.

Der Freistaat sei bei den für
die Befragten besonders interes-
santen Urlaubsformen wie Na-
tur, Städte, Aktiv, Gesundheit,
Wellness, Kur sowie Winter/
Sonne gut aufgestellt und könne
seinen Gästen hier viel bieten.
Huber: „Insbesondere Städterei-
sen boomen. In diesem Segment
hat sich die Nachfrage seit An-
fang des Jahrzehnts verdoppelt.
Städtereisen werden durch das
kräftig gewachsene Interesse
auch in naher Zukunft eine be-
deutende Rolle für den bayeri-
schen Tourismus spielen.“ Die
Umfrage der FUR nach den
Städtereisezielen in den Jahren
2007 bis 2009 hat ergeben, dass
27 % der Befragten für diesen
Zeitraum eine München-Reise
planen. Damit liegt die bayeri-
sche Landeshauptstadt nach Ber-
lin (38 %) an zweiter Stelle der
inländischen Top-Städteziele,
noch vor Hamburg (21 %) und
Dresden (20 %).

Dennoch bestehe für Selbstzu-
friedenheit kein Anlass, warnte
Huber. Die Globalisierung er-
höhe auch im Tourismus den
Wettbewerbsdruck. Urlaubsge-
biete in aller Welt seien über das
Internet für jedermann problem-
los zugänglich und vergleichbar. 

Zufriedenheit der Gäste

„Damit Bayern seine führende
Position sichern und weiter aus-
bauen kann, müssen wir weiter-
hin für die Zufriedenheit der Gä-
ste durch Vielfalt und hohe Qua-
lität der Angebote sorgen. Dazu
ist das gemeinsame Engagement
alle Leistungsträger in den Re-
gionen, Kommunen und touristi-
schen Unternehmen in Bayern
notwendig“, betonte der Wirt-
schaftsminister. Die Staatsregie-
rung unterstütze Tourismusge-
werbe und Kommunen durch 
finanzielle Hilfen. 

Zinsverbilligte Darlehen

Zusätzlich zu bestehenden För-
derprogrammen stellt das Wirt-
schaftsministerium für Hotelle-
rie und Gastronomie zinsverbil-
ligte Darlehen in Höhe von 100
Mio. Euro zur Verfügung. Huber
rief die Tourismuswirtschaft auf,
kräftig zu investieren und die
Fördermittel in Anspruch zu
nehmen. „Mit dem Sonderför-
derprogramm wollen wir einen
Investitionsschub im Tourismus
initiieren. Wenn uns dieser Kraft-
akt gelingt, wird mit der Inspira-
tion und Motivation der Verant-
wortlichen der Tourismus in
Bayern langfristig profitieren.“
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Die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf zu verbessern,
zählt zu den unbestrittenen Zie-
len in unserer Gesellschaft und
in der Politik. Ebenso unwider-
sprochen bleibt die Forderung,
dass unser Land kinder- und 
familienfreundlicher werden
muss. Wenn es aber darum geht,
diese von allen geteilten Aussa-
gen in konkrete Maßnahmen
umzusetzen, dann entbrennen
bei uns heftige Diskussionen.

Allein schon die äußerst besorgniserregende
demografische Entwicklung in Deutschland er-
fordert wirksame Gegenmaßnahmen. So hat zum

Beispiel auch die Wirtschaft erkannt, dass ihr
mittel - und langfristig die dringend benötigten
Arbeitskräfte ausgehen werden. Schon beim der-
zeitigen Konjunkturaufschwung klagen manche
Branchen über einen Mangel an Fachkräften.
Wie dramatisch müsste dann erst die Situation in
einigen Jahren und Jahrzehnten sein, wenn die
Zahl der Kinder in unserem Land immer weiter
zurückgehen würde?

Auf die Frage, ob und wenn ja für wie viele
Kinder sich junge Paare entscheiden, gibt es vie-
le mögliche Antworten. Ein sehr wichtiges The-
ma, das sich möglichen jungen Eltern mit Si-
cherheit stellt, ist dasjenige nach der Betreuung
ihres Nachwuchses. Wer die Augen davor ver-
schließt, dass viele junge Familien, aber noch
mehr Alleinerziehende schon relativ bald nach
der Geburt eines Kindes auf regelmäßige Ar-
beitseinkommen beider Elternteile angewiesen
sind, nimmt die Wirklichkeit unserer Tage nicht
zur Kenntnis. 

Außerdem wollen viele moderne Frauen nach
oft jahrelanger Ausbildung auch mit einem Kind
alsbald wieder in das Berufsleben zurückkehren.
Derzeit kehren 40 Prozent der jungen Mütter

nach der Geburt ihres Kindes
nicht in ihren Beruf zurück. 

Wer als Mutter oder Vater
kleiner Kinder Pausen im Be-
rufsleben einlegen will und sich
ausschließlich der Kindererzie-
hung widmen möchte, soll die-
se Möglichkeit selbstverständ-
lich haben und verdient die
volle Achtung und den ungeteil-
ten Respekt der Gesellschaft für
eine solch höchst verantwor-
tungsvolle Einstellung. Und da-
mit sind wir beim Kernpunkt
der Diskussion angelangt: es
geht darum, die Wahlfreiheit
der Eltern zu gewährleisten;

die Eltern sollen frei entscheiden können, ob sie
alsbald nach der Geburt ihres Kindes beide be-
rufstätig sein wollen oder ob einer von ihnen zu
Hause beim Kind bleibt.

Viele europäische Länder stehen bei der Zahl
der Plätze für die Kleinkinderbetreuung wesent-
lich besser da als wir Deutsche. Es ist sicher kein
Zufall, dass in vielen dieser Länder mehr Kinder
pro Frau geboren werden als hierzulande. 

Aus all diesen Gründen müssen wir die Zahl
der Betreuungsplätze für unter dreijährige Kin-
der drastisch ausbauen. Das angestrebte Ziel 
einer Verdreifachung der Krippenplätze auf
750.000 ist hohe Anstrengungen von Bund, Län-
dern und Gemeinden wert. Allerdings dürfen die
sehr unterschiedlichen Lebensverhältnisse im
Bundesgebiet nicht über einen Kamm geschoren
werden. Die bundesweit für 2013 angestrebte
Zielmarke von 35 Prozent darf nicht heißen, dass
die Verhältnisse in einer Großstadt mit denen in
einem Dorf mit seinem oft noch vorhandenen,
funktionierenden sozialen Netz per Gesetz
gleichgestellt werden. 

„Kinder sind das köstlichste Gut eines
Volkes“, heißt es in Artikel 125 der Bayerischen
Verfassung. Tun wir alles dafür, damit dieser
wunderbare Programmsatz besser als zur Zeit in
den Alltag umgesetzt wird!

KolumneGZ Gerhard Weber

Mehr Krippenplätze
- ja bitte!

Deutscher Kinderpreis:

Kinderfreundliche Kommune gesucht
Unter dem Motto „Man muss nicht groß sein, um etwas Großes

zu schaffen“ zeichnet der Deutsche Kinderpreis Kinder, Organi-
sationen, Initiativen, Projekte, Verbände und Einzelpersonen aus,
die sich für Kinder in Deutschland und in der Welt einsetzen. Die
Initiative wurde im Januar 2007 von World Vision in Kooperation
mit der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung (DKJS) und den
Partnern Deutsches Kinderhilfswerk (DKHW) und dem Rund-
funkbeauftragten der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) ins Leben gerufen. 

Bis zum 16. Juni 2007 können sich auch Städte, Landkreise
und Gemeinden mit ihren Projekten bewerben.

Die Kinderstadt

Diese Kategorie soll eine Kommune auszeichnen, die mög-
lichst viele Verantwortungsträger zusammen bringt, um sich in
herausragender Weise für die Belange „ihrer“ Kinder und Ju-
gendlichen einzusetzen. 

Unterstützt wird der bundesweite Wettbewerb sowohl von Ex-
perten für Kinderpolitik und Kinderforschung als auch von Pro-
minenten. Wayne Carpendale engagiert sich als Kinderpreis-Bot-
schafter; Claudine Wilde, Sophie Schütt, Dirk Bach, Birgit Schro-
wange und Andrea Sawatzki unterstützen als Paten die verschie-
denen Preis-Kategorien.
Informationen: www.deutscherkinderpreis.de. 

Ländliche Räume neu entdeckt?

Von Konfrontation
zur Kooperation

9. Münchner Tage 
der Bodenordnung und Landentwicklung 

„Von Konkurrenz und Konfrontation zu Kommunikation und
Kooperation - Ländliche Räume neu entdeckt?“ lautete das
Motto der 9. Münchner Tage der Bodenordnung und Landent-
wicklung an der TUM. Die Veranstalter, der Förderkreis Boden-
ordnung und Landentwicklung München e.V. sowie die Bund-
Länder-Arbeitsgemeinschaft Nachhaltige Landentwicklung,
München, konnten dabei eine neue Rekordzahl von über 200
Teilnehmern vermelden. 

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Holger
Magel wies in seiner Einführung
darauf hin, dass das Augenmerk
zunehmend auf die Förderung
von mehr Selbstverantwortung
für ein lebenswertes Leben zu le-
gen sei. Dazu gehörten als Vor-
aussetzung auch weiterhin „eine
entsprechende öffentliche und
kommunale Infrastruktur und
sonstige Vorleistung“. Das Ge-
schäftsführende Präsidialmit-
glied des Bayerischen Gemein-
detags, Dr. Jürgen Busse betonte

fähigkeit zwischen Staat und
Kommunen sowie den Akteuren
der maßgeblichen gesellschaftli-
chen Gruppen sein. Auf kommu-
naler Ebene gehe es um eine in-
terkommunale Zusammenarbeit
auf freiwilliger und gleichge-
stellter Basis.

Rückgrat Bayerns

„Wenn man den ländlichen
Raum richtigerweise schon als
Rückgrat Bayerns bezeichnet,

längst auch den ländlichen Raum
erfasst und ihm viele seiner ei-
gentlichen Qualitäten erst richtig
erschlossen. Damit einherge-
hend gebe es im ländlichen
Raum allerdings auch eine Fülle
von Nutzungsansprüchen, die zu
Konkurrenzsituationen und Nut-
zungskonflikten führen können.
Auf Grund steigender Ansprü-
che, neuer Herausforderungen
und veränderter Denkansätze
werde es immer einen Bedarf an
Ordnung, Erneuerung, Anpassung
und Entwicklung im Umgang
mit Grund und Boden geben.

Integrierte Planung 
von Bodenressourcen

Gleichzeitig sei ein Freiraum
notwendig, der gerade den Cha-
rakter des ländlichen Raumes
ausmacht, hob Steinmaßl hervor.
Deshalb sei eine integrierte Pla-
nung von Bodenressourcen der
notwendige praktische Ansatz,
um einer nachhaltigen Nutzung
gerecht zu werden. Die Boden-
ordnung und Landentwicklung
stelle hierbei das wesentliche
Bindeglied zwischen den gesetz-
lich formulierten Verfahren, den
Besitzern des Landes und den
nutzenden Bürgern dar. Der
ländliche Raum habe dann Zu-
kunft, „wenn eine nachhaltige
Entwicklung des ländlichen
Raumes gelingt, wenn wir ver-
netzt und übergreifend auf allen
Ebenen handeln und denken“. 

Entwicklungsperspektiven

Manfred Thümmler, 1. Bür-
germeister der Stadt Pegnitz,
Landkreis Bayreuth, verwies
darauf, dass der neue Förder-
grundsatz der Gemeinschafts-
aufgabe zur Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes (GAK) zur integrierten
ländlichen Entwicklung einige
Neuerungen im Rahmen der
Bund-Länder-finanzierten För-
derung ländlicher Räume mit
sich bringt. Neben einer inte-
grierten Betrachtung von Dorfer-
neuerung, Flurneuordnung und
ländlichem Wegebau ergäben
sich insbesondere mit den neuen
Fördergegenständen „integrierte
ländliche Entwicklungskonzep-
te“ und „Regionalmanagement“
neue Perspektiven für die Ent-
wicklung ländlicher Räume. 

Endogene Potenziale

Durch die Entstehung des
„Regionalen Wirtschaftsbandes
A 9 - Fränkische Schweiz“ (Geo-
land Fränkische Schweiz) erwar-
teten die beteiligten Entschei-
dungsträger letztlich eine Ver-
besserung der interkommunalen
Kooperation und Kommunikati-
on, eine verbesserte Nutzung der
endogenen Potenziale der Regi-
on, die Vereinfachung von Ver-
waltungsstrukturen sowie eine
Verbesserung der Vermarktung
regionaler Potentiale.  

Rollen- und 
Selbstverständniswechsel

„Die veränderten Rahmenbe-
dingungen erfordern von allen
Partnern ein Umdenken und die
Entwicklung von interdiszi-
plinären und kooperativen Hand-
lungsstrategien“, stellte Gerlinde
Augustin, Geschäftsführerin der
Schule für Dorf- und Landent-
wicklung (SDL), Thierhaupten,
fest. Dies bedeute einen Rollen-
und Selbstverständniswechsel in
Politik und Verwaltung. Zwar
seien derzeit die Erfahrungen
mit Anpassungsstrategien zum
demografischen Wandel noch
eher dünn gesät, jedoch existier-
ten viele gute Beispiele und Pro-
jekte, die motivieren und zum
Nachdenken anregen. 

Als Beispiele hierfür nannte
Augustin „viele Bürgerkommu-
nen, die ihre Prozesse optimal
steuern sowie gut funktionieren-
de interkommunale Entwick-
lungsprojekte“. Das Ziel laute
künftig, die Entwicklung der

seinerseits, dass ein Über-/Un-
terordnungsverhältnis zwischen
Städten als „Leuchttürmen“ und
einem ländlichen Raum, dessen
Wertigkeit lediglich von den
städtischen Funktionen abgelei-
tet wird, nicht existiere. Der
ländliche Raum in Bayern wolle
sich nicht auf ein „Vorrangprin-
zip“ im Landesentwicklungspro-
gramm (LEP) verlassen. Gefor-
dert würden die Anerkennung
und Einräumung gleichwertiger
Aussichten und Entwicklungs-
möglichkeiten. Busse: „Nicht
die Starken müssen gestärkt wer-
den, sondern die Stärken in Stadt
und Land.“

Teamfähigkeit zwischen
Staat und Kommunen

Die neuen Technologien ins-
besondere auf dem Kommunika-
tionssektor böten erhebliche
Chancen auch und gerade für den
ländlichen Raum, da die räumli-
che Lage eines Standorts in Zu-
kunft nicht mehr allein entschei-
dend sein wird, fuhr Busse fort.
Das neue Leitbild für die Zu-
kunft müsse eine stärkere Team-

dann muss dies folgerichtig auch
Auswirkungen auf das Verhält-
nis zwischen Land und Stadt ha-
ben“, bemerkte Passaus Landrat
Hanns Dorfner. Natürlich seien
Zentren wichtig und unentbehr-
lich. Sie würden auch weiterhin
wachsen und könnten sich gut
und gerne alleine durchsetzen.
Der ländliche Raum bedürfe je-
doch der „unbedingten Unter-
stützung einer gerechten und
ausgewogenen Politik“, die
mehr als bisher den Schwachen
helfen und nicht zu sehr die Star-
ken noch mehr unterstützen
muss. Entscheidend sei ein gut
funktionierendes Zusammenwir-
ken des ländlichen Raumes mit
den Ballungsräumen, immer mit
dem Ziel einer gleichberechtig-
ten Partnerschaft. Dann stelle der
ländliche Raum auch Heimat mit
Zukunft dar, betonte Dorfner.

Mobilität der
modernen Welt

Traunsteins Landrat Hermann
Steinmaßl erklärte, die räumli-
che, soziale und geistige Mobi-
lität der modernen Welt habe

Bürgerkommune zu unterstützen
sowie Beteiligungsprozesse wei-
ter zu entwickeln. Für die SDL
bedeute dies u. a. die Weiter-
entwicklung der verschiedenen
Netzwerke, ein gutes Netzwerk-
Management sowie die Sicher-
stellung eines Wissenstransfers
über verschiedene Veranstaltun-
gen und Informationskanäle. 

Kommunikations- 
und Handlungskultur

Dr. Otto Hünnerkopf, MdL,
Leiter der Arbeitsgruppe Aktive
Bürgergesellschaft und Ehren-
amt der CSU-Fraktion im Baye-
rischen Landtag, meinte schließ-
lich, dass mit Blick auf die ver-
antwortliche Gemeinschaft glo-
bale Entwicklungen ihre Ent-
sprechung im Regionalen finden
müssen. Die auf europäischer
Ebene organisierte Deregulie-
rung müsse ebenso im lokalen
Kontext angewandt werden. Die
Suche nach dem Verbindenden
mit Respekt vor der Eigenstän-
digkeit sei neu zwischen Ge-
meinden und Kommunen ein-
zustudieren. Das gleiche gelte 
für die Kommunikations- und
Handlungskultur innerhalb der
Gemeinden. Nur wer die vorhan-
denen Kräfte zu wecken und zu
mobilisieren verstehe statt Kom-
petenzen und Machtbereiche ab-
zugrenzen, werde langfristig Er-
folg haben.

Bürgerarbeitskreise

Schlüsselfiguren dieser Verän-
derungsprozesse seien vor allem
die politischen Verantwortungs-
träger, die ihre Einstellung hin zu
einem „gesunden Sportsgeist“
ändern müssten. Besonders im
kommunalen Wahlkampf hem-
me ein Mangel an Wettbewerb
besserer Ideen und Bloßstellung
des Gegners eine Mitarbeit und
Leistungsbereitschaft der Mit-
bürger. Nur in einem positiven
Klima könne vorhandenes Wis-

sen und bestehende Erfahrung in
Bürgerarbeitskreisen auch akti-
viert werden. Ein geschickter
Bürgermeister oder Gemeinderat
schätze das Selbstbewusstsein
und die Eigenverantwortung von
aktiven Bürgergruppen, auch
wenn der Entscheidungsprozess
dadurch erschwert wird. Dieser
Ansatz beuge Politikverdrossen-
heit vor und mache die Entschei-
dung langfristig tragbarer. Hier-
für gebe es inzwischen zahlrei-
che Beispiele, die vor allem aus
Dorferneuerungsverfahren er-
wachsen sind.

Kooperative Nachbarn

Hünnerkopf: „Dem partner-
schaftlichen Miteinander inner-
halb der Gemeinde entspricht ein
kooperatives Verhalten benach-
barter Gemeinden. Kommunen,
die es verstanden haben ihre Ak-
tivitäten einzubinden in ein re-
gionales Netzwerk sind oft dieje-
nigen, die damit überregionale
Anerkennung und Bedeutung ge-
wonnen haben. Nur so wurden
ihre Ressourcen auch optimal ge-
nutzt. Dazu muss das oft tief sit-
zende Konkurrenzdenken konse-
quent aufgegeben werden.“ DK

Sportpolitik in den Kommunen
Sportausschuss des Bayerischen Städtetags tagte in Landshut 

Der halbjährlich stattfindende Sportausschuss des Bayerischen
Städtetages tagte vor kurzem in Landshut. Oberbürgermeister
Hans Rampf konnte im Alten Plenarsaal des Rathauses unter
anderem den Chamer Bürgermeister und Vorsitzenden des
Sportausschusses, Leopold Hackenspiel, die Vizepräsidentin des
Bayerischen Landessportverbands, Lydia Sigl, den Ministerial-
rat des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kul-
tus, Martin Grillberger sowie den Leiter der Abteilung Sponso-
ring und Eventmarketing des FC Bayern München, Andreas
Jung, willkommen heißen.

Ein Schwerpunkt der Tagung
war ein Blick hinter die Kulis-
sen des Münchner Spitzenver-
eins FC Bayern. Andreas Jung
vermittelte dem Ausschuss ei-
nen Einblick darüber, welche

Bedeutung heute die Bereiche
Sponsoring und Eventmarke-
ting in einem Profi-Fußballver-
ein haben und wie diese Berei-
che gemanagt werden. Zudem
wurde auf die Verpflichtungser-
klärungen der Städte bei der
Ausstrahlung von DFB-Länder-
spielen eingegangen. 

Entwicklungsplanung

Neben der Staatlichen Sport-
förderung und einem Bericht
über den Stand der Sport-Ent-
wicklungsplanung in verschie-
denen Städten besprachen die
Sitzungsmitglieder die Sportför-
derung und die Sportpolitik 
in den Kommunen sowie die
steuerliche Verbesserung für
Übungsleiter und ehrenamtliche
Mitarbeiter in Vereinen. 

Weitere Punkte auf der
Tagesordnung waren unter an-
derem die Sanierung kommu-
naler Sportanlagen, Überlegun-
gen zur Gründung einer Sport-
stätten-Beratungsstelle für Bay-
ern, die Bayerische Landesver-
ordnung über Badeanstalten
und der Stand der Rechtsent-
wicklung der Sport-Lärm-Ver-
ordnung. 

Rathauschef Rampf betonte,
dass er sich über den Aufenthalt
des Sportausschusses in der
Sportstadt Landshut freue. Da-
mit dieser den Tag in guter Erin-
nerung behalte, überreichte ihm
Vorsitzender Hackenspiel eine
Silbermünze. DK
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stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende und Abgeordnete für den
Stimmkreis Weilheim-Schon-
gau, brachte die Initiativen der
Fraktion in der frühkindlichen
Bildung und Förderung zur
Sprache. Wenn in der Phase bis
zum dritten Lebensjahr Defizite
entstehen, könnte dies im späte-
ren schulischen und persönli-
chen Leben zu großen Proble-
men führen, so Dodell. Generell
war die bessere Förderung der
Kinder im Vorschul- und
Schulalter den Landes- wie auch
den Kommunalpolitikern ein
großes Anliegen. 

Schulische Angebote

Gemeinsam mit Kultusminis-
ter Siegfried Schneider besuchte
die Fraktionsspitze das Gymna-
sium Weilheim, das mit mehr als
1.600 Schülerinnen und Schü-
lern eines der größten Gymnasi-
en in Bayern ist. Schulleiter Her-
mann Summer stellte die vielfäl-
tigen Aktivitäten der Schule vor.
400 aktive junge Musiker und
das Vorzeigeprojekt „Leseerzie-
hung“ seien die Aushängeschil-
der der Schule. Lehrer, Eltern
und Vertreter der Schülermitver-
waltung gingen auch auf die be-
sonderen Probleme einer Ein-
richtung dieser Größenordnung
ein: So müssten mehr Schulsozi-
alarbeiter eingestellt werden, da-
mit etwa die Beratungsangebote
im Suchtbereich erweitert wer-
den können. Schneider und
Herrmann würdigten die vielfäl-
tigen Angebote der Schule glei-
chermaßen. „Die Welt lebt von
Menschen, die mehr tun als ihre
Pflicht“, lobte der bayerische
Kultusminister, das Gymnasium
Weilheim sei dafür das beste
Beispiel.

Neben dem Besuch des Buch-
heim-Museums, einer Besichti-

gung der Firma Roche Diagno-
stics als größtem Arbeitgeber in
der Region rundete ein Gespräch
mit dem CSU-Bezirksvorstand
in Murnau die Informationsfahrt
ab. CSU-Bezirksvorsitzender
und Landtagspräsident Alois
Glück wies auf die differenzierte
Entwicklung in Oberbayern hin.
„Wir dürfen nicht immer nur die
Boomregion im Großraum Mün-
chen sehen“, so Glück. Beson-
ders im Grenzbereich zu Öster-
reich sei die Situation schwierig.
Ein Beispiel hierfür sei der Inve-
stitionsstau im Tourismus. Dies
bestätigte auch Klaus Stöttner,
tourismuspolitischer Sprecher
der CSU-Fraktion. Er wies auf
die dringenden Erneuerungen
bei den Bergbahnen und die zum
Teil veralteten Strukturen im
touristischen Angebot hin. Als
vordringlich für die weitere Ent-
wicklung der gesamten Region
forderte Renate Dodell den teil-
weise zweigleisigen Ausbau der
Bahnstrecke München - Mitten-
wald, sowohl für Pendler als
auch für den Fremdenverkehr. 

Umweltzentrum im Kloster

Sehr beeindruckt waren die
Abgeordneten der CSU-Land-
tagsfraktion auch vom Zentrum
für Umwelt und Kultur (ZUK)
im Kloster Benediktbeuern.
„Wir schätzen die Pflege der kul-
turellen Wurzeln in Verbindung
mit Naturschutz in innovativer
Form, die in Benediktbeuern
praktiziert wird, außerordent-
lich“ betonte die stellvertretende
Fraktionsvorsitzende. Das drücke
sich auch in der finanziellen
Unterstützung aus, die der Frei-
staat dem Kloster für das ZUK
gewährt. Als überaus wertvoll
beurteilten die CSU-Politiker
die pädagogische Arbeit für jun-
ge Menschen im Umweltzen-
trum. 

CSU-Landtagsfraktion in ...

Bayerische
Interessen ...
(Fortsetzung von Seite 1)
den wichtigen Donausausbau zu
beantragen. Auch für den Bau
der Transrapidstrecke zum Mün-
chner Flughafen sagten die Eu-
ropaabgeordneten ihre Unter-
stützung zu. Auch hierfür sollen
Mittel aus dem europäischen
Haushalt bereitgestellt werden.

„Insbesondere der Ausbau der
zwei wichtigen Schienenverbin-
dung Berlin-Verona und Paris-
München-Budapest ist unser be-
sonderes Anliegen“, betonte der
Vorsitzende der CSU-Europa-
gruppe Markus Ferber. Auch
hier sei der Bundesverkehrsmi-
nister besonders gefordert, Mit-
tel für den Ausbau zur Verfü-
gung zu stellen, waren sich Fer-
ber und Huber einig.

Verbrechensbekämpfung 

Weiterer Schwerpunkt der Be-
ratungen war ein Gespräch mit
dem bayerischen Innenminister
Dr. Günther Beckstein. Insbe-
sondere die Einhaltung der stren-
gen Standards beim Außengren-
zenschutz vor einer Öffnung der
Grenzen in Richtung tschechi-
sche Republik und Fragen der
Gesetzgebung im Bereich der In-
nenpolitik standen im Mittel-
punkt des Gesprächs. Beckstein
betonte, dass gerade für eine wirk-
same Verbrechensbekämpfung
der Abbau von Grenzkontrollen
nur erfolgen dürfe, wenn entspre-
chende Ausgleichsmaßnahmen
erfolgreich eingesetzt werden
können. „Gerade die Schleier-
fahndung hat sich als ein wirksa-
mes Instrument bewährt“, waren
sich Ferber und Beckstein einig.

Schließlich wurde auch die
Einhaltung von datenschutz-
rechtlichen Vorgaben auf eu-
ropäischer Ebene diskutiert.
„Während wir in Deutschland ei-
nen äußerst restriktiven Daten-
schutz haben, ist auf europäi-
scher Ebene eine eher zu laxe
Auffassung zu diesem Thema zu
beobachten“, erklärte Ferber. 

(Fortsetzung von Seite 1)
Musik, Denkmal- und Heimat-
pflege“. 

Dass der Staat die Kommunen
dabei nach Kräften unterstützt,
zeigten folgende Beispiele: Die
Städtischen Bühnen Nürnbergs
wurden zum Staatstheater und
die Bamberger Symphoniker zur
Staatsphilharmonie. Der Frei-
staat wende für das Würzburger
Mainfrankentheater Jahr für Jahr
erhebliche Mittel auf, um einen
hochwertigen Spielbetrieb si-
cherzustellen. Im Staatshaushalt
wurden in diesem Jahr zusätzli-
che Mittel für Sing- und Musik-
schulen von über 500.000 Euro
bereitgestellt. Dies diene dem
kulturellen Leben im ganzen
Land. 45 erste Preise beim letzt-
jährigen Bundeswettbewerb „Ju-
gend musiziert“ für Teilnehmer
aus ganz Bayern zeigten „die
Breite und Vielfalt der Begabun-
gen, die wir so noch besser för-
dern wollen“.

Neue Initiativen 
in allen Landesteilen

Goppel verwies darauf, „dass
es uns auch außerordentlich
wichtig ist, neue kulturelle Initia-
tiven in allen Landesteilen mit
anzuschieben“. Das wichtigste
Mittel dabei sei der Kulturfonds
Bayern, der aus Privatisierungs-
erlösen eingerichtet wurde. Die
Zinserträge von rund 10 Mio.
Euro pro Jahr machten es mög-
lich, eine Vielzahl von Projekten
und Initiativen in allen Regionen
zu fördern. Die Fülle der einge-
henden Anträge beweise, dass
der Kulturfonds von den Kultur-
schaffenden im ganzen Land gut
angenommen wird. 

Erfolgreiche Förderanträge

Jedes Jahr könnte der Freistaat
zwischen 100 und 150 Maßnah-
men in ganz Bayern fördern, be-
merkte Goppel. Erfreulich sei
dabei, dass die Erfolgsquote bei
den Förderanträgen bei etwa
zwei Dritteln liege! Dies be-
weist Goppel zufolge, „dass
die überwiegende Zahl der
künstlerischen Ideen so gut ist,
dass sie eine Unterstützung
verdienen“. Außerdem zeigt
es: „Wir haben für diese Pro-
jektförderung auch die nötigen
Mittel angespart! Es lohnt sich
also, sich zu bewerben!“

Durch den Kulturfonds konn-
ten in den vergangenen Jahren
einige bedeutende Großprojekte

realisiert werden, so etwa der
Start des Kulturspeichers Würz-
burg, die Renovierung des
Schaetzler-Palais und die Neu-
einrichtung der Deutschen Ba-
rockgalerie in Augsburg. 

Viele kleine Initiativen

Daneben wurden aber auch
viele kleinere Initiativen Wirk-
lichkeit: im letzten Jahr der Start
des Kinder- und Jugendmu-
seums München; die vielbeach-
tete Ausstellung „Die Wüste“ in
Rosenheim; daneben viele wei-
tere Ausstellungen, Symposien,
Lesungen, Konzerte und andere
Kunstprojekte. Goppel: „Das
kulturelle Leben in Bayern blüht,
weil sich überall Talente finden -
und weil Staat und Kommunen
sie sich entwickeln lassen.“

Kulturportal Bayern

Mit dem „Kulturportal Bay-
ern“ sei die gute Partnerschaft
zwischen Staat und Kommunen
auch im Internet allgegenwär-
tig. Diese Homepage stellt laut
Goppel einen zentralen Aus-
gangspunkt dar, die bayerische
Kulturlandschaft via Internet zu
entdecken. Der Staat biete zwar
die Plattform, doch lebe das
Projekt durch die rege Beteili-
gung der vielen bayerischen
Kommunen. Sie speisten ihre
kulturellen Angebote in eine
Datenbank ein und sorgten so
für Aktualität und Attraktivität
des Portals.

Musikschulen

Die Kommunen nehmen ihre
Aufgaben um die Kultur sehr
ernst und erfüllen sie vorbildlich,
wie das Geschäftsführende Prä-
sidialmitglied des Bayerischen
Landkreistags, Johannes Reile
und 1. Bürgermeister Rudolf
Schaupp (Berchtesgaden) präg-
nant vor Augen führten. Letzte-
rer plädierte dafür, die Musik-
schulen finanziell stärker zu un-
terstützen. Josef Schmid, Vorsit-
zender der CSU-Stadtratsfrakti-
on und designierter OB-Kandi-
dat der CSU München, betonte
seinerseits, dass Kultur keinen
Luxus darstelle, sondern eine In-
vestition in das besondere Wesen
einer Stadt sei. Kulturpolitik in
der Stadt müsse dafür Sorge tra-
gen, dass sie als Magnet für
Kunst- und Wissenschaftsinter-
essierte wirkt (vgl. Kasten oben).

DK

Glänzende Kultur ...

Kultur-Thesen für die
Weltstadt mit Herz

Wie die Landeshauptstadt München, die „Weltstadt mit
Herz“, anziehend auf kulturell interessierte Bevölkerungs-
schichten wirken kann, machte Schmid anhand von acht
Thesen deutlich:

1. Kein ideologischer Rucksack, sprich keine Parteibuch-
besetzungen.

2. Die Kulturpolitik ist die letzte Domäne völlig freier Po-
litik der jeweiligen Stadt. Die Stadt muss diese Freiheit

an die Kulturschaffenden selbst weitergeben. Fördern heißt
das Zauberwort, nicht verwalten; Appetit machen, Lust
wecken.

3. Weltstadt braucht Weltkultur: Allerdings darf
Weltkultur nicht zur Hauptsache werden, sonst

droht Gesichtslosigkeit.

4. Die eigene Qualität einer Kulturstadt wird an der ört-
lichen Kulturszene gemessen. Es gilt, die eigenen

Künstler und Kulturschaffenden zu fördern und zu unter-
stützen.  

5. Kultur muss vielfältig sein - eine Kulturstadt braucht
ein polyphones Konzert. Keine trennenden Wertungen

zwischen Hochkultur, Volkskultur und Laienkultur.

6. Eine Kulturstadt muss über sich selbst hinaus
blicken: Wichtig ist deshalb ein Kulturaustausch

mit dem Ausland. 

7. Eine Kulturstadt muss mit ihrer Kultur auch im Be-
reich des Fremdenverkehrs werben. Also: Nicht nur

Oktoberfest und Bier, Fönhimmel und Bergnähe!

8. Der Dialog zwischen Freistaat und Landeshauptstadt
ist eine willkommene große Bereicherung. Anhand von

Synergien gilt es, die kulturelle Bedeutung Münchens zu er-
höhen. DK

Zum 70. Geburtstag von Prof. Dr. Franz-Ludwig Knemeyer:

Ein Leben für die 
Kommunalforschung

Wenn Prof. Dr. Franz-Ludwig Knemeyer am 3. Mai seinen 70.
Geburtstag feiert, dann kann er gleichzeitig auf knapp 30 Jah-
re effiziente Kommunalforschung für die Praxis verweisen.
1978 gründete der gebürtige Westfale das Kommunalwissen-
schaftliche Forschungszentrum Würzburg und wurde dessen
Vorstand. Zuvor war der anerkannte Jurist nach einer kurzen
Tätigkeit im Bundeskanzleramt Vorstand eines neu geschaffe-
nen Instituts für Verwaltungsrecht an der Würzburger Julius-
Maximilians-Universität.

Als Herausgeber der „Schrif-
ten zur öffentlichen Verwaltung“
sowie der Schriftenreihen „Kom-
munalforschung für die Praxis“
und „Kommunalrecht - Kommu-
nalverwaltung“ - derzeit 42 Bän-
de - ferner der 4-bändigen „Ent-
scheidungen zum Kommunal-
recht - EzKommR“ hat sich
Knemeyer bleibende Meriten er-
worben. Ausdruck seines heraus-
ragenden Schaffens sind u. a. die
Verleihung des Bundesver-
dienstkreuzes am Bande (1984),
des Bundesverdienstkreuzes I.
Klasse (1996), des Bayerischen
Verdienstordens (2000) und der
Kommunalen Verdienstmedaille
in Gold (2004).

Preuße in Bayern

Rückblickend betont Knemey-
er, dass es 1977 „nicht allein die
vollkommene Eingemeindung
eines Preußen in Bayern“ gewe-
sen sei, die ihn dazu bewogen
habe, einen Ruf an eine Univer-
sität in Baden-Württemberg aus-
zuschlagen; „es war auch und
gerade die übereinstimmende
Aufforderung der Bayerischen
Kommunalen Spitzenverbände,
einen kommunalwissenschaftli-
chen Forschungsschwerpunkt in
Bayern zu begründen“. Stets sei
er bemüht gewesen, die Positio-
nen der Spitzenverbände im In-
teresse einer wirkungsvollen

kommunalen Selbstverwaltung
zu versöhnen. Da die eigene Au-
tonomie allen Spitzenverbänden
ein wichtiges Anliegen gewesen
sei, „blieb nur die Möglichkeit,
die Kommunalforschung für die
Praxis über einen privaten, indi-
viduellen Förderverein auf ein fi-
nanziell tragfähiges Fundament
zu stellen“.

Export der süddeutschen
Kommunalverfassung

„Habe ich bei den kommuna-
len Gebietsreformen begonnen,
so war später eines meiner be-
sonderen Anliegen der Export
der süddeutschen Kommunal-
verfassung“, betont der Jubilar.
„Wie ein Wanderprediger“ habe
er die Vorteile einer Rat-Bürger-
meister-Verfassung unter einer
Spitze jenseits der weiß-blauen
Grenzen vorgestellt und für die
Ablösung des Norddeutschen
Systems geworben, das er aus
der Praxis selbst gekannt habe.
Ein wenig habe er dadurch wohl
zum Siegeszug der süddeutschen
Kommunalverfassung beitragen
können, die jetzt - mit Ausnahme
Hessens - flächendeckend gilt. 

Freilich, so räumt der Profes-
sor ein, sei es immer noch nicht
gelungen, alle Länder zu über-
zeugen, „dass der Bürgermeister
nicht nur Chef der Verwaltung,
sondern auch Vorsitzender des

Rates sein sollte“. In Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen Anhalt und Schleswig-
Holstein habe man wohl immer
noch Angst vor dem übermächti-
gen Bürgermeister. In Nieder-
sachsen habe das Parlament die
Frage nach einer oder zwei Spit-
zen der jeweiligen Gemeinde
selbst überlassen.

„Neben der besonderen Stel-
lung des Bürgermeisters in unse-
rem System gemischter Demo-
kratie“ haben Fragen kommuna-
ler Zusammenarbeit und des
kommunalen Wirtschaftsrechts -
z. B. der Wandel der Gemeinden
vom Hoheitsbetrieb zum Dienst-
leister in einer neuen Bürgerge-
sellschaft - Knemeyer immer be-
sonders fasziniert. Jedoch habe
auch die erfolgreiche Verstär-
kung kommunaler Partizipation
den Vertrauensverlust in die Po-
litik - auch die örtliche Politik -
nicht wirklich stoppen oder gar
umkehren können, erklärt er. Ge-
paart mit gewachsenem Selbst-
bewusstsein poche der Bürger
immer mehr auf seine demokra-
tischen Rechte - „freilich ohne
sich immer der damit verbunde-
nen Pflichten bewusst zu sein
und diese auch zu akzeptieren“. 

Ohnehin bestimmten - ausge-
hend von Brüssel - heute mehr
und mehr Transparenzgesetze
das Verhältnis zwischen Bürger
und Verwaltung, fährt Knemeyer
fort. Dieser neuen Tendenz ent-
sprächen auch die Informations-
freiheitsgesetze, „freilich bezo-
gen auf die Wahrnehmung eige-
ner Interessen des Bürgers und
nicht bezogen auf seine demo-
kratischen Mitwirkungsrechte“.

Anspruch auf Öffentlichkeit
könne aber nur dann bestehen,
wenn er zur Wahrnehmung eige-
ner Rechte erforderlich ist und
wenn er (so die neuen Transpa-
renzgesetze, die vor allem der
Bekämpfung auch der Korrupti-
on dienen) die Grenzen der
Rechte anderer berücksichtigt.
Damit gelte es, vor jedem Ak-
teneinsichtsverlangen des Bür-
gers diese Aspekte zu überprüfen
- siehe Datenschutz etc. 

Umfassende Information

Literatur und Rechtsprechung
hätten diesen Trend aufgegriffen
und neben der Anspruchsseite
auch die Pflichtenseite betont.
Der Bürger in einer demokrati-
schen Gesellschaft habe nicht
nur Rechte, sondern auch Pflich-
ten - Pflichten zur Mitwirkung in
seinem Gemeinwesen zur Förde-
rung des allgemeinen Wohls.
Unter diesem partizipativen de-
mokratischen Aspekt wird Kne-
meyer zufolge betont und her-
ausgearbeitet, dass möglichst
umfassende rechtzeitige Infor-
mation die Basis für eine wirksa-
me bürgerschaftliche Mitwir-
kung darstellt. „Good governan-
ce“ heißt das Zauberwort. 

„Der aktive Kommunalpoliti-
ker braucht ob eines derartigen
Systems der Öffnung und der
Mitgestaltung durch den Bürger
um seine Position nicht zu fürch-
ten“, meint der Professor und
fügt hinzu: „Zu einer Erosion
kommunaler Entscheidungs-
macht wird eine harmonische,
weiterentwickelte gemischt örtli-
che Demokratie nicht führen.“
Freilich seien die vom Bürger
gewählten Repräsentanten nicht
nur gehalten, sondern auch ver-
pflichtet, „ihr Rollenverständnis
zu überdenken und der neuen,
dem Demokratie- und Rechts-
staatsprinzip entsprechenden Si-
tuation anzupassen“. 

Das gläserne Amt, das gläser-
ne Rathaus oder auch der gläser-
ne Bürgermeister stellten in der
augenblicklichen Diskussion

noch gewisse Schreckgespenster
dar, doch werde der  bayerische
Bürgermeister damit umzugehen
verstehen, ist Knemeyer über-
zeugt. Der Bürgermeister dürfe
sich ruhig in der Sonne der Bür-
gerdemokratie bräunen lassen,
sollte sich aber gegen Sonnen-
brand schützen. „Schließlich
braucht er keine Angst vor der
Durchleuchtung zu haben, wenn
er das ‚Bürgermeistern’ wirklich
versteht!“ 

Aktive Öffentlichkeitsarbeit

In diesem Zusammenhang
verweist der Wissenschaftler
darauf, dass gegen gewachsenes
Informationsbedürfnis es seiner
Erfahrung nach nur hilft, selbst
in die Offensive zu gehen - „zu
zeigen, was getan und warum es
(nicht) getan wird“. Dabei sei
freilich der schwierige Spagat
zwischen Offenlegung und Ge-
heimhaltung zu vollziehen. Akti-
ve Öffentlichkeitsarbeit belebe
die politische Kultur und gestatte
auch dem Bürger, Erfolge in Be-
zug auf die nächste Wahl, auf die
Wiederwahl, zu bilanzieren. Sie
erlaube es auch -  richtig betrie-
ben - „sich nicht von der poli-
tisch anderen Seite die Butter
vom Brot nehmen zu lassen“. 

„Es ist der Bürgermeister, der
Art, Zeit und Ort der Offenle-
gung zu bestimmen hat“, macht
Knemeyer abschließend deut-
lich. Informationen durch Ein-
zelpersonen aus der Verwaltung
oder durch Ämter seien nur im
Einverständnis mit ihm zu ertei-
len und darum sei es sicherlich
nicht verfehlt, gerade diese Be-
reiche durch einen Informations-
codex oder ähnliches festzule-
gen. Gleiches gelte im Übrigen
für die Mitglieder des Rates.DK
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Bayerische Energie- und Klimapolitik:

Rückenwind durch EU
Stoiber: „Moderne Energiepolitik heißt heute vor allem 
Klimaschutzpolitik“ / Kernenergie weiter unverzichtbar

Bayern erhält durch das neue Energiepaket der Europäischen
Kommission Rückenwind für seine Energie- und Klimapolitik.
Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber betonte, dass Bayern in
der Energiepolitik eine Vorreiterrolle in Europa beansprucht.
Stoiber hat vor allem die große Bedeutung des Klimaschutzes
für eine moderne Energiepolitik herausgestellt. Stoiber: „Mo-
derne Energiepolitik heißt heute vor allem Klimaschutzpolitik.
Der Klimawandel und seine Folgen werden für viele Menschen
mehr und mehr spürbar. Gerade eine Energiepolitik der Zu-
kunft muss Antworten geben, die die hohe Lebensqualität in ei-
ner intakten Umwelt dauerhaft für die Bürger sichert.“ 

Stoiber begrüßte, dass auch
die EU-Kommission künftig
verstärkt auf einen klimafreund-
lichen Energiemix setzen will,
zu dem auch die Kernenergie
gehöre. Bayern will nach den
Worten Stoibers vor allem seine
Spitzenposition beim Einsatz
klimafreundlicher regenerativer
Energien ausbauen und so die
gute Klimabilanz des Freistaats
weiter verbessern.

Bundesweiter Motor

Stoiber: „Bayern ist bei den
immer wichtiger werdenden 
regenerativen Energien bereits
heute Motor in Deutschland. Bei
der Stromversorgung haben die
erneuerbaren Energien im Frei-
staat mit 20 Prozent einen fast
dreimal so hohen Anteil wie in
Deutschland insgesamt. Diesen
Weg werden wir künftig konse-
quent forcieren.“ Die CO2-
Emissionen liegen laut Umwelt-
minister Werner Schnappauf im
Freistaat pro Kopf mit 6,8 Ton-
nen pro Jahr um rund ein Drittel
unter dem deutschen Durch-
schnitt. 

Der EU kommt nach den Wor-
ten von Europaministerin Emilia

Müller eine ganz wichtige Rolle
zu, hohe Klimaschutzstandards
international durchzusetzen. Mül-
ler: „Wir müssen in Europa in der
Energie- und Klimapolitik an 
einem Strang ziehen und ge-
schlossen auftreten, um ehrgeizi-
ge Klimaschutzziele international
durchzusetzen. Hier haben wir in
den hochentwickelten Industrie-
ländern Europas auch eine beson-
dere Verantwortung für den Er-
halt der natürlichen Lebensgrund-
lagen auf unserer Erde.“ 

Für mehr Energieeffizienz

Wirtschaftsminister Erwin Hu-
ber sprach sich dafür aus, mit ei-
ner technologieoffenen, markt-
wirtschaftlichen Strategie Mög-
lichkeiten der Energieeinsparung
zu mobilisieren und die Inno-
vationen für mehr Energieeffizi-
enz in Europa voranzutreiben,
vor allem im Verkehrs- und Ge-
bäudebereich, aber auch bei 
Unternehmen, Produkten und
Dienstleistungen. Die Bayeri-
sche Staatsregierung befürwortet
auch, dass die EU-Kommission
im Hinblick auf die Auswirkun-
gen des Luftverkehrs auf das
Erdklima auf eine Einbeziehung

des Luftverkehrs in das Emis-
sionshandelssystem der Gemein-
schaft setzt. Sowohl Umweltmi-
nister Werner Schnappauf als
auch Wirtschaftsminister Erwin
Huber sehen im Emissionshandel
eine ökologisch wirksame und
ökonomisch sinnvolle Maßnah-
me zur Minderung der Klimaaus-
wirkungen durch Flugzeuge, die
anderen Instrumenten wie etwa
Sonderabgaben überlegen ist.

Kooperation forcieren

Huber hat die zentrale Bedeu-
tung einer sicheren, kostengün-
stigen und klimaverträglichen
Energieversorgung für Wachs-
tum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung in Europa her-
vorgehoben. In den Bereichen
Energieaußenpolitik und Versor-
gungssicherheit, Verbesserung
der Energieeffizienz, Ausbau er-
neuerbarer Energien, europäi-
sche Energieforschung und vor
allem zur Durchsetzung eines
wettbewerbsorientierten Ener-
giebinnenmarktes sei eine besse-
re Koordinierung und gemein-
sames Vorgehen in der EU sinn-
voll und geboten.

Huber: „Es wird immer deutli-
cher, dass eine sichere und um-
weltverträgliche Energieversor-
gung zu bezahlbaren Preisen nur
durch ein gemeinsames Vorge-
hen der EU erreicht werden
kann. Wir brauchen mehr eu-
ropäische Anstrengungen und
Zusammenarbeit gerade auch
gegenüber Energielieferländern.
Wir stehen international vor
großen Herausforderungen: Die

Importabhängigkeit der Europäi-
schen Union wird in den näch-
sten Jahren massiv ansteigen.
Der internationale Wettbewerb
um Primärenergieträger hat sich
mit dem wirtschaftlichen Boom
der Entwicklungs- und Schwel-
lenländer verschärft und wird
weiter zunehmen. Die Europäi-
sche Union muss sich daher ge-
meinsam vor allem für eine Ver-
breiterung des Energiebezugs
und den Abschluss eines neuen
Rahmenabkommens mit Russ-
land einsetzen.“

Huber kritisierte den bisher
unzureichenden Wettbewerb auf
den europäischen Strom- und
Gasmärkten. Huber: „Um die in-
ternationale Konkurrenzfähig-
keit unserer Wirtschaft zu stär-
ken, ist es eine vordringliche
Aufgabe der Energieverteuerung
entgegenzuwirken. Hier ist mehr
Wettbewerb gefordert.“ Huber
erklärte, dass vergleichende Un-
tersuchungen in den Mitglied-
staaten gezeigt haben, dass ei-
ne günstige Entwicklung der
Netzentgelte und diskriminie-
rungsfreier Netzzugang von ei-
ner kontinuierlichen, effektiven
Regulierung und nicht von den
Eigentumsverhältnissen am Netz
abhängen.

Wettbewerb intensivieren

Zur Intensivierung des Wett-
bewerbs sind nach den Worten
Hubers mehr Anbieter insbeson-
dere bei der Stromerzeugung, ei-
ne bessere Zusammenarbeit der
nationalen Regulierungsbehör-
den, stärkere Energiebörsen und
ausreichende grenzüberschrei-
tende Leitungskapazitäten not-
wendig. 

Gleichzeitig betonte Huber,
dass die anhaltend hohen Ener-
giepreise, internationale Versor-
gungsrisiken und die sich ver-
schärfende Klimaproblematik

auch in Deutschland eine sach-
liche Diskussion über die Per-
spektiven der Kernenergie drin-
gend notwendig machen. Huber:
„Ich freue mich, dass wir auch
mit unserer Auffassung zur
Kernenergie vollen Rückenwind
von der Europäischen Kommis-
sion erhalten. Wir brauchen eine
Laufzeitverlängerung der deut-
schen Kernkraftwerke, auch um
den Klimaschutz nachhaltig vor-
anzutreiben.“ 

Günstige Kernenergie

Die EU-Kommission hat die
Kernenergie in ihrem Energiepa-
ket als eine der größten, günstig-
sten und versorgungssichersten
Quellen CO2-freier Energie in
Europa bezeichnet. Huber: „Ei-
ne vorzeitige Abschaltung der
Kernkraftwerke in Deutschland
würde zu Mehremissionen zwi-
schen 100 und 150 Millionen

Tonnen CO2 pro Jahr und damit
einer Emissionszunahme um bis
zu 20 Prozent führen. 

Für Laufzeitverlängerung

Die Kernenergie vermeidet
derzeit allein in Bayern Jahr für
Jahr einen CO2-Ausstoß von et-
wa 40 Millionen Tonnen, mehr
als die gesamten CO2-Emissio-
nen des bayerischen Autover-
kehrs. Ohne Kernenergie wür-
den die CO2-Emissionen nicht
sinken, sondern bis 2020 wieder
ansteigen.“ Gegenüber der Bun-
desregierung werde sich Bayern
nach den Worten Hubers des-
halb auch weiterhin für eine
Laufzeitverlängerung deutscher
Kernkraftwerke einsetzen. Hu-
ber: „Ohne Kernenergie drohen
gerade Bayern erhebliche Ver-
sorgungsrisiken, höhere Strom-
preise und damit erhebliche
Standortnachteile.“

„Energie ist Bürgeranliegen“
„Energie ist ein wichtiges Thema für die Menschen in Europa“,
sagte EU-Wettbewerbskommissarin Neelie Kroes anlässlich des
High Level Workshops „Vollendung des Strom- und Gasbinnen-
markts - im Spannungsfeld zwischen Wettbewerb und Versor-
gungssicherheit“ in Berlin. „Von der Liberalisierung des Energie-
marktes, von mehr Wettbewerb und damit niedrigen Preisen sind
Bürgerinnen und Bürger unmittelbar betroffen.“

„Der europäische Energie-
markt ist nicht transparent und
noch zu undurchlässig an den
Grenzen. Und auch die Preisme-
chanismen sind nicht effizient.
Die EU-Kommission und die
deutsche Ratspräsidentschaft sind
sich einig, dass die Liberalisie-
rung auf dem Energiemarkt vor-
angetrieben werden muss. Ziel ist
ein integrierter europäischer En-
ergiebinnenmarkt. Wir müssen
die richtigen Rahmenbedingun-
gen für neue Investitionen schaf-
fen“, so EU-Wettbewerbskom-
missarin Kroes.

„Wir haben einen gemeinsa-
men Markt für Gas und Elektrizi-
tät. Jetzt gilt es, einen funktionie-
renden Binnenmarkt mit fairen
Wettbewerbsbedingungen und
gleichen Marktchancen für Un-
ternehmen zu schaffen.“ Die EU-
Kommission wird noch in diesem
Jahr einen Richtlinienvorschlag
zum Energiebinnenmarkt vorle-
gen. Kroes sprach von einem ehr-
geizigen Fahrplan, da Ministerrat
und Europäisches Parlament zu-
stimmen müssen. Die Umsetzung
könne innerhalb von weniger als
drei Jahren erfolgen.
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Kunden und Vertriebspartner von Bayerngas können
beruhigt sein. Durch diversifizierten Gaseinkauf und
innovatives Portfoliomanagement sind wir die ideale
Beschaffungsplattform für Erdgas.

Know-how und Erfahrung im Dienste des Kunden.

Unsere Partner sehen
den Gaseinkauf eher
entspannt.

Energiepartnerschaft mit Zukunft

www.bayerngas.de

Zweiter Upstream-Erfolg
der Bayerngas

Bayerngas erwirbt Anteile am Erdgasfund Sigrid
Die Bayerngas GmbH, München, hat über ihre Tochter Bayern-
gas Norge AS, Oslo, 30 % an der Lizenz PL263/B erworben. Die
Lizenz enthält den Gasfund Sigrid sowie zusätzliche Explora-
tionsprospekte innerhalb dieses geografischen Gebiets. Sigrid ist
mit einer Explorationsbohrung nachgewiesen und liegt bei einer
Wassertiefe von ca. 350 m in einer Tiefe von ca. 3500 m. 

Die Produktionsaufnahme
hängt von den weiteren Explora-
tionsmaßnahmen ab, mit denen
die umliegenden Strukturen ge-
prüft werden sollen. Nach der-
zeitigem Planungsstand könnte
die Gasförderung 2011 begin-
nen. Das Geschäft steht noch un-
ter dem Vorbehalt der Zustim-
mung durch die norwegischen
Behörden. 

Erschließungspotenzial

Der Fund Sigrid liegt in der
Norwegischen See ca. 150 Ki-
lometer nördlich von Trond-
heim am Südwestrand der er-
giebigen Erdgasprovinz Hal-
tenbanken, die weiteres Er-
schließungspotenzial birgt. Die
Aufbereitung und der Weiter-
transport des Erdgases und
Kondensats wird über die beste-
hende Infrastruktur der Felder

Asgard/Midgard erfolgen, die
sich in nur fünf Kilometer Ent-
fernung befinden. Dabei werden
die Felder über so genannte Sub-
sea Completions, Unterwasser-
anlagen, und unterseeische Pipe-
lines verbunden.

Portfolio-Aufbau

Der Erwerb der Anteile an der
Lizenz PL263/B ist nach dem
Kauf von Anteilen an dem Gas-
fund Vega South (Fram B) be-
reits der zweite Upstream-Erfolg
der Bayerngas. Ziel der Bayern-
gas ist, den eigenen Beitrag zur
Versorgungssicherheit und Preis-
stabilität zu erhöhen. „Mit dem
Erwerb der Anteile am Erdgas-
fund Sigrid demonstrieren wir
erfolgreich unsere Strategie, ne-
ben dem Bezug über Importeure
und Produzenten eine Produkti-
on aus eigenen Gasquellen bis zu

einem Anteil von 15 % unseres
Gesamt-Beschaffungsvolumens
aufzubauen. Um dabei die grund-
sätzlich mit Upstream-Projekten
verbundenen Risiken zu mini-
mieren, bauen wir ein Portfolio
aus Feldbeteiligungen und Betei-
ligungen an Explorationsprojek-
ten auf. Damit schaffen wir eine
Ausgewogenheit zwischen Chan-
cen und Risiken, die für einen
nachhaltigen Erfolg unabdingbar
ist“, betont Dr. Ulrich Mössner,
Geschäftsführer der Bayerngas
GmbH. 

Mehr Spielraum

Mössner weiter: „Erneut stellen
wir damit unter Beweis, wie
schlagkräftig eine Beschaffungs-
kooperation auf kommunaler
Ebene sein kann. Als Beschaf-
fungsplattform eröffnen wir unse-
ren Gesellschaftern und Kunden
auch den Zugang zum Förderge-
schäft, bündeln und minimieren
Risiken und tragen dazu bei, dass
unsere Partner im zunehmenden
Wettbewerb mehr Handlungs-
spielraum erhalten.“

Erdgasfahrzeuge liegen im Trend
Jährlicher Zuwachs um 40 Prozent 

Die Zahl der Erdgasfahrzeuge steigt seit Jahren kontinuierlich
um etwa 40 Prozent pro Jahr. Sie liegen damit bei Verbrau-
chern im Trend, aber auch Unternehmen setzen auf die um-
weltschonende Antriebsalternative. Dies belegen die offiziellen
Zulassungszahlen, die das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) nun
für das vergangene Jahr vorgelegt hat. 

Demnach ist der Gesamtbe-
stand von 38.933 Erdgasfahrzeu-
gen Anfang 2006 auf 54.772
Fahrzeuge zum 1.1.2007 gestie-
gen. Darunter waren 42.765
Pkw, 10.124 Lkw und 1.423
Busse. 

Mit knapp 4.000 Neuzulassun-
gen im Jahr 2006 ist Nordrhein-
Westfalen Spitzenreiter. Hier
sind mit 11.824 Erdgasfahrzeu-
gen auch die meisten Autos mit
dem umweltschonenden Antrieb
zugelassen. Die höchste prozen-
tuale Steigerung der Zulassungs-
zahlen ergab sich mit knapp 50
Prozent in Niedersachsen. Dort
fährt jeder 150ste neue Pkw be-
reits mit Erdgas. Der Löwen-
anteil des deutschen Fahrzeug-
bestandes kommt nach Anga-
ben des KBA aus Rüsselsheim.
Den 19.431 zugelassenen Erd-
gasfahrzeugen von Opel fol-
gen 12.058 von Fiat und 10.584
aus dem Haus Volkswagen. 

Steigende Zulassungszahlen

Für die Zukunft rechnet die
Branche mit weiter steigenden
Zulassungszahlen. Dafür ma-
chen die Experten zwei Faktoren
verantwortlich: Das hohe CO2-
Einsparungspotenzial durch die
Beimischung von BioErdgas
zum Kraftstoff Erdgas sowie die
Entwicklung von Turbomotoren
für Erdgasfahrzeuge. Insbeson-
dere die gegenüber herkömm-
lichen Antrieben reduzierten
Schadstoffemissionen machen
Erdgasfahrzeuge für umweltbe-
wusste Autofahrer zu einer inte-
ressanten Alternative.

Gravierende Vorteile

„Der Erdgasantrieb weist so-
wohl bei den CO2-Emissionen
als auch den lokal wirksamen
Schadstoffen wie Feinstaub und
Stickoxiden gravierende Vorteile
auf“, erläutert Albert Kobbe vom
Trägerkreis Erdgasfahrzeuge.
Die monovalenten Erdgasfahr-
zeuge, die 2006 zugelassen wur-
den, haben einen durchschnittli-
chen CO2-Ausstoß von 146
g/km und sind damit sehr nahe
an dem Zielwert der deutschen

Autoindustrie von 140 g/km.
Kleine Erdgasfahrzeuge, wie
der Fiat Panda Natural Power,
liegen klar unter diesem Wert.
Dass geringer Schadstoffaus-
stoß und Fahrdynamik sich
nicht ausschließen müssen,
zeigen die in der Entwicklung
befindlichen Erdgas-Turbomo-
toren. 

Neue Maßstäbe

Ein VW Touran TSICNG ver-
braucht trotz doppelter Aufla-
dung nur 5,2 Kilogramm Erdgas,
was einen CO2-Ausstoß von we-
niger als 140 g/km ergibt. Das

setzt für eine Mittelklasse-Li-
mousine neue Maßstäbe. Wer-
den Erdgasfahrzeuge mit regene-
rativ erzeugtem BioErdgas be-
trieben, lässt sich der CO2-Aus-
stoß noch weiter reduzieren. Die
deutsche Gaswirtschaft hat sich
verpflichtet, dem Kraftstoff Erd-
gas bis 2020 bis zu 20 Prozent
BioErdgas beizumischen. Das
entspricht einer CO2-Reduktion
von rund 15 Prozent, da das Bio-
Erdgas nahezu klimaneutral ist.
Ein Opel Zafira 1.6 CNG, der
heute mit Erdgas als Kraftstoff
einen CO2-Ausstoß von 138
g/km hat, hätte mit einer Beimi-
schung von 20 Prozent BioErd-
gas einen CO2-Ausstoß von 120
g/km. Würden Erdgasfahrzeuge
reines BioErdgas tanken, wären
sie sogar fast CO2-neutral. 

Weitere Infos unter www.
erdgasfahrzeuge.de

E.ON Bayern:

Senkung des Erdgaspreises
zum 1. Mai um 7 Prozent 

Zum 1. Mai 2007 senkt E.ON Bayern die Erdgaspreise für
Haushaltskunden um sieben Prozent. Damit profitieren die
E.ON Bayern-Haushalts- und Kleingewerbekunden zum zwei-
ten Mal in diesem Jahr von sinkenden Erdgaspreisen. Die Ar-
beitspreise sinken zum 1. Mai 2007 um 0,48 Cent pro Kilo-
wattstunde brutto. 

Zum Jahreswechsel sind -
trotz Erhöhung der Mehrwert-
steuer - die Preise bereits um
0,14 Cent pro Kilowattstun-
de brutto gesunken. Für einen
durchschnittlichen Vier-Perso-
nen-Haushalt mit einem jährli-
chen Verbrauch von 30.000 kWh
bedeutet die neuerliche Preissen-
kung eine weitere Ersparnis von
über 140 Euro brutto im Jahr.

Koppelung an Ölpreis

Der Gaspreis ist mit zeitlicher
Verzögerung an den Ölpreis ge-
koppelt. Da die Entspannung 
bei den Ölpreisen in den letzten
Monaten angehalten hat, sinken
nun auch die Gaspreise. Mit dem
Produkt E.ON Erdgas spe-
zial haben sich viele Kunden 
im Oktober letzten Jahres für 
eine Preisgarantie entschieden.
Selbstverständlich profitieren
auch diese Kunden von der
Preissenkung zum 1. Mai in der
Weise, dass E.ON Bayern auf

die mit dem Stabilitätsprodukt
verbundene Einmalzahlung von
20 Euro verzichtet.

Moderate Preisgestaltung

„Wir haben uns das Ziel ge-
setzt, uns durch eine moderate
und faire Preisgestaltung im Feld
der günstigeren Energieversorger
zu etablieren“, erklärte Dr. Ste-
fan Vogg, Vertriebsvorstand bei
E.ON Bayern. „Diese Position
haben wir seit längerem erreicht
und mit der neuerlichen Preissen-
kung bei Erdgas weiter gefestigt.“
Das Gleiche gelte auch für Strom.
Im direkten Vergleich der Grund-
versorgungstarife von über 800
Stromanbietern in Deutschland
zählt E.ON Bayern laut Strom-
vergleichsplattform VERIVOX
zu den günstigeren Versorgern.
Bei einem 4-Personen-Haushalt
(4.000 kWh Jahresverbrauch)
liegt E.ON Bayern um rund 50
Euro unter dem Bundesdurch-
schnitt.
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Senken Sie mit uns
Ihren Energieverbrauch.

Werden Sie EnergieSpar-Detektiv und
entdecken Sie wertvolle Ratschläge im Internet
unter www.eon-bayern.com/energietipps

Und ab Mai 2007 beraten Sie wieder unsere
Experten im E.ON Bayern Energie-Mobil,
wie Sie Energie und Geld sparen können.

Mit Sicherheit

faire Preise

Bad Bocklet:

Baufortschritt bei Biogasanlage
Gemeinschaftsprojekt von E.ON Bayern und Maschinenring zur

umweltfreundlichen Strom- und Wärmegewinnung

Derzeit entsteht in Bad Bocklet am Windheimer Berg im Rah-
men eines Gemeinschaftsprojekts eine Biogasanlage mit einer
Investitionssumme von rund 2,8 Millionen Euro. Das Biogas-
Blockheizkraftwerk (BHKW) und das Wärmenetz werden von
der E.ON Bayern Wärme GmbH errichtet und betrieben. Der
Maschinenring Energie Bad Bocklet baut und betreibt die Bio-
gasanlage.

Anfang April war reges Trei-
ben auf der Baustelle angesagt.
Mit einem Tieflader werden die
Trafostation und der Container
für das Blockheizkraftwerk gelie-
fert. Mit einem 200-Tonnen-Kran
wird zunächst die Trafostation
eingehoben. Rund eine Stunde
dauert es, bis die 24 Tonnen
schwere Station an ihrem Platz
steht. Diese wird das Biogas-
Blockheizkraftwerk mit dem Mit-
telspannungsnetz verbinden, um
den im BHKW erzeugten Strom
dort einzuspeisen.

Danach wird in Maßarbeit der
20 Tonnen schwere Container für
das BHKW eingesetzt. Dieser
enthält neben dem eigentlichen
BHKW, bestehend aus einem

Motor mit Generator, auch
Hilfsaggregate, Regelung und
Steuerung. Anschließend werden
die Anbauteile, unter anderem
Schalldämpfer, Wärmetauscher
und Kamin, mit einem Gesamt-
gewicht von weiteren acht Ton-
nen auf den Container gehoben.

Pflanzliche Stoffe

Das Biogas-BHKW wird sein

Gas von der cirka einen Kilo-
meter entfernten Biogasanlage
bekommen, die derzeit gebaut
wird. In der Anlage werden aus-
schließlich pflanzliche Stoffe zu
Biogas verarbeitet, aus denen 
im Blockheizkraftwerk umwelt-
freundlich Wärme und Strom ge-
wonnen wird. 

Kostenpunkt

Da bei der Verbrennung von
Biogas nur die Kohlendioxid-
menge freigesetzt wird, die
durch das Wachstum der Pflan-
zen der Atmosphäre vorher entzo-
gen wurde, erfolgt die Energieer-
zeugung CO2-neutral.

E.ON Bayern investiert 1,2
Millionen Euro für die Errich-
tung des Biogas-Blockheizkraft-
werks, der erforderlichen Wär-
me- und Gasleitungen und in die
Modernisierung der bestehenden
Heizzentrale. Die Biogasanlage,
die das Gas für den Betrieb des
Blockheizkraftwerks liefert, ko-
stet den Maschinenring 1,6 Mil-
lionen Euro.

„Offensive“ Jahre

Die Jahre 2006 und 2007 stan-
den bzw. stehen bei E.ON Bay-
ern im Zeichen einer Bio-gasof-
fensive. Insgesamt zehn Millio-
nen Euro investiert der bayeri-
sche Regionalversorger in den
Neubau und die Modernisierung
von Kleinkraftwerken. Die erste
Anlage ging 2006 in Schwan-
dorf in Betrieb. Eine weitere An-
lage wurde im Januar 2007 in
Arzberg in Betrieb genommen.
Derzeit ist ebenfalls eine Anlage
in Hammelburg im Bau.

Region Ostbayern:

„Erdgas als
Kraftstoff“
Steigende Treibstoffpreise für

Benzin und Diesel, verschärfte
Grenzwerte für Feinstaub und
demnächst für Stickoxide be-
scheren mit Erdgas betriebenen
Fahrzeugen einen Boom. Zu-
sammen mit dem Regionalma-
nagement „VierStädtedreieck“
lud E.ON Bayern zur Informa-
tionsveranstaltung „Erdgas als
Kraftstoff“ nach Grafenwöhr. 

Bürgermeister Helmuth Wäch-
ter und Regionalmanager Mar-
kus Edenharder begrüßten die
zahlreichen Gäste im Gründer-
zentrum in Grafenwöhr. Ziel der
Veranstaltung war es, die Mög-
lichkeiten für die Anwendung
von Erdgas im Fahrzeugbereich
aufzuzeigen. Die Experten von
E.ON Bayern gaben einen
Überblick über den aktuellen
Stand der Entwicklung bei Erd-
gasfahrzeugen und Erdgastank-
stellen.

Erdgas als Kraftstoff ist nicht
nur eine günstige Alternative zu
Benzin und Diesel, sondern
schont auch die Umwelt. Erd-
gasfahrzeuge stoßen bis zu 80
Prozent weniger Schadstoffe
aus und sind wesentlich leiser
und günstiger im Unterhalt. Ge-
genüber einem Benziner spart
man 50 Prozent und gegenüber
einem Diesel bis zu 35 Prozent
der Treibstoffkosten. Außerdem
sind die Abgase praktisch ge-
ruchs- und russpartikelfrei, so
dass auch der Smog-Bildung
vorgebeugt wird. 

Gerade im kommunalen Be-
reich gebe es vielfältige Ein-
satzmöglichkeiten für mit Erd-
gas betriebene Fahrzeuge. Bei
Neuanschaffungen und entspre-
chender Infrastruktur seien Erd-
gasautos eine ernstzunehmen-
de Alternative - zur Entlastung
der kommunalen Haushalte und
zum Nutzen der Umwelt. E.ON
Bayern geht dabei mit gutem
Beispiel voran: Allein im ver-
gangenen Jahr verdoppelte der
Energieversorger seinen Be-
stand an Erdgasfahrzeugen.

Das Netz von Erdgastankstel-
len soll weiter ausgebaut wer-
den. Auch E.ON Bayern als
Partner der Kommunen beteiligt
sich an diesem Ausbau. Geplant
sind jährlich zwei neue Tank-
stellen im Versorgungsgebiet.
Zur Zeit betreibt der Energie-
versorger Erdgastankstellen in
Schwandorf, Neunburg vorm
Wald, Roding, Burglengenfeld
und Kronach.

E.ON Bayern / Region Oberfranken:

Sichere Straßenbeleuchtung
In Oberfranken ist E.ON Bayern in fast allen der von ihr mit
Strom versorgten Kommunen auch für den Betrieb und die
Wartung der Straßenbeleuchtung zuständig. Der Energie-
dienstleister lässt daher stichprobenartig jedes Jahr die Stand-
sicherheit der Straßenbeleuchtungsmaste durch eine Fachfir-
ma überprüfen. Hierdurch wird gewährleistet, dass von der
Anlage keine Gefährdungen ausgehen. 

Auch im Bereich des Kunden-
centers Bamberg wurden jetzt
die Routineprüfungen in Burg-
ebrach, Hallerndorf, Hausen,
Schlüsselfeld, Untersteinbach,
Weisendorf, Neunkirchen, Dor-
mitz, Baiersdorf, Erlau, Lisberg,
Schadlos, Pettstadt, Ebelsbach,
Baunach, Maroldsweisach, Ebens-
feld, Kirchlauter, Reckendorf und
Kemmern durchgeführt. 

Bei der Begutachtung der Ma-
sten verlässt man sich nicht mehr
auf den Augenschein oder den
Hammerschlag, sondern auf ein
innovatives Verfahren, das unter

Berücksichtigung verschiedener
DIN-Normen exakte, technische
Messdaten liefert. Mit einem
hoch entwickelten Prüfgerät wird
Mast für Mast ein Belastungsdia-
gramm erstellt (Kraft-Weg-Dia-
gramm). Hierfür wird der Mast
einer Zug- und Druckkraft ausge-
setzt, die einem Vielfachen der
Windlast entspricht. 

Das so genannte Mast-EKG
spürt eventuelle Schwachstellen
von Mast oder Fundament auf
und dokumentiert diese. Je nach
Befund werden dann weitere
Maßnahmen eingeleitet.
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Fachtagung des Bayerischen Städtetags:

Geothermie in
bayerischen Kommunen

Die Gewinnung von Strom und Wärme aus Geothermie ist
derzeit ein hochaktuelles Thema in der kommunalen Energie-
politik, vor allem in den Regionen in Bayern mit den ergiebig-
sten Vorkommen von Erdwärme südlich der Donau bis zum
Alpenrand. Mit einer Informationsveranstaltung in Unterha-
ching gab der Bayerische Städtetag einen Überblick über die
rechtlichen Aspekte und Fördermöglichkeiten, die Potenziale
und Nutzungsmöglichkeiten sowie die wichtigsten Themen bei
der Vertragsgestaltung und der Ausschreibung. Die mit etwa
150 Kommunalpolitikern und Interessenten sehr gut besuchte
Tagung zeigte aber auch, wie Geothermie in Bayern bereits in
der Praxis funktioniert. 

Bestes Beispiel hierfür ist die
Gemeinde Unterhaching bei
München, wie Bürgermeister
Dr. Erwin Knapek zu berichten
wusste. Mitte Januar diesen
Jahres wurde die zweite Tief-
bohrung des Geothermiepro-
jektes mit der Feststellung der
Fündigkeit erfolgreich abge-
schlossen.

Das vorläufige Ergebnis
übertrifft alle bisherigen Er-
wartungen: Temperatur und
Schüttmenge des in 3.577 Tie-
fe gefundenen Wassers lassen
nochmals bessere Schüttungs-
raten erwarten, wie bei der er-
sten Tiefbohrung. Damit ist die
endgültige Fündigkeit und der
wirtschaftliche wie geologi-
sche Erfolg des Projektes gesi-
chert. Die Temperatur ist im
Vergleich zur ersten Tiefboh-
rung nochmals deutlich höher
und liegt derzeit bei gemesse-
nen 127 Grad Celsius. Die
Länge des Bohrloches beträgt
insgesamt 3.864 Meter. 

Beispiel Unterhaching

Die erste Bohrung in Unter-
haching Ende September 2004
hatte in 3.350 Metern Tiefe
thermales Wasser mit einer
Temperatur von 123 Grad Cel-
sius und einer Schüttung von

150 Litern pro Sekunde Wasser-
menge ergeben. Nach den vor-
läufigen Ergebnissen der zwei-
ten Bohrung kann die komplet-
te Wassermenge aus der ersten
Bohrung ohne weiteren Pump-
stromaufwand in die Erde zu-
rückgeführt werden, da die
Schüttungsrate deutlich höher
ist, als bisher erwartet. Dies
wird die Wirtschaftlichkeit des
Projektes weiter erhöhen, weil
zusätzlicher Stromaufwand für
die Rückführung des Wassers
nicht erforderlich sein wird.

Möglicher Exportschlager

Die Energie- und Wärmege-
winnung aus Geothermie könn-
te zu einem Exportschlager für
Technik und Know-how aus
Deutschland werden. Das Geo-
thermieprojekt in Unterhaching,
derzeit das größte Projekt zur
Nutzung geothermischer Ener-
gie in Deutschland, entwickelt
sich dabei zum Musterbeispiel
für die wirtschaftliche Nut-
zung erneuerbarer Energien in
Deutschland.

KALINA-Anlage

Knapek zufolge baut die SIE-
MENS AG in Unterhaching
derzeit die erste und größte KA-

LINA-Anlage zur Stromerzeu-
gung aus geothermischer Ener-
gie in Deutschland. Das Sie-
mens Kraftwerk wird voraus-
sichtlich im Herbst 2007 ans
Netz gehen. In Unterhaching
wird damit das weltweit mo-
dernste Erdwärmekraftwerk
entstehen, das im so genannten
Niedertemperaturbereich (bis
200 Grad Celsius) arbeitet und
wesentlich effizienter und somit
wirtschaftlicher als bisher das
vorhandene Heiß- oder Ther-
malwasser vor Ort in Energie
umwandelt.

Die Besonderheit

Im Unterschied zu herkömm-
lichen Geothermie-Anlagen
wird dabei das Wasser nicht nur
für das örtliche Fernwärmenetz
genutzt, sondern dient je nach
Bedarf auch der Stromerzeu-
gung. So können z. B. im Som-
mer, wenn nur wenig Fernwär-
me gebraucht wird, bis zu 3,36
Megawatt elektrische Energie
erzeugt und ins Stromnetz ein-
gespeist werden. Diese Strom-
menge entspricht dem Ver-
brauch von rund 10.000 bun-
desdeutschen Durchschnitts-
haushalten. Unterstützt wird das
Projekt vom Bundesumweltmi-
nisterium und dem bayerischen
Wirtschaftsministerium.

Projekt München-Riem

Allein das Verhältnis von 82
beantragten zu 6 bereits lau-
fenden Geothermieprojekten in
Bayern zeigt, dass Geothermie
derzeit noch Pionierarbeit be-
deutet. Auf besondere Aufmerk-
samkeit stieß deshalb auch der
Vortrag von Werner Rühle von

den Stadtwerken München, der
auf das fertige, funktionierende
Geothermieprojekt München-
Riem verweisen konnte, sowie
jener von Dr. Ralph Baasch, der
die Pullacher Geothermie „von
der Idee bis zum Betrieb“ vor-
stellte.

Pullacher Beweis

„Eine Gemeinde kann ein 
Geothermieprojekt auch mit ei-
genen Kapazitäten stemmen -
Pullach ist der Beweis“, betonte
Baasch eingangs. Eine externe
Projektfirma sei durchaus nicht
immer nötig. Obwohl, wie Rai-

ner Zimmer vom bayerischen
Wirtschaftsministerium betont
hatte, die Zeitpläne von Geo-
thermieprojekten meist erheb-
lich überschritten werden, wus-
ste Baasch zu berichten, dass im
Fall Pullach zwischen Bohrbe-
ginn und erster Wärmelieferung
nur ein Jahr lag. 

Solide wirtschaftliche
Grundlage

Der Referent machte zudem
deutlich, dass das im Mai 2006
offiziell eingeweihte Pullacher
Projekt auf einer soliden wirt-
schaftlichen Grundlage steht,

auch wenn die Wärmeversor-
gung aus Geothermie nicht mit
den Renditemaßstäben privater
Investoren gemessen werden
könne. Schließlich müssten bei
der Geothermie auch Infrastruk-
tur- und Umweltschutzaspekte
sowie die Unabhängigkeit von
fremden Energielieferungen ge-
sehen werden. Darüber hinaus
verwies Baasch darauf, dass
auch scheinbar unbedeutende
Maßnahmen wie Schallschutz-
konzept, Umweltschutzmaß-
nahmen und nicht zuletzt Öf-
fentlichkeitsarbeit einem Geo-
thermieprojekt zum Erfolg ver-
helfen. DK

Wohnungsbau Pfarrkirchen - Simbach:

Fernwärme aus 
Geothermie-Kraftwerk

Heizt mit Erdwärme: 50er und 60er Jahre-Bestand in Simbach

Die Wohnungsbau GmbH Pfarrkirchen-Simbach am Inn be-
sitzt rund tausend Wohneinheiten im eigenen Bestand und ver-
waltet zudem weitere 500. In den vergangenen Jahren hat sie
in Simbach rund 250 Wohneinheiten energetisch modernisiert.
Sie befinden sich in zwei- bis viergeschossigen Wohnhäusern,
die überwiegend in den 50er und 60er Jahren erbaut wurden.
Beheizt werden sie durch Geothermie im Rahmen des mit Ab-
stand größten Erdwärme-Projektes in Mitteleuropa.

Das mit Abstand größte län-
derübergreifende Geothermie-
Projekt in Mitteleuropa entstand
durch die Zusammenarbeit der
beiden Nachbarstädte Braunau
(18.000 Einwohner) und Sim-
bach (10.000 Einwohner). 

Erste Bohrungen 1999

Aufgrund einer Wirtschaftlich-
keitsstudie wurden 1999 die er-
sten Bohrungen vorgenommen,
im Jahr 2000 mit dem Leitungs-
bau begonnen und bereits im
Herbst 2000 wurden die ersten
Kunden aus der neuen umwelt-
schonenden Energiequelle ver-
sorgt. Aus einer Tiefe von 2 000
Metern wird die umweltfreundli-
che Erdwärme gewonnen. Dafür
waren zwei Tiefbohrungen not-
wendig - eine Förder- und eine
sogenannte Verpressbohrung.

Die gespeicherte Wärme in
dem aus der Förderbohrung ge-
pumpten Thermalwasser wird
mittels Wärmetauscher an das
angeschlossene Fernwärmenetz
weitergegeben. 74 Liter Heiß-
wasser werden pro Sekunde ge-
fördert. Das genutzte Wasser
wird über die Verpressbohrung
wieder in den Untergrund zu-
rückgepumpt. Dem Vorkommen
wird so kein Wasser entzogen.
Im Jahr 2006 wurden 53,1 GWh
der insgesamt benötigten 67
GWh an Wärme über die Geo-
thermie abgedeckt. 

Gaskessel im Einsatz

Der Rest wird mit Hilfe eines
Gaskessels in der Heizzentrale
von Simbach aufgebracht. Durch
diesen Gaskessel wird die in der
Erde gespeicherte Wärme von
rund 80 Grad in kalten Winter-
monaten auf die erforderliche
Betriebstemperatur von 110
Grad Celsius gebracht. Derzeit
sind rund 750 Gebäude und
mehr als 2000 Haushalte an die
umweltfreundliche Fernwärme
angeschlossen. 

Dazu gehören viele Großab-
nehmer wie Krankenhäuser,
Kurkliniken und Freizeitcenter.
In Simbach konzentrieren sich
die Fernwärme-Anschlüsse vor
allem auf Wohnhäuser. Die
Wohnungsbau GmbH Pfarrkir-
chen-Simbach am Inn hat im
Rahmen der Generalsanierung
ihre Wohnhäuser an das effizien-
te Fernwärmenetz angeschlos-
sen. Die Wohnungsbaugesell-
schaft hat dafür nur einen Bau-
kostenzuschuss für die Leitungs-
verlegung bezahlt. 

Konrad Freutsmiedl, Ge-
schäftsführer der Wohnungsbau
GmbH Pfarrkirchen-Simbach,
lag es besonders daran, die Heiz-

kosten in den zwei- bis vierge-
schossigen Sozialbau-Wohnun-
gen niedrig zu halten. Die um-
weltfreundliche Erdwärme führt
darüber hinaus jährlich zu einer
Einsparung von 16.300 Tonnen
CO2 im Vergleich zum Heizöl. 

Erhöhte Preise

Allerdings hat sich die Kos-
tenersparnis für die Abnehmer
der Fernwärme mittlerweile re-
lativiert. Ende 2005 lag der
Fernwärmepreis noch 40 Pro-
zent unter dem für die ver-
gleichbare Menge Heizöl. Doch
da zu circa einem Drittel der
Einsatz von Erdgas notwendig
ist und der Preis dafür im letzten
Jahr gestiegen ist, haben sich
zum Unmut der Abnehmer die
Preise erhöht. 

Die zu geringe Erdwärme ver-
hindert auch die Verstromung.
Doch bisher ist man von kom-
munaler Seite her schon zufrie-
den, dass sich das Thermalwas-
ser durch die 35 Kilometer lan-
gen Leitungen nicht abgekühlt
hat. In dem Fall müsste neu ge-
bohrt werden. Die bestehenden
Verträge laufen auf 20 Jahre. 

„Wir hängen noch am
Tropf der Subventionen“

„Das ganze Projekt hängt am
Tropf der Subventionen. Wir
sind froh, irgendwann eine
schwarze Null schreiben zu kön-
nen,“ so Anton Schuhbauer, Ge-
schäftsleitender Beamter der
Stadt Simbach. Denn nicht alle
Investitionen sind über die Ge-
sellschafter abgedeckt und des-
halb drücken die Zinsen für
Darlehen vom freien Kredit-
markt. An der Geothermie Brau-
nau-Simbach GmbH und damit
an dem mittlerweile auf einen
Umfang von 21 Millionen Euro
angewachsenen Projekt, das von
der EU mit rund 2,3 Millionen
sowie von den Ländern Bayern
und Oberösterreich und dem
Umweltministerium mit insge-
samt mehr als 5,7 Millionen Eu-
ro gefördert wird, sind insgesamt
sieben Partner beteiligt. 

Über Grenzen hinweg

Auf österreichischer Seite
gehören dazu die Energie AG
Oberösterreich, die OÖ Ferngas
AG und die Stadt Braunau. Auf
deutscher Seite sind es die 
Geothermie-Gesellschaft und die
Stadt Simbach, der Landkreis
Rottal-Inn, die E.On Bayern so-
wie die Geo-Fernwärme Südbay-
ern GmbH. Die Zusammenset-
zung der Anteile dokumentiert
die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit: Österreichische
und deutsche Beteiligte halten
insgesamt jeweils 50 Prozent. 

Kräftiger Impuls

Bei der Nutzung der Erdwär-
me bleiben die Entgelte zum
großen Teil im bayerisch-öster-
reichischen Grenzraum. Für die
Region bedeutet dies einen kräf-
tigen Impuls zur Sicherung vor-
handener Arbeitsplätze. Im Zuge
des Geothermie-Projekts hat ein
privater Investor die Chance zur
Umsetzung einer Idee genutzt.
Die Stadt Simbach hat ihm das
Grundstück direkt neben der
Förderbohrung verkauft. Dort
werden nun BHKW-Module er-
stellt, die mit Rapsöl betrieben
werden und Strom einspeisen
können. Die Abwärme wird im
Sommer zum Betrieb einer
Holzhackschnitzel-Trocknungs-
anlage genutzt. In der Heizperi-
ode liefert die Anlage die Wärme
direkt in die Heizanlage von
Simbach. Dagmar Lange
Kontakt: Richard Findl, Ers-
ter Bürgermeister Simbach
am Inn, Tel.: 08571/606-0, In-
ternet: www.simbach.de

8. Berliner
Energietage
Mit rund 30 Fachveranstal-

tungen bieten die 8. Berliner
Energietage wieder einen um-
fassenden Überblick über die
aktuellen Entwicklungen im
Bereich Energieeffizienz in
Deutschland.

Zu dem vom 7. bis 9. Mai
von der Deutschen Ener-
gie-Agentur GmbH und dem
Berliner ImpulsE-Programm
veranstalteten Event werden
rund 3.500 Teilnehmer aus
Deutschland und dem deutsch-
sprachigen Ausland erwartet. 

Das komplette Programm ist
unter www.berliner-energieta-
ge.de abrufbar. Hier besteht
auch die Möglichkeit, sich di-
rekt für die Veranstaltungen
anzumelden.

Diverse Zielgruppen

Mit speziell auf ihre Interes-
sen zugeschnittenen Veranstal-
tungen werden unterschied-
lichste Zielgruppen angespro-
chen: von der Wohnungs- und
Immobilienwirtschaft, über
Architekten und Planer, bis hin
zu Haustechnikherstellern, der
Energiewirtschaft oder auch
Vertretern öffentlicher Einrich-
tungen. Die Abendveranstal-
tungen bringen Praktiker mit
politischen Entscheidern aus
Verbänden und Ministerien zu-
sammen.

Die begleitende Fachmesse
Energie ImpulsE 2007 rundet
als fester Bestandteil der Ener-
gietage das Programm ab.
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Partnerschaft mit Zukunftsperspektive

ESB-Wärme – Service für Kommunen

Das Contracting-Modell für
öffentliche Gebäude und
Einrichtungen

Wir verstehen uns als regionaler
Partner für konventionelle als auch
innovative Wärme-Konzepte. Im
Vordergrund stehen dabei Wirt-
schaftlichkeit, regionale Energien
und natürlich die Umwelt.
Sie haben einen Partner mit viel
Erfahrung an Ihrer Seite.

Mit dem ESB-WärmeService haben
Sie folgende Vorteile:

• Modernisieren ohne selbst zu
investieren

• ESB-Wärme plant, organisiert und
betreibt Ihre Wärmeversorgung

• Moderne, umweltschonende
Anlagen mit niedrigem Energie-
verbrauch

• Alle Leistungen sind im monat-
lichen Wärmepreis enthalten

ESB-Wärme GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • Tel. 089-68003-517 • E-Mail: info@esb.de • Internet: www.esb.de

Wir schicken Ihnen gerne unsere
Referenzbroschüre oder vereinbaren
Sie gleich einen Termin mit dem
ESB-Wärme Berater.

Ergomar Erlebnisbad in Ergolding – für Wärme und Strom sorgt ein Blockheizkraftwerk

www.der-flexible-Raum.de

Container · Raummodule · Hallensysteme

Erdgas Südbayern unterstützt moderne Technologie:

Ab sofort auch Solarförderung
Der Energieverbrauch kann durch die Modernisierung von
Heizanlagen drastisch reduziert werden - und das ohne Ein-
buße an Komfort. Rund ein Drittel des deutschen Energiever-
brauchs fällt nach Angaben der ASUE Arbeitsgemeinschaft für
sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch allein
auf Heizung und Warmwasser. Die Erdgas Südbayern GmbH
(ESB) unterstützt gezielte Maßnahmen zur Energieeinsparung
mit attraktiven Förderprogrammen.

Energiespar-Prämie für
Erdgas-Brennwerttechnik
und Solar

„Nachweislich brauchen mo-
derne Heizsysteme, wie zum
Beispiel die Erdgas-Brennwert-
technik, deutlich weniger Ener-
gie“, erklärt Martin Heun, Pro-
kurist bei der ESB - „und diese
moderne Technik schneidet auch
im Vollkostenvergleich mit an-
deren Heizsystemen am besten
ab. Immer mehr Bauherren und
Modernisierer entscheiden sich
für Erdgas-Brennwertgeräte. Der
spezifische Vorteil der Brenn-
werttechnik ist die Wärmerück-
gewinnung aus dem Abgas, wo-
durch Energie eingespart und die
Umwelt entlastet wird. Brenn-
werttechnik spart bis zu 15 Pro-
zent Energie gegenüber her-
kömmlichen Heizungen und bis
zu 40 Prozent im Vergleich zu al-
ten Anlagen. Den Spareifer be-
lohnt die ESB mit 250 Euro En-
ergiespar-Prämie für bestehende
Gebäude und Neubauten bis zu 3
Wohnungen und 500 Euro ab 4
Wohnungen. 

Für die Kombination der Erd-
gasheizung mit einer thermi-
schen Solaranlage zahlt die

ESB noch zusätzlich einen Sol-
arbonus in Höhe von 400 Euro.
Die Förderungen gibt es für alle
Neukunden der ESB bis Ende
2007, wenn ein Partnervertrag
mit fünf Jahren Laufzeit für die
Erdgaslieferung abgeschlossen
wird und an keinem früheren
Förderprogramm teilgenommen
wurde.

Beispielrechnung

Bei weltweit steigenden En-
ergiepreisen helfen Investitio-
nen in die Heizanlage, die Ener-
giekosten langfristig im Griff zu
halten. Dies bestätigt eine Bei-
spielrechnung des BDH Bun-
desindustrieverband Deutsch-
land Haus-, Energie- und Um-
welttechnik e.V. Ausgehend von
einem freistehenden Einfamili-
enhaus Baujahr 1970 mit einer
Nutzfläche von 150 m², einem
Standardheizkessel sowie ei-
nem direkt beheizten Trinkwas-
sererwärmer - entsprechend ei-
nem jährlichen Energiebedarf
von 424 Kilowattstunden/m² -
hat der BDH untersucht, wie
hoch die mit verschiedenen
Maßnahmen verbundene Ener-
gieeinsparung sein kann.

Brennwertkessel

Im ersten Sanierungsschritt
wird ein neuer Brennwertkessel
und Trinkwassererwärmer in-
stalliert. Der Energiebedarf re-
duziert sich dadurch um 30 Pro-
zent. Das entspricht bei einem
Energiepreis von 0,7 Euro pro
Kubikmeter Erdgas einer Ein-
sparung von rund 1.270 Euro
pro Jahr. Da die hierfür notwen-

digen Investitionen rund 6.500
Euro betragen, amortisiert sich
diese Sanierungsmaßnahme in
weniger als fünf Jahren. 

Solaranlage

In einem zweiten Schritt wer-
den zusätzlich eine Solaranlage
integriert, weitere Heizkörper
ergänzt sowie die Verteilleitun-

gen gedämmt. Damit wird die
optimale Brennwertnutzung er-
zielt. Dafür sind noch einmal
rund 5.500 Euro zu veranschla-
gen. Im Ergebnis verringert sich
der Energieverbrauch gegenü-
ber der Ausgangssituation um
rund 40 Prozent. Dies entspricht
einer Senkung der Energieko-
sten auf Basis der genannten
Preise um 1.864 Euro pro Jahr. 

Weniger Emissionen

Dieses Beispiel zeigt, dass
sich die Investition in eine neue
Heizanlage schon innerhalb

weniger Jahre amortisieren
kann. Die ASUE weist zudem
auf die damit verbundene Ein-
sparung an Emissionen hin:
Die Reduzierung des Energie-
verbrauchs um 40 Prozent be-
deutet im Falle des beschriebe-
nen Gebäudes eine Verringe-
rung des Kohlendioxid-Aus-
stoßes um rund sieben Tonnen
im Jahr. ESB senkt Erdgaspreis

Sinkende Nachfrage nach Energie und damit sinkende
Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt ermöglichen eine
Preissenkung bei Erdgas von der Erdgas Südbayern
GmbH (ESB). Am 1. Mai 2007 wird die ESB die Erdgas-
preise für Privatkunden weiter senken. Erdgas von der
ESB ist damit im Vergleich zum Jahresbeginn um 15 %
günstiger.

Mit der zweiten Preissenkung in diesem Jahr sind die Erd-
gaspreise der ESB seit Anfang 2007 für einen 4-Personen-
Haushalt mit einem durchschnittlichen Jahresverbrauch von
30.000 Kilowattstunden Erdgas um 15 % gesunken. Das be-
deutet eine Kosteneinsparung von insgesamt 235.- Euro pro
Jahr. Zusätzlich 48,60 Euro sparen diese ESB-Kunden mit ei-
nem Partnervertrag über 5 Jahre, denn der Treuebonus im neu-
en Preissystem wurde deutlich verbessert.

Bonusprogramme
für treue Kunden deutlich attraktiver

Die ESB bietet ihren Kunden bereits seit vielen Jahren at-
traktive Preismodelle und Wahlleistungen zum Sparen an.
„Wir passen die Angebote in unserem Preissystem an die Be-
dürfnisse unserer Kunden an, um ihnen das optimale Preis-
Leistungs-Verhältnis zu bieten. Zudem schaffen wir Anreize
zum Energiesparen durch Förderprogramme und Informati-
onsveranstaltungen“, so Martin Heun, Prokurist bei der ESB.
Ab 1. Mai erhalten Erdgaskunden im neuen ESB-Preissystem
neben den bis zu 7 % günstigeren Vario-Preisen auch einen
höheren Erdgas-Bonus bis zu 5.000 kWh pro Jahr beim Ab-
schluss eines Partnervertrages.

Mit Warmwasser fließend
Energie sparen

Die Warmwasserbereitung macht mit rund 10 % einen be-
deutsamen Teil des Energieverbrauchs im Haushalt aus. Täg-
lich werden durchschnittlich pro Person etwa 35 Liter Warm-
wasser benötigt, ungefähr 25 % davon in der Küche, der
größere Anteil für Körperpflege und Reinigung.

Um den täglichen Wasserbe-
darf eines 4-Personen-Haushal-
tes von der durchschnittlichen
Zulauftemperatur von etwa 10
Grad auf die Warmwassertem-
peratur von 40 Grad zu erwär-
men, werden fast 5 kWh Ener-
gie benötigt. Diese entspricht
dem Stromverbrauch von etwa
60 Stunden Fernsehen. Durch
sinnvollen und sparsamen Ver-
brauch lässt sich der Warmwas-
serbedarf, ohne auf Komfort zu
verzichten, um circa 30 % redu-
zieren. Bei einer Warmwasser-
bereitung mit Strom, lassen sich
dadurch bis zu 70 Euro im Jahr
einsparen.

Mischbattterien einbauen

Mit praktischen Einhebel-
mischbatterien lässt sich die 
gewünschte Wassertemperatur
schneller einstellen als mit je ei-
nem Griff für Kalt- und Warm-
wasser, der Wasser- und Ener-
gieverbrauch sinkt. Alternativ
lassen sich thermostatgesteuerte
Mischbatterien einbauen. Diese
arbeiten genauer und sparen
weitere Betriebskosten ein.

Werden größere Warmwas-
sermengen, z. B. zum Duschen
benötigt, empfiehlt sich statt ei-
nes Warmwasserspeichers oder
Boilers ein elektrischer Durch-
lauferhitzer. Sie sind effizienter,
da sie keine Wärmeverluste
durch Speicherung verursachen.
Das Einsparpotenzial der Durch-
lauferhitzer gegenüber Spei-
chern beträgt bis zu 20 %.

Tipps zum Boiler

Bei der Verwendung von
Untertischboilern sollte eine
möglichst niedrige Temperatur
oder Stufe ‚E’ (= energiespa-
rend) gewählt werden. Auch
verkalkt der Boiler dann nicht
so schnell. Wird zeitweise kein
Warmwasser benötigt, kann

der Boiler abgeschaltet oder
das Aufheizen mit Hilfe einer
Zeitschaltuhr an die individu-
ellen Verbrauchsgewohnheiten
angepasst werden.

Zusatztipp: In viele Wasser-
hähne, die nicht an einen
Durchlauferhitzer angeschlos-
sen sind, lässt sich ein Durch-
laufbegrenzer einbauen, der die
durchfließende Wassermenge
begrenzt. Durch die Beimi-
schung von mehr Luft bleibt der
Wasserstrahl dennoch fast ge-
nauso kräftig wie ohne.

Über den VBEW

Der Verband der Bayeri-
schen Elektrizitätswirtschaft
e.V., VBEW repräsentiert mit
etwa 230 Mitgliedsunterneh-
men die bayerische Stromver-
sorgung. Als Interessensvertre-
tung vertritt er gemeinsame An-
liegen der Mitgliedsunterneh-
men und ihrer Kunden gegenü-
ber Politik, Wirtschaft, Verwal-
tung sowie in der Öffentlich-
keit. Ziel ist es, die bestmögli-
chen Rahmenbedingungen für
eine wirtschaftliche, kunden-
freundliche und zukunftsorien-
tierte, nachhaltige Energiever-
sorgung zu schaffen.

Zu den Mitgliedsunterneh-
men zählen kleine und mittlere,
kommunale, private und genos-
senschaftliche Energieunterneh-
men ebenso wie Konzernunter-
nehmen. Ihre Aufgaben reichen
von der Stromerzeugung über
das Betreiben von Stromnetzen
bis zum Vertrieb von und dem
Handel mit Strom. Rund 27.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter versorgen zwölf Millionen
Menschen mit Strom. Sie be-
treiben etwa 250 Kraftwerke
mit einer Gesamtleistung von
mehr als 15.500 Megawatt und
einem rund 300.000 Kilometer
langen Leitungsnetz verschie-
dener Spannungsebenen.

Netzgesellschaft der Erdgas
Südbayern gegründet
Energienetze Bayern GmbH: Vorgaben des 

Energiewirtschaftsgesetzes sind erfüllt

Bereits zum Jahresanfang hat die Erdgas Südbayern GmbH
(ESB) eine eigene Netzgesellschaft, die Energienetze Bayern
GmbH, gegründet. Mit der Ausgliederung des Netzbetriebs er-
füllt die ESB die im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) veran-
kerten Entflechtungsvorschriften für integrierte Energiever-
sorgungsunternehmen. 

Das EnWG verpflichtet die
Energieversorger, Netz und
Vertrieb zu trennen. Damit 
soll ein diskriminierungsfreier
Netzzugang gewährleistet wer-
den.

Weiterer Netzausbau

Aufgabe der neuen Gesell-
schaft sind Ausbau und In-
standhaltung der technischen
Infrastruktur sowie die Durch-
führung des sicheren Betriebs
der Gasnetze. Als größter regio-
naler Gasverteilnetzbetreiber in
Südbayern stellt die Energienet-
ze Bayern GmbH auf einer

Fläche von etwa 20.000 Qua-
dratkilometern den zuverlässi-
gen Gastransport und den siche-
ren Betrieb sicher. Die Länge
des Leitungsnetzes beträgt heu-
te rund 8.000 km und wird kon-
tinuierlich weiter ausgebaut. 

Versorgungssicherheit

„Das ist eine Infrastruktur, die
auf die Anforderungen unserer
Kunden zugeschnitten ist und
eine optimale Transport- und
Versorgungssicherheit garan-
tiert,“ sagt Rolf Echelmeyer,
Geschäftsführer der Energienet-
ze Bayern GmbH.

Die Früchte des
letzten Sommers

N-ERGIE unterstützt die Aktion 
„Stadtra(t)deln & Co.“

Im Sommer 2006 führte die Stadt Nürnberg gemeinsam mit
der N-ERGIE als Sponsor die Umweltaktion „Stadtra(t)deln &
Co.“ durch: Die Nürnberger Stadträte waren dazu aufgerufen,
möglichst viele Strecken mit ihrem Fahrrad zurückzulegen.
Die Radler traten kräftig in die Pedale und schafften zusam-
men über 20.000 Kilometer in Dienst und Freizeit. 

Jeder Radkilometer brachte
30 Cent, so dass schließlich et-
was mehr als 6.000 EUR zu-
sammen kamen. Hiervon wur-
den 5.000 EUR von der N-ER-
GIE Aktiengesellschaft und der
Rest vom Projekt „Nürnberg -
intelligent mobil“ bezahlt. 

Radfahren als intelligente
Form der Mobilität

Am 21. März 2007 wurden
nun von dem erradelten Geld
sieben Eichen am Maxtorkreisel
in Nürnberg gepflanzt. Die Ak-

tion sollte die Vorteile des
Fahrrads als Verkehrsmittel im
Alltag aufzeigen: Radeln als
intelligente und umweltfreund-
liche Form der Mobilität.
Schließlich kommt dem moto-
risierten Individualverkehr hin-
sichtlich der Emissionen große
Bedeutung zu: Die Stadt Nürn-
berg gibt bekannt, dass mehr
als 50 % der Schadstoffemis-
sionen von Stickoxiden und
Kohlenmonoxid sowie etwa 20
% des CO2-Ausstoßes und der
Feinstäube aus dem Straßen-
verkehr stammen.
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…ebenso wie 164 weitere Städte

und Gemeinden in unserer Region

Josef Schweinberger,
1.Bürgermeister der Stadt Buchloe,

freut sich, dass den Buchloer

Bürgerinnen und Bürgern mit Erdgas

eine saubere und umweltschonende

Energie zur Verfügung steht.

www.erdgas-schwaben.de

Stadt Buchloe–

wir heizen mit Erdgas
erdgas schwaben gmbh

Bayerstr.43 · 86199 Augsburg

Telefon 0821 9002-0
www.erdgas-schwaben.de

FAZ-Theorie zum Klima-Alarm:

Hysterie ist fehl am Platz!
Politiker und Wissenschaftler verkünden nun schon seit Monaten,
der Mensch sei schuld an der Erderwärmung. Die von ihm verur-
sachten Kohlendioxid-Massen (C02) würden den Planeten auf-
heizen. Umso überraschender mutet es an, dass die renommierte
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ genau die entgegen gesetzte
Theorie vertritt. Sie behauptet: Die Erde würde vor allem auf-
grund natürlicher Schwankungen wärmer - und auch wieder käl-
ter. Der Einfluss des Menschen und seinerAutos sei nur minimal.

Kalt- und Warmzeiten hätten
sich ständig abgelöst - unabhän-
gig davon, wie viel C02 gerade
in der Atmosphäre war, so die
FAZ. 8000 bis 6000 vor Christus
sei es auf der Nordhalbkugel der
Erde deutlich wärmer gewesen
als heute, obwohl extrem wenig
Kohlendioxid in der Luft war.
Danach stieg der Anteil des Ga-
ses, die Erdtemperatur sank je-
doch. Zu Christi Geburt setzte
eine Warmzeit ein, die Römer
konnten dadurch ihr Weltreich
bis in den fruchtbaren Norden
Englands ausdehnen. In den Jah-
ren 300 bis 800 folgte eine Kalt-
zeit - die Germanen zogen Rich-
tung Süden.

Danach kam wieder eine
Warmzeit: Wein wuchs vom
Niederrhein bis nach Neufund-
land, im Rheinland wuchsen 
Feigen und Oliven. Grönland
(„Grünland“) wurde besiedelt.
1300 bis 1700 folgte dann eine
neue Kaltzeit in Europa: Schnee
im Hochsommer, der Bodensee
fror zu. Ernten fielen aus, Men-
schen hungerten. Die Lufttempe-
ratur im Sommer betrug manch-
mal nur 15 Grad. Ab 1800 wurde
es wieder wärmer, jedoch stark
verzögert wegen eines Vulkan-
ausbruchs in Island, der die At-
mosphäre verdunkelte. Der C02-
Gehalt der Luft blieb aber fast
konstant.

Warme Winter kein Beleg
für Klimaveränderung

Wie die FAZ zudem behaup-
tet, sind warme Winter wie
2006/2007 kein Beleg für ei-
ne aktuelle Klimaveränderung.
Auch sie habe es schon immer
gegeben. Im Sommer 1904 herr-
schte in Europa tropische Hitze,
die Elbe war fast völlig ausge-
trocknet. Im Dezember 1907
herrschte in Deutschland ein
solch mildes Frühlingswetter,
dass schon die Knospen austrie-
ben. Die Ursache hierfür war
verstärkte Sonnenstrahlung. Dä-
nische Forscher hätten bewiesen,
dass die Sonne Ende des 20.
Jahrhunderts so intensiv wie seit
1000 Jahren nicht mehr strahlte.
Dies könnte die Hauptursache
für die aktuelle Warmzeit der Er-
de sein. 2004 war mit seinen
Temperaturen ein Jahrtausend-
Sommer.

Die „Frankfurter Allgemeine“
stellt darüber hinaus fest, dass
Autos kaum einen Einfluss dar-
auf haben, wie viel Kohlendio-
xid in der Atmosphäre ist. Alle
Pkw weltweit erzeugten 2,1 Mil-

liarden Tonnen Kohlendioxid pro
Jahr. Die 6,7 Milliarden Men-
schen brachten es durch ihre At-
mung auf 2,5 Milliarden. Der An-
teil des Menschen am Kohlendio-
xid werde weltweit insgesamt nur
auf 1 bis 4 Prozent geschätzt. Der
Großteil stamme aus tierischer
Atmung und aus den Ozeanen.
Diese geben umso mehr C02 ab,
je wärmer sie werden.

„Selbst wenn in Deutschland
alle Verbrennungsmotoren ver-
boten würden, hätte das nicht die
geringste Auswirkung auf das
Klima...“ betont die FAZ. Und
weiter: „Der menschliche Bei-
trag zur Erzeugung von C02 soll
weder verniedlicht noch abge-
stritten werden. Nur taugt er
nicht dazu, eine Klimahysterie
auszulösen. Und schon gar nicht
dazu, das Klima für 100 Jahre
vorherzusagen, wenn es bereits
schwer fällt, das Wetter für die
kommenden drei Tage zu be-
stimmen.“

Fazit: Glaubt man den FAZ-
Ausführungen, so ist in der Kli-
ma-Frage Überreaktion genauso
fehl am Platze wie das Leugnen
von Tatsachen. Wie so oft könnte
auch hier die Wahrheit in der
Mitte liegen. Im Augenblick ist
wohl nur eines sicher: Die Dis-
kussion bleibt. DK

Besichtigung der Holzaufbereitung und Hackschnitzelproduk-
tion bei der Firma Breitsamer - von links: Harald Mörtl
(Landratsamt), Thomas Breitsamer, Kreisrat Johann Stürzer,
Landrat Thomas Karmasin, Herbert Britzelmair (Abfallwirt-
schaftsbetrieb), Kreisrat Herbert Roiser.

erdgas schwaben:

Wertvolle
Energiespartipps

Energiespartipp Nr. 1: Energie für die Zukunft - Erdgas
Erdgas besteht zu 80 % aus Wasserstoff und ist damit die

umweltschonendste fossile Energie. Erdgas verbrennt nahezu
rückstandsfrei. Gegenüber anderen fossilen Brennstoffen ent-
stehen bei der Verbrennung von Erdgas die geringsten CO2-
Emissionen, was dem Treibhauseffekt direkt entgegen wirkt.
So kann jeder seinen Beitrag zum Umweltschutz leisten und
braucht dabei nicht auf Behaglichkeit und Lebensqualität ver-
zichten.
Energiespartipp Nr. 2: Energie-Verbrauch und Kosten
senken mit Erdgas

Durch die optimale Energieausnutzung einer modernen
Erdgas-Brennwertheizung lässt sich der Brennstoffverbrauch
stark senken: Gegenüber einer Ölheizung mit veralteter Tech-
nik werden bis zu 40 % weniger Brennstoff benötigt. Das
schont die Umwelt und die Haushaltskasse. Darüber hinaus ist
eine Erdgasheizung langlebig und wartungsarm und findet auf
kleinsten Raum Platz, denn Bevorratung und Vorfinanzierung
des Brennstoffs sind unnötig,. Erdgas ist da, wenn man es
braucht.

Kostengünstige Alternative

Übrigens, Erdgas bietet nicht nur beim Heizen viele Vortei-
le. Auch für weitere Haushaltsgeräte steht Erdgas als kosten-
günstige Alternative zu anderen Energieträgern zur Verfü-
gung, wie z. B. den Erdgasgrill für die Terrasse oder den Erd-
gastrockner, mit dem bis zu 33 % Energie, Zeit und damit ba-
res Geld gespart werden.
Energiespartipp Nr. 3: Sonne und Erdgas

Die Kombination von Erdgas und Solar eröffnet bei der
Warmwasserbereitung interessante Perspektiven und bietet
klare Kostenvorteile. Es ist ratsam, die Kraft der Sonne zu nut-
zen und damit bei der Warmwasserbereitung bis zu 60 % En-
ergie  einzusparen.
Energiespartipp Nr. 4: Heizen und Kühlen mit der Gas-
wärmepumpe

Mit einer Gas-Absorptionswärmepumpe können zusätzlich
zur Primärenergie Erdgas wahlweise Wärme aus Luft, Wasser
oder Erde als Energiequelle genutzt werden. Damit ist es mög-
lich gleichzeitig zu heizen und zu kühlen und dabei wird nur
noch ca. die Hälfte der bisherigen Erdgasmenge verbraucht.
Den Rest liefert die Natur kostenlos.

Wer über die Vorteile von Erdgas informiert werden will, sollte
einen persönlichen Beratungstermin mit einem der Energiespar-
profis von erdgas schwaben vereinbaren. (Telefon: 0821 9002-0 ).

Sparen wie die
Schwaben

erdgas schwaben senkt mit den schwaben preisen die
Erdgaspreise

Zum 1. Mai gelten bei erdgas schwaben neue Preise - die
schwaben preise. Bis zu 95,- Euro pro Jahr mehr bleiben einer
Familie bei einem durchschnittlichen Haushaltsverbrauch im
Portemonnaie. Die neuen schwaben preise und der schwaben
bonus für treue Kunden machen es möglich. 

Der Erdgasmarkt ist in Be-
wegung: neue Anbieter und
der im vergangenen Winter ge-
sunkene Ölpreis machen es
möglich.

„Der Markt bestimmt den
Preis!“, betont Klaus-Peter Diet-
mayer, kaufmännischer Ge-
schäftsführer erdgas schwaben,
„schwaben preise sind günstig
und sie gelten garantiert bis zum

Jahresende, bis zum 31.12.2007.
Unsere schwaben preis-Kunden
erhalten automatisch den für sie
besten Preis. Grundlage ist der
jeweilige Verbrauch.“

Der schwaben bonus ist der
Extrabonus für treue Kunden -
wer sich für 1 Jahr für erdgas
schwaben entscheidet, der spart
bis zu 95,- Euro im Jahr an Heiz-
kosten.

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Fernwärmevertrag mit
den Stadtwerken FFB

Nach einer längeren, intensiven Vorbereitungsphase konnte die
schon seit Jahren bestehende Geschäftsbeziehung zwischen
dem Landkreis und den Stadtwerken Fürstenfeldbruck auf
dem Gebiet der Fernwärmeversorgung nun auch formell be-
siegelt werden. Landrat Thomas Karmasin und Geschäftsfüh-
rer Karl Heinz Schönenborn unterzeichneten jetzt das ent-
sprechende Vertragswerk im Landratsamt. Dem Vertrag lie-
gen entsprechende Beschlüsse der Kreisgremien zugrunde.

Anstelle von Einzelverträgen
wurde die Form eines Rahmen-
vertrags zu einheitlichen Kondi-
tionen gewählt. Von dem Liefer-
vertrag erfasst werden neben dem
Landratsamtsgebäude mit Bür-
gerservice-Zentrum, das schon
seit Oktober 1998 mit Fernwärme
beheizt wird, auch die folgenden
Einrichtungen in der Kreisstadt,
für die der Landkreis der Kosten-
träger ist: das Förderzentrum
West, die Berufsschule mit den
angrenzenden Pavillons der Be-
rufs- und Fachoberschule, das be-
stehende Graf-Rasso-Gymnasi-
um mit Nebengebäuden, die Fer-
dinand-von-Miller-Realschule,
die Wittelsbacherhalle und das
Viscardi-Gymnasium. Letzteres
wurde erst im März 2006 von
Erdgasheizung auf Fernwärme
umgestellt.

Im Unterschied zur Situation
in Olching (das Gymnasium Ol-
ching betreffend), wo die Fern-
wärme als Nebenprodukt bei 
der Müllverbrennung anfällt und
über die Gemeinde Olching 
als Zwischenhändler vertrieben
wird, sind die Stadtwerke Für-
stenfeldbruck in der Kreisstadt
zugleich Wärmeerzeuger, Netz-
betreiber und Lieferant, somit
unmittelbarer Vertragspartner
des Landkreises. 

Die Heizenergie wird je nach
den örtlichen Gegebenheiten
entweder per Rohrleitung vom
Betriebsgelände der Stadtwerke
bezogen, in einem lokalen
Blockheizkraftwerk direkt vor
Ort erzeugt (Beispiel Berufs-

und Realschule mit den Pavil-
lons der BOS / FOS), oder sie
stammt aus der modernen, mit
Holz-Hackschnitzeln (Biomas-
se) betriebenen „Energiezentra-
le Fürstenfeldbruck-West“ der
Stadtwerke (Beispiel Viscardi-
Gymnasium). Durch den An-
schluss der einzelnen Immobili-
en an das Fernwärmenetz der
Stadtwerke werden im Jahr ca.
2000 Tonnen CO2 eingespart.

Im Gegensatz zur herkömmli-
chen Energiegewinnung auf der
Lände mittels Gaseinsatz (mit
Stromerzeugung) wird in der neu-
en Energiezentrale FFB-West (nur
Kälte- Wärmeerzeugung) aussch-
ließlich Biomasse zum Einsatz
gebracht. Durch den Einsatz von
Biomasse wird ein positives Re-
sultat von fast 100% Emissions-
einsparung erzielt. Mit einer ver-
traglichen Anschlussleistung von
rund 5000 Kilowatt ist der Land-
kreis einer der größten Abnehmer
im Fernwärmenetz der Stadtwer-
ke. Der Preis richtet sich nach ei-
nem besonders günstigen Tarif für
Sondervertragskunden.

Wie Landrat Karmasin bei der
Vertragsunterzeichnung hervor
hob, leistet der Landkreis Für-
stenfeldbruck durch den sukzes-
sive erfolgten Anschluss seiner
Liegenschaften an das Fernwär-
menetz der Stadtwerke einen ak-
tiven Beitrag zur Entlastung der
Umwelt von Treibhausgasen und
er unterstützt damit zugleich die
örtliche Energiewirtschaft, da
die Wertschöpfung im Land-
kreis bleibt.

Städtetag zur
Abgassteuer
Als einen Schritt in die

richtige Richtung sieht der
Bayerische Städtetag die
Bundesvorschläge, die Kfz-
Steuer künftig an den Ab-
gasausstoß zu koppeln.
Dies könnte auch ein Bei-
trag zur Lösung der Fein-
staubproblematik in den
Städten und Gemeinden
sein. „Wir haben zwar die
Überschreitung der Grenz-
werte in unseren Städten,
verursacht wird diese Über-
schreitung aber durch die
Kraftfahrzeuge im ganzen
Land. Wir brauchen des-
halb Maßnahmen, die an
den Quellen der Luftver-
schmutzung ansetzen, also
wirksam die Abgase beein-
flussen. Die Abgassteuer
kann hier helfen“, meint 
der Geschäftsführer des
Bayerischen Städtetages
Reiner Knäusl.

Europaweite Vorschrift

Der Bayerische Städtetag
fordert neben der bundes-
rechtlichen Steuerlösung
aber Lösungen auf europäi-
scher Ebene. Bund und
Länder müssen sich ge-
genüber der EU dafür ein-
setzen, dass die Abgasstan-
dards verschärft werden so-
wie Filter für PKW und
LKW verbindlich angeord-
net werden. „Effektiver als
nichteinhaltbare Grenzwer-
te oder zeitlich begrenzte
Fahrverbote sind quellen-
bezogene Emmissionsmin-
derungen am Fahrzeug sel-
ber. Diese müssen europa-
weit verbindlich vorge-
schrieben werden“, betont
Knäusl. Die europaweite
Einführung von Ruß- und
Partikelfiltern nützt der
Luft in unseren Städten
mehr als Citymaut, Ver-
kehrsumleitungen oder
zeitweise Fahrverbote zu-
sammen.
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Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

LBS-Bausparer
lieben ihre Freiheit.
Und ihr eigenes Zuhause.

Sparkassen-Finanzgruppe

www.lbs-bayern.de

Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

Verwirklichen auch Sie Ihren Traum von Unabhängigkeit – mit dem eigenen Zuhause. Wir
bringen Ihre Wünsche ins Rollen! Die Baufinanzierung der LBS ist kalkulierbar, flexibel und
bietet Ihnen bis zu 25 Jahre Zinssicherheit**.
Für Spießer, Genießer und alle, die es werden wollen!

Ihr Ansprechpartner in den LBS- oder Sparkassen-Geschäftsstellen berät Sie gern.
* Effektiver Jahreszins 3,78% ab Zuteilung des Bausparvertrags. Mindestbausparsumme 50.000 ¤.
** Die Konditionen der Vorfinanzierung erfahren Sie bei Ihrem Berater.

Flexibel und ganz ohne
Zinsrisiko: Jetzt LBS-
Baugeld ab 3,5%* sichern!

Jahreskongress der kommunalen Energiebeauftragten in Nürnberg:

Markt der Möglichkeiten
Ansätze und Beispiele für erfolgreiches Energiemanagement
lieferte der 12. Jahreskongress der kommunalen Energiebe-
auftragten in Nürnberg. Gezeigt wurde, wie in Kommunen mit
Intelligenz und Kreativität sowohl ökonomische als auch öko-
logische Ziele in konkrete Maßnahmen und Projekte umge-
setzt werden können. Die Tagung diente damit als Fortbil-
dungsveranstaltung und als Plattform für den Erfahrungsaus-
tausch.

Vor dem Hintergrund der No-
vellierung der Energieeinspar-
verordnung (EnEV) und der
Einführung von Energieauswei-
sen bildete das Thema Gebäu-
deenergieeffizienz einen Schwer-
punkt des diesjährigen Kon-
gresses. Darüber hinaus wurde
eine Vielzahl von Workshops zu
folgenden Themenkomplexen
angeboten: Erneuerbare Energi-
en, Energiemanagement in klei-
nen und mittleren Kommunen,
Energie im Gebäudemanage-
ment, Beratung und Öffentlich-
keitsarbeit. 

Projekte und Produkte

Zusätzlich präsentierten die
Veranstalter - das Deutsche In-
stitut für Urbanistik gemein-
sam mit der gastgebenden
Stadt Nürnberg in Koopera-
tion mit dem Deutschen Städ-
tetag, dem Deutschen Städte-
und Gemeindebund und dem
Deutschen Landkreistag - ei-
nen „Markt der Möglichkei-
ten“, der sich als ergänzende
Plattform des Erfahrungsaus-
tauschs bewährt hat. Den rund
200 Kongressteilnehmern aus
dem ganzen Bundesgebiet so-
wie Initiativen und Unterneh-
men wurde die Gelegenheit
gegeben, ihre Projekte und
Produkte zu präsentieren.

Vorbildrolle

Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly betonte bei der
Eröffnung in der Fachhoch-
schule Nürnberg, welch hohen
Stellenwert der Klimaschutz
bei der Stadt Nürnberg hat und
wie wichtig das Thema Gebäu-
deenergieeffizienz geworden
ist. Das Stadt-oberhaupt hob
dabei vor allem die große Ver-
antwortung und die Vorbildrol-
le in der kommunalen Klima-
schutzpolitik hervor: „Aus die-
sem Grund wird kommunales
Energiemanagement mit sei-
nen verschiedenen Möglich-
keiten zur Energie- und Ko-
steneinsparung immer wichti-
ger. Der jährliche Kongress der
kommunalen Energiebeauf-
tragten leistet hierzu einen
wichtigen Beitrag.“

Nürnbergs Baureferent Wolf-
gang Baumann erläuterte die
Strategien und Erfolge der Stadt
Nürnberg beim Thema Gebäu-
deenergieeffizienz. Anhand von

realisierten Beispielen machte
er deutlich, welche Ergebnisse
durch eine ganzheitliche Be-
trachtungsweise bei kommuna-
len Gebäuden möglich sind:
„Ziel energieeffizienten Bauens
und Sanierens ist es, bedarfsge-
recht, wirtschaftlich, gestalte-
risch anspruchsvoll sowie Res-
sourcen schonend und energie-
sparend optimale Lösungen zu
finden. Diese Aufgaben werden
vom städtischen Hochbauamt
mit dem Kommunalen Ener-
giemanagement (KEM) sehr
erfolgreich wahrgenommen.“

Ökonomische Komponente

Aktives Energiemanagement
sei ganz im Sinne der Nachhal-
tigkeit: Es helfe Städten und
Gemeinden gleichzeitig, ihre
Klimaschutzziele zu erreichen
und zur Entlastung der kommu-
nalen Haushalte beizutragen, er-
klärte auch Cornelia Rösler
vom Deutschen Institut für Ur-
banistik. Angesichts der defi-
zitären Haushaltslage in der
Mehrzahl der deutschen Kom-
munen sei die ökonomische
Komponente des Energiemana-
gements von besonderer Bedeu-
tung. 

Gemeinsames Ziel

„Die Energieeinsparung ist
nicht nur ein wichtiger Beitrag
zum Klimaschutz, sondern sie

trägt auch zur Entlastung der
angespannten öffentlichen Kas-
sen bei“, erklärte Innenminister
Dr. Günther Beckstein. Für die
Bayerische Staatsregierung sei-
en Klimaschutz und Energie-
sparen zentrale Themen, die
laufend auf der Tagesordnung
stehen. Bereits 2004 hätten
Bayerische Staatsregierung und
Bund Naturschutz das Klima-
schutzbündnis unterzeichnet.
Als gemeinsames Ziel für die
bayerische Klimapolitik wurde
festgeschrieben, den CO2-Aus-
stoß von jährlich 92 Millionen
Tonnen im Jahr 1998 bis zum
Jahr 2010 auf 80 Millionen Ton-
nen zu reduzieren. 

Förderprogramme

Der Freistaat Bayern fördere
die Senkung des CO2-Aus-
stoßes mit verschiedenen Pro-
grammen. So würden unter an-
derem Untersuchungen, Kon-
zepte und Pilotvorhaben der
Kommunen zur Energieein-
sparung, die energetische Nut-
zung nachwachsender Roh-
stoffe, die Entwicklung und
Anwendung neuer Energie-
technologien und Untersu-
chungen, die dem Ziel der ra-
tionelleren Gewinnung und
Verwendung von Energie bzw.
der Energieeinsparung dienen,
sowie energetische Sanierun-
gen im Gebäudebestand geför-
dert.

„Topschwerpunkt“

„Für uns stellt die energeti-
sche Sanierung des Gebäu-
debestandes den Topschwer-
punkt des Klimaschutzes dar,
weil dort das größte Eins-
parungspotential mit unmit-
telbarer Klimaschutzwirkung
wirtschaftlich erschließbar ist“,
hob Beckstein hervor. Fast 40

Prozent der Energie wird in 
Bayern für Heizung und Warm-
wasser verbraucht. „Bauli-
cher Wärmeschutz, effiziente
Heizungs- und Warmwassersy-
steme und die Nutzung von re-
generativen Energien sind die
Grundbausteine für eine ratio-
nelle Energienutzung“, führte
Beckstein aus.

Energetische Sanierung
des Gebäudebestandes

Laut Beckstein „konnten wir
seit Beginn der 90er Jahre den
Energieverbrauch unseres ei-
genen staatlichen Gebäudebe-
stands um deutlich mehr als 15
Prozent reduzieren“. Diese er-
freuliche Entwicklung habe sich
in den vergangenen Jahren,
trotz einer weiteren Zunahme
des Gebäudebestands, stabili-
siert. Zusätzlich führte die Um-
stellung auf andere Energie-
träger zu einer weiteren Re-
duzierung der CO2-Emissio-
nen. Zudem soll durch ein
flächendeckendes Energiema-
nagement, d. h. durch die Erfas-
sung, Auswertung und Optimie-
rung aller Verbrauchsdaten, der
effiziente Umgang mit Energie
und Energiekosten gesichert
werden.

Pilotprojekt

Derzeit werde hierzu ein Pi-
lotprojekt an rund 20 staatli-
chen Gebäuden durchgeführt.
Der Freistaat Bayern gebe
auch Impulse für den privaten
Wohnungsbau. So versuche
die Oberste Baubehörde mit
dem „Bayerischen Moderni-
sierungsprogramm“ das Eins-
parpotential im Geschoßwoh-
nungsbau, vor allem der 60er
und 70er Jahre, zu erschließen.
Hierzu würden die Programme
der Kreditanstalt für Wieder-

aufbau durch ergänzende För-
dermittel der Bayerischen Lan-
desbodenkreditanstalt noch
weiter vergünstigt. Rund 5.000
Mietwohnungen in Bayern
würden so pro Jahr energetisch
saniert.

Modellvorhaben

Durch die Modellvorhaben
„Ökologischer Wohnungsneu-
bau“ und „Ökologische Moder-
nisierung“ im Experimentel-
len Wohnungsbau seien unter-
schiedliche Konzepte von der
umfassenden Dämmung über
optimierte Lüftungstechnik und
Anlagentechnik bis hin zu
High-Tech-Systemen mit Solar-
und Geothermienutzung erprobt
worden, fuhr Beckstein fort. 

Der CO2-Ausstoß der Sied-
lungen konnte so um rund 80
Prozent gesenkt werden. Auch
in der Städtebauförderung sei
die energetische Sanierung von
öffentlichen und privaten Ge-
bäuden in vielen der rund 800
Sanierungsgemeinden fester
Bestandteil. „Wir wollen auch
die Besitzer von Ein- und Zwei-
familienhäusern zum Energie-
sparen anregen“, betonte Beck-
stein.

Energieportal

Beratungs- und Fördermög-
lichkeiten zur Energieeinspa-
rung in Neubau und Bestand,
Vorschriften und aktuelle Ver-
anstaltungen sind im Energie-
portal der bayerischen Staats-
regierung abrufbar. Das Ener-
gieportal wird auch, mit regio-
naler Schwerpunktsetzung bei
den Internetpräsentationen der
einzelnen Bezirksregierungen
veröffentlicht, um so flächen-
deckend in ganz Bayern ge-
zielte Informationen vor Ort
anzubieten. DK

Erdgas Dinkelsbühl GmbH:

Zu 100 Prozent in
städtischer Hand

Die Stadtwerke Dinkelsbühl haben mit wirtschaftlicher Wir-
kung zum 1. Januar 2007 die Geschäftsanteile des Nürnberger
Energieversorgungsunternehmens N-ERGIE Aktiengesell-
schaft, Nürnberg, übernommen.

Die Erdgas Dinkelsbühl
GmbH wurde 1985 von der
Stadt Dinkelsbühl und der da-
maligen Mittelfränkischen Erd-
gas GmbH (MEG) gegründet.
Unternehmensgegenstand der
Gesellschaft war der Aufbau ei-
ner Erdgasversorgung im Ge-
meindegebiet der Stadt Dinkels-
bühl. Gesellschafter sind mit je
50 Prozent die Stadt Dinkels-
bühl und die N-ERGIE Aktien-
gesellschaft. Die Kundenanzahl
der Gesellschaft beläuft sich auf
rund 1.500. 

Neue Wege

Der Verkauf bzw. Kauf der
Geschäftsanteile erfolgte im
beiderseitigen Einvernehmen
und ist begründet durch die
unterschiedlichen strategi-
schen Ausrichtungen der An-
teilseigner. „Die Stadt Din-
kelsbühl hat bei der Erdgas-
versorgung ihrer Bürger neue
Wege eingeschlagen, ebenso
möchte sie ihre Strukturen
geändert aufbauen. „Daher
haben wir uns entschlossen,
die Geschäftsanteile an der
Erdgas Dinkelsbühl GmbH an
die Stadtwerke Dinkelsbühl
zu veräußern,“ erläuterte Her-
bert Dombrowsky, Vorsitzen-
der des Vorstands der N-ER-
GIE Aktiengesellschaft.

Durch die Trennung kommt
der Bereich des Energiewirt-
schaftsgesetzes, der die Tren-
nung von Vertrieb und Netz
vorschreibt, für die Erdgas
Dinkelsbühl GmbH nicht zum
Tragen, dies bringt für beide
Unternehmen wirtschaftliche
Vorteile.

Unabhängiges Agieren

Oberbürgermeister Dr. Chris-
toph Hammer erklärte hierzu:
„Ich habe mich über die Ver-
kaufsbereitschaft der N-ERGIE
gefreut und betrachte es als
großen Vorteil, nun völlig unab-
hängig im Gasgeschäft agieren
zu können. Für die Dinkels-
bühler Gaskunden bedeutet der
Kauf der Gesellschaftsanteile
durch die Stadtwerke, dass wei-
terhin gewährleistet wird, dass
Erdgas so günstig wie möglich
eingekauft und wieder abgege-
ben wird. Dinkelsbühl ist nun
völlig unabhängig von der Ein-
flussnahme anderer.“

Die Geschäftsbeziehungen
zwischen der Stadt Dinkels-
bühl und der N-ERGIE werden
auch nach dem Verkauf der
Gesellschaftsanteile weiter be-
stehen, da die N-ERGIE weiter
als Gaslieferant für die Stadt-
werke Dinkelsbühl in Betracht
kommt.
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Der Preis ist heiß

OSTWIND-Gruppe
93047 Regensburg · Dänzergasse 8

Tel. 0941 55516 · Fax 0941 55526
info@ostwind.de · www.ostwind.de

Heimische Ressourcen machen uns unabhängig von
Energieimporten – sicher, günstig, klimafreundlich.

Und das kostet nicht die Welt

Das kann uns die Zukunft kosten
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Bilanzpressekonferenz der Lechwerke in Augsburg:

„Wir gestalten Zukunft“
Stabiler Wirtschaftsfaktor mit über 1600 Beschäftigten

Energiebewusstes Verhalten wird gefördert 
Augsburg (jdt).Unter dem Motto „Wir gestalten Zukunft“ ha-
ben die Lechwerke ein Zukunftsprogramm, als „Antwort auf
die Netzregulierung“, gestartet. Grundlage hierfür ist das im
Dezember 2006 vereinbarte „Paket zur Beschäftigungssiche-
rung“, in dem sich die LEW verpflichtet haben, auf betriebsbe-
dingte Kündigungen bis Ende 2012 zu verzichten. Hingewiesen
wurde in der Bilanzpressekonferenz in Augsburg u. a. auch auf
die Verlängerung der Preisgarantie für das Stromprodukt LWE
(Avanza) bis zum 30.Juni 2008 für über 200.000 Kunden. Auf
Erhöhungen infolge gestiegener Strombeschaffungskosten wer-
de verzichtet.

Die Vorstandsmitglieder Ul-
rich Kühnl und Paul Waning
standen der Presse mit vielseiti-
gen Informationen über die aktu-
elle Geschäftsentwicklung und
zum Jahresabschluss 2006 zur
Verfügung. Aufmerksam ge-
macht wurde auf den besonderen
Rang von LEW als großer und
stabiler Arbeitgeber mit über
1600 Beschäftigten. 

Vorstandsmitglied Kühnl be-
gann seine Rede mit Erläute-
rungen zum Jahresabschluss
2006 der LEW-Gruppe mit an-
schließendem Brückenschlag
zum handelsrechtlichen Einzel-
abschluss der LEW AG nach
deutschem HGB, der Grundlage
für die Dividendenausschüt-
tung. 

Die Netzregulierung

Die operative Ergebnisent-
wicklung habe, so stellte Kühnl
fest, im Jahr 2006 im Zeichen
der Netzregulierung gestanden.
Das betriebliche Ergebnis der
LEW-Gruppe sei mit 102,5 Mil-
lionen Euro um 10 Millionen
Euro unter dem Vorjahresniveau
geblieben. Die Bundesnetzagen-
tur habe „unseren Preisantrag
mit Wirkung vom 1. Oktober
2006 um 12,2 Prozent gekürzt.
Dies entspricht einer jährli-
chen Erlösminderung im Netz-
geschäft von rund 35 Millio-
nen Euro“. Aufmerksam ge-
macht wurde darauf, dass der
Schwerpunkt der Kürzung bei
den kalkulatorischen Kosten und
der Eigenkapitalverzinsung lag. 

Wichtiger Beitrag 

Kühnl betonte: „Als Antwort
auf den Regulierungseinschnitt
im Netzgeschäft haben wir im
Dezember mit den Arbeitneh-
mervertretern ein Paket zur Be-
schäftigungssicherung verein-
bart, das unsere Ergebnisrech-
nung 2006 mit 25 Millionen Eu-
ro belastet hat.“ Das Beschäfti-
gungssicherungspaket leiste ei-
nen wichtigen Beitrag zur Zu-
kunftssicherung der Lechwerke
und werde die künftige Ergeb-
nisrechnung mittelfristig um
mehr als 5 Millionen Euro p.a.
entlasten. 

Die operative Ergebnisent-
wicklung beinhalte im Jahr
2006 allerdings nicht nur Bela-
stungen, sondern auch positive
Komponenten, die den Ergeb-
nisrückgang etwas abgemildert
hätten. Beim verbesserten Er-
zeugungsergebnis komme LEW
der Anstieg der Großhandels-
preise im Markt erneut zugute.
Die rückläufige Entwicklung im
betrieblichen Resultat schlage
sich im Ergebnis vor Steuern
durch, das sich um 13 Millionen
Euro auf 129,5 Millionen Euro
reduziert habe. 

Eine Normalisierung 

Von einer Normalisierung
sprach Ulrich Kühnl beim Blick
auf das Finanzergebnis mit 19
Millionen Euro, gegenüber dem
hohen Vorjahresniveau (29 Mil-
lionen Euro). Im Geschäftsjahr
2005 seien durch Verkäufe und
Umschichtung von Wertpapier-
vermögen außerordentliche Buch-
gewinne erzielt worden, die die
Differenz zu 2006 erklärten.
Dagegen habe sich das neutrale
Ergebnis um 7 Millionen Euro
verbessert. 

Ergebnis verbessert

Herausgestellt wurde in dem
Bericht, dass sich im Gegensatz
zur Entwicklung des Vorsteue-
rergebnisses das Ergebnis nach
Steuern um 13 Millionen Euro
auf 121 Millionen Euro verbes-
sert habe. Als ausschlaggebend
wurde ein steuerlicher Sonder-
effekt aus der Änderung des
Körperschaftssteuergesetzes im
Dezember 2006 angeführt: „Die
Neuregelung im Gesetz führt
zur Aktivierung des so genann-
ten Körperschaftssteuergutha-
bens aus vergangenen Jahren in
Höhe von 27 Millionen Euro.
Der steuerliche Sondereffekt er-
möglicht den Vorschlag zur Bei-
behaltung der Dividende in
Höhe von 15 Euro je Aktie“. 

Steigerung des
Außenumsatzes

Hervorgehoben wurde von
Kühnl die Steigerung des Auße-
numsatzes um 78 Millionen Eu-

ro auf 883 Millionen Euro.
Zurückzuführen gewesen sei
dies durch einen sprunghaften
Anstieg bei der Einspeisever-
gütung für die dezentrale
Stromerzeugung aus regene-
rativen Energien wie Photo-
voltaik und Biomasse sowie
durch gesteigerte Strombe-
schaffungspreise. 

88 Auszubildende 

Beachtung fand die fast un-
veränderte Zahl von 1624 Mit-
arbeitern (Vorjahr: 1636). Be-
reinigt um den Verkauf der
Berchtesgadener Bergbahn AG
ergab sich sogar ein Mitarbei-
terzuwachs um 24 Personen.
Trotz des sinkenden Eigenbe-
darfs werden zur Zeit 88 Ju-
gendliche zu Elektronikern für
Betriebstechnik, Industriekauf-
leuten, Fachinformatikern und
Köchen ausgebildet. 

Region wird gestärkt

Als ein „klares Zeichen für
die Zukunft des Standortes
Augsburg und für die Region
Bayerisch-Schwaben“ wertete
Kühnl den Neubau des gewerb-
lichen Ausbildungszentrums an
der Betriebsstelle in der Stutt-
garter Straße. Mehr als 2,5 Mil-
lionen Euro habe man in dem
Projekt investiert, das im Juli
der Öffentlichkeit präsentiert
werde. 

Hohe Investionen

Für Investitionen und Unter-
halt der Anlagen habe LEW im
Geschäftsjahr 2006 71 Millio-
nen Euro ausgegeben, 4 Millio-
nen Euro mehr als im Jahr zu-
vor. 56 Millionen Euro (im Vor-
jahr 44 Millionen Euro) seien
als Aufträge in die Region ge-
gangen. 

Vorstandsmitglied Paul Wa-
ning ging in seiner Rede auf 
die bundesweit zu beobach-
tende Belebung des Wettbe-
werbs durch neue Geschäftsmo-
delle und veränderte Kunden-
Bedürfnisse ein (Qualität, Si-
cherheit, Service). Seit Novem-
ber 2006 habe LEW das Stro-
mangebot für die Kunden er-
heblich ausgeweitet. Zu den
Produkten Grundversorgung,
Stromprodukt LEW (Avanza)
und dem Wärmestrompro-
dukt LEW (Wärme) seien hin-
zu gekommen das Premium-
Produkt LEW (Avanza Kom-
fort), ein regeneratives Strom-
produkt LEW (Avanza Aqua
Natur) und das Wärmestrom-
produkt mit vierjähriger Preis-

garantie LEW (Wärme Plus). 

Wärmepumpe 
als bestes Beispiel 

Paul Waning unterstrich, dass
die Lechwerke seit Jahren ener-
giebewusstes Verhalten unter-
stützten, so auch mit dem „be-
sten Beispiel Wärmepumpe“.
Diese werde mit Strom betrie-
ben und nutze die in der Erde
oder Luft gespeicherte Sonnen-
energie.

Allein im letzten Jahr habe
die Wärmepumpe als öl- und
gas-unabhängiges Heizsystem
mit extrem verminderter CO2-
Belastung einen enormen Boom
erfahren, mit dem Anschluss al-
lein im Netzgebiet der LEW
von 838 Wärmepumpen. Insge-
samt gebe es im Bereich der
Lechwerke nun über 5000 Wär-
mepumpen. Bundesweit sei der
Absatz von Wärmepumpen al-
lein im letzten Jahr um fast
44.000 gestiegen. 

Hervorragender Beitrag
zum Klimaschutz

Im Netzgebiet der LEW, in
Bayerisch-Schwaben, entschei-
de sich knapp jeder dritte Häus-
lebauer bei der Beheizung sei-
nes Eigenheims für eine Wär-
mepumpe.

Waning verhehlte nicht seine
Freude: „Das ist in unseren Au-
gen einer der besten Beiträge
zum Klimaschutz... und deshalb
werden wir auch in Zukunft die-
ses Heizsystem fördern. Die
Lechwerke versprechen jedem
Kunden, der sich für die Wär-
mepumpe entscheidet, ein Jahr
lang kostenlosen Strom... eine
Gemeinschaftsaktion von Her-

In der Bilanzpressekonferenz der LEW in Augsburg betonten
die Vorstandsmitglieder Paul Waning (links) und Ulrich
Kühnl: „Die Lechwerke bleiben ein stabiler Wirtschaftsfaktor
in der Region.“ Bild: -jdt-

stellern, Handwerkern und LWE.“
Ausgebaut werden die Beratun-
gen vor Ort, auch in Rathäusern
und Gemeinden. 

Eindrucksvolle
Gesamtwertschöpfung

Eindrucksvoll nannte Waning
die Gesamtwertschöpfung für
die Region durch LEW, mit ei-
ner Steigerung gegenüber 2005
um 81 Millionen Euro auf 365
Millionen Euro. Er verwies auf
folgende Komponenten: Lohn-
und Gehaltszahlungen 124 Mil-
lionen Euro, Ausbildungsauf-

wand 3 Millionen Euro, Steuern
13 Millionen Euro. Konzessi-
onsabgaben für die Kommunen
24 Millionen Euro, Ausschüt-
tungen an regionale Anteileig-
ner, insbesondere an den Bezirk
Schwaben 4 Millionen Euro,
Aufträge in die Region 56 Mil-
lionen Euro, Zahlungen an die
regionalen Einspeiser regenera-
tiver Energien 140 Millionen
Euro, Sponsoringausgaben 1
Million Euro. Waning bekräftig-
te zum Schluss: „Die Lechwerke
werden auch in Zukunft ein sta-
biler Wirtschaftsfaktor in der Re-
gion bleiben.“

Windenergie:

Auch Bayern hat gute Standorte 
BWE-Präsident zu Gast bei OSTWIND-Gruppe

Der Klimawandel macht auch vor Bayern nicht halt. Der Bun-
desverband WindEnergie (BWE) begrüßt daher die Ankündi-
gung von Ministerpräsident Edmund Stoiber, Bayern zum eu-
ropäischen Spitzenreiter beim Klimaschutz zu machen. Der
BWE fordert jedoch die Staatsregierung auf, den Worten auch
Taten folgen zu lassen. Gerade bei der Umstellung auf eine
nachhaltige Stromerzeugung mit erneuerbaren Energien hat
das Land noch gewaltigen Nachholbedarf. Dies bestätigen
auch die bayerischen Unternehmen aus der Windbranche:
„Weltweit wird unser Know-how bei der Nutzung der Wind-
kraft abgerufen - nur im Freistaat nicht“, heißt es bei der in
Regensburg ansässigen OSTWIND-Gruppe. 

Laut Peter Ahmels, Präsident
des BWE, gibt es in der Ober-
pfalz und in ganz Franken etwa
viele sehr gute Standorte für
Windkraftanlagen. Hier sei
Windstrom-Erzeugung beson-
ders günstig. Und mit modernen
Windkraftanlagen ließen sich
auch vermeintlich schwache
Standorte ausgezeichnet nutzen.

„Der Klimawandel stellt uns
alle vor neue Herausforderun-
gen. Was nützt der beste Land-
schaftsschutz, wenn die Land-
schaft demnächst dem veränder-
ten Klima zum Opfer fällt?“
fragt Ahmels. Wie die Natur auf
Schutzflächen angewiesen sei,
so brauche auch das Klima eige-
ne Klimaschutzflächen. „Auf
diesen Flächen müssen wir er-
neuerbare Energien nutzen wie
etwa die Windkraft.“

Enorme Möglichkeiten

Gerade bei der Windenergie
schlummerten in Bayern noch
große Potenziale: Ende 2006 wa-
ren hier lediglich 315 Anlagen
mit einer Leistung von 339 Me-
gawatt (MW) installiert. Das
sind nur 1,5 Prozent der deutsch-
landweit installierten Windkraft-
Leistung von 20.622 MW. 

Ahmels: „Windenergie ist die
günstigste erneuerbare und sau-
bere Stromquelle. Sie ist techno-
logisch ausgereift, vermeidet viel
CO2 und dämpft die Preise an der
Strombörse. Eine moderne Wind-
energieanlage kann heute an ei-
nem durchschnittlich windigen
Standort 15 Millionen Kilowatt-

stunden (kWh) Strom pro Jahr er-
zeugen. Das reicht für 5.000
Haushalte, 13.000 Tonnen CO2
werden so vermieden. Keine an-
dere regenerative Technologie hat
eine so hohe Flächeneffizienz.“

Zahlen und Fakten

„In Bayern werden lediglich
0,03 Prozent der Fläche durch
Windkraft genutzt“, so BWE-
Präsident Ahmels: „Damit las-
sen sich nur 0,6 Prozent des
Strombedarfs erzeugen. Zum
Vergleich: In Ländern wie
Rheinland-Pfalz, Sachsen oder
Thüringen wird die zehnfache
Fläche genutzt. Windkraft er-
zeugt dort sechs bis zehn Pro-
zent des Stroms.“

Praktische Nutzung
vorantreiben

Daraus folgern Unternehmen
wie OSTWIND: „Im flächen-
stärksten Bundesland werden
bereits viele unserer High-Tech-
Produkte für die Windkraftanla-
gen hergestellt und so etwa
2.000 Arbeitsplätze gesichert.
Nun muss auch die praktische
Nutzung dieser erneuerbaren
Energiequelle im Land voran-
getrieben werden. Auch bei uns
gibt es hervorragende Wind-
kraft-Standorte, sie müssen nur
genutzt werden.“ 

Laut Umweltbundesamt wird
sich im Freistaat Bayern bis
2100 die Zahl der heißen Tage
(mehr als 30 Grad Celsius) auf
zehn verdoppeln, die Zahl der

Frosttage halbiert sich dagegen. 

Hintergrund

In Deutschland kommen mit
73,2 Milliarden kWh 11,9 Prozent
des Stroms aus erneuerbaren En-
ergiequellen. Allein die Windkraft
deckt mit 30,5 Milliarden kWh
über fünf Prozent des deutschen
Stromverbrauchs. Die Windkraft-
Industrie will bis zum Jahr 2020
ihren Anteil auf über 20 Prozent
steigern. Allein 2006 vermied al-
lein die Windstrom-Produktion
26,1 Millionen Tonnen CO2, das
ist wesentlich mehr als Industrie
und Energiewirtschaft gemäß
Emissionshandel bis 2012 insge-
samt einsparen müssen. Doch bei
der Vermeidung einer Tonne CO2
ist die Windenergie 25 mal günsti-
ger als der Emissionshandel.

Potenzial für
Sonnenenergie

Eine von der Europäischen
Kommission veröffentlichte
Landkarte zeigt das Photovol-
taik-Potenzial Europas. Europa
verfügt über ein erhebliches Po-
tenzial für eine stärkere Nutzung
der Solarenergie. Mit dem inter-
aktiven geographischen Photo-
voltaik-Informationssystem (PV-
GIS), das von der Gemeinsamen
Forschungsstelle entwickelt wur-
de, können Nutzer außerdem die
Sonnenenergieleistung überall in
Europa einschätzen. Die in der
Landkarte enthaltenen Angaben
zeigen, dass ein und dasselbe
Solarsystem in den sonnigen
Gegenden Europas, etwa auf
Malta und in Südspanien, dop-
pelt so viel Energie wie in
Schottland oder Nordskandina-
vien erzeugen wird. Die Land-
karte erlaubt darüber hinaus ei-
ne sehr genaue Berechnung der
Energiemenge, die an einem be-
liebigen Standort Europas und
seiner Nachbarregionen erzeugt
werden kann.
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Umweltstaatssekretär Dr. Otmar Bernhard: 

Bayern unter „klimafreundlichsten
Regionen Europas“ 

Modernes Informationszentrum des Kernkraftwerkes Gundremmingen eingeweiht 
22. Kernkraftwerksgespräch / Kritik an „Rot-Grün“

Gundremmingen (jdt). „Das Ziel Bayerns ist weiterhin ein breiter
Energiemix durch eine sinnvolle Kombination verschiedener
Energieformen, die Risiken einseitiger Technologie- und Import-
abhängigkeiten minimiert und andererseits hilft, die ehrgeizigen
Klimaschutzziele zu erreichen. Hierzu gehören derAusbau der er-
neuerbaren Energien und die Laufzeitverlängerung für Kern-
kraftwerke.“ Mit dieser Grundsatzerklärung zur Energiepolitik
fand Staatssekretär Dr. Otmar Bernhard vom Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz viel Aufmerksamkeit beim 22. Kraftwerksgespräch im
Kernkraftwerk Gundremmingen.

Bernhard übte deutliche Kri-
tik an der rot-grünen Orientie-
rung. Unter den heutigen Vor-
zeichen sei die prinzipielle Of-
fenheit für alle Möglichkeiten
der Energieerzeugung erforder-
lich. Mit der Veranstaltung ver-
bunden war die offizielle Wie-
dereröffnung des modernisier-
ten und neu gestalteten Infor-
mationszentrums. 

In 30 Jahren 
570.000 Besucher

Dr. Bläsig stellte zum Auftakt
der Veranstaltung vor zahlrei-
chen Repräsentanten aus Poli-
tik, Wirtschaft und öffentlichem
Leben fest, das vollständig
überarbeitete Informationszen-
trum sei mit einem Aufwand
von rund einer halben Million
Euro ausgestattet worden mit
neuem Design, vielen interakti-
ven Elementen, Originalexpo-
naten aus dem Kraftwerk, Mo-
dellen und Infotafeln. 

Beitrag zur
sachlicheren Diskussion

Geboten werde insgesamt ein
Beitrag zur Versachlichung der

Energiediskussion. Dargestellt
werde die ganze Bandbreite der
heutigen Energieversorgung.
Zur ausführlichen Erläuterung
der Kernenergie kämen die 
anderen Energieträger sowie
„Energiemix“ und „Zukunft der
Stromversorgung“. Ungeachtet
des Umbaus seien 2006 etwa
8000 Besucher in das Infozen-
trum gekommen. Seit dessen
Bestehen habe man in den ver-
gangenen fast 30 Jahren rund
570.000 Besucher informiert. 

„Zukunftsthema Nr. 1“

In seiner Festansprache beton-
te Staatssekretär Dr. Bernhard,
dass sich die Bayerische Staats-
regierung dem „Zukunftsthema
Nr. 1, der Energiepolitik“, offen-
siv stelle. Unabdingbar sei, auf
eine nachhaltige Energieversor-
gung und Klimaschutz durch
sparsamen und effizienten Ein-
satz von Energie und Ressour-
cen, auf eine zunehmende Nut-
zung alternativer Energieformen
und auf die Verringerung Emis-
sionen zu setzen. 

Spitzenplatz des Freistaats

Mit sichtlicher Genugtuung
machte Dr. Bernhard darauf
aufmerksam, dass Bayern be-
reits heute mit CO2-Emissionen
von weniger als sieben Tonnen
pro Kopf und Jahr zu den „kli-
mafreundlichsten Regionen Eu-
ropas“ gehöre und um knapp
ein Drittel unter dem Bundes-
durchschnitt liege. Zu verdan-
ken habe Bayern diesen Spit-
zenplatz auch den hohen Antei-
len der CO2-freien und CO2-
neutralen Energieträger Wasser,
Sonne, Biomasse, Erdwärme,
Wind- und Kernenergie bei der
Stromerzeugung. 

Sicherheit hat Priorität

Von Dr. Bernhard wurde die
Überzeugung bekräftigt, dass
die im In- und Ausland, auch
im ehemaligen Ostblock, stark
beachteten klimapolitischen Zie-
le Bayerns ohne eine Verlänge-
rung der Laufzeiten der Kern-
kraftwerke nicht erreichbar sei-
en. Dabei gelte, so das Mitglied
der Staatsregierung, in Bayern
„Sicherheit hat oberste Priorität
... Wenn aber Sicherheit gege-
ben ist, dann sollten die Kern-
kraftwerke auch genutzt wer-
den können, um eine mögliche
Versorgungslücke zu über-
brücken“. 

Warnung vor
deutscher Isolation

Sein Unverständnis gegen-
über der politischen Ausrich-
tung von „Rot-Grün“ formulie-
rend, verwies Dr. Bernhard dar-
auf, dass weltweit zahlreiche
neue Kernkraftwerke gebaut
würden. Deutschland müsse ge-
warnt werden vor einer Isolie-
rung, zumal in der Bevölkerung
die „Akzeptanz von Kernkraft
wächst“. 

Dem Kernkraftwerk Gund-
remmingen gratulierte Staatsse-
kretär Dr. Bernhard zu einem
„sehr erfolgreichen Jahr“, ver-
bunden mit dem Glückwunsch
zu dem hervorragenden Infor-
mationszentrum. 

Hohes Versorgungsniveau
erhalten

Ebenso wie Dr. Bernhard
setzte sich RWE-Power-Vor-
stand Dr. Gerd Jäger für eine
sachliche Diskussion und die
Überprüfung des von der rot-
grünen Bundesregierung be-
schlossenen Ausstiegs aus der
Kernkraft ein: „Damit das hohe
Versorgungsniveau in Deutsch-
land erhalten bleiben kann, ist

eine Menge zu tun“. Nötig seien
zur Sicherstellung der zukünfti-
gen Energieversorgung Milliar-
den Investitionen in Kraftwerke
und Netze. Dem Klimawandel
und seinen bedrohlichen Folgen
müsse entschieden begegnet
werden. 

Energiekonzept gefordert

Jäger plädierte nachdrücklich
für einen Umgang aller Betei-
ligten mit der großen Bedeu-
tung einer sicheren Stromver-
sorgung für den Standort
Deutschland. Gebraucht werde
dringend ein Energiekonzept,
das die bestehenden Wider-
sprüche aufkläre; „Um die Zeit
zu überbrücken, die die Bundes-
politik für die Erarbeitung die-
ses Energiekonzeptes benötigt,
hat die Branche Anträge auf
Strommengenübertragung für
verschiedene Kernkraftwerks-
blöcke gestellt. Somit müssen
bis zur Klärung der Frage, wie
die Kernenergie angesichts der
anspruchsvollen Ziele insbeson-
dere beim Klimaschutz ersetzt
werden soll, heute keine irre-
versiblen Tatsachen durch Ab-
schaltung von Kraftwerks-
blöcken geschaffen werden“. 

Ausstieg 
„unverantwortlich“

Jäger setzte sich für die Ver-
sachlichung der Diskussion in
Deutschland ein. Die Betreiber
der Kernkraftwerke stünden hier-
bei als kompetente Ansprechpart-
ner zur Verfügung. Im übrigen
dürfe nicht übersehen werden,
dass weltweit eine steigende
Nachfrage nach Strom herrsche.
Unter Berücksichtigung der 
Gesamtverantwortung der Siche-
rung der Zukunftsfähigkeit
Deutschlands nannte Jäger den
Ausstieg aus der Kernenergie
„unverantwortlich“.

Beste Bilanz

Der Technische Geschäfts-
führer des Kernkraftwerkes
Gundremmingen, Dr. Helmut
Bläsig sprach in abschließenden
Rückblick auf 2006 von einem
„ereignisreichen Jahr, mit der
besten bisher erzielten Produk-
tionsbilanz in der Betriebsge-
schichte des Standortes“. In den
Blöcken B und C habe man mit
einer umweltfreundlichen Strom-
erzeugung von rund 21,7 Milli-
arden Kilowattstunden mehr als
ein Viertel des bayerischen
Strombedarfes gedeckt und
Bayerns Atmosphäre um über
20 Millionen Tonnen Kohlendi-
oxid entlastet. Mit 11,1 Milliar-
den Kilowattstunden sei Block
C unter den „Top Ten“ weltweit
gewesen. 

Technologiezentrum
bis 2008 

Hingewiesen wurde von Dr.
Bläsig darauf, dass im ehema-

Gaben den Weg frei - von links: Kaufmännischer Geschäftsfüh-
rer Georg Büth, Aufsichtsratsvorsitzender Dr. Gerd Jäger,
Staatssekretär Dr. Otmar Bernhard, Technischer Geschäftsfüh-
rer Dr. Helmut Bläsig, Landtagsabgeordneter Alfred Sauter,
stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender Erich K. Steiner,
Bürgermeister Wolfgang Mayer, Gundremmingen. Bild:-jdt-

ligen Maschinenhausbereich
von Block A bis zum Jahr 2008
für sechs Millionen Euro ein
Technologiezentrum entstehen
soll. Es werde mit keiner zu-
sätzlichen radioaktiven Bela-
stung für den Standort verbun-
den sein.

Den besonderen Rang als
Wirtschaftsfaktor in der Region

verdeutlichte Bläsig u. a. mit
dem Tatbestand, dass bisher in
den laufenden Betrieb der beiden
Blöcke über zwei Milliarden 
Euro investiert wurden. Im Jahr
2007 wird es im Kraftwerk er-
neut rund 180 Millionen Euro
Investitionen für Betrieb, In-
standhaltung und Modernisie-
rung geben.

Erste Freisinger
Energiespartage

Energiepreise außer Kontrolle - Podiumsdiskussion
mit kommunalen Vertretern

„Die Region spart Energie“ hieß es bei der Premiere der „Frei-
singer Energiespartage“ in der Luitpoldhalle. Sehr informativ
gestaltete sich dabei die Podiumsdiskussion „Energiepreise
außer Kontrolle - So sparen unsere Gemeinden Energie“. Fünf
Städte und Gemeinden des Landkreises präsentierten dabei ih-
re innovativen Ideen.

Dass sich die Stadt Freising
rechtzeitig rüsten wird und
sämtliche Möglichkeiten aus-
schöpft, um autark zu werden,
darauf verwies zunächst Ober-
bürgermeister Dieter Thalham-
mer. Wer wisse schließlich, was
aus dem E.ON-Kraftwerk in
Zolling wird? 

Aktivitäten in der Domstadt

Als Beispiele für die vielfälti-
gen Aktivitäten in der Domstadt
nannte Thalhammer das von der
Lokalen Agenda 21 erarbeitete
Energieleitbild, die 1200 Meter
lange Photovoltaik- und Schall-
schutzanlage entlang der A 92,
und, als Schwerpunkt für die In-
nenstadt, die bereits mehrfach
im Stadtrat diskutierte zentrale
Nahwärmeversorgung für das
Rathaus, das Stauberhaus, den
Asamtrakt, das Marcushaus und
das alte Gefängnis.

Echinger Beitrag

Für Eching erläuterte Bürger-
meister Josef Riemensberger, in
welchen Bereichen seine Ge-
meinde ihren Beitrag zur Redu-
zierung des C02-Ausstoßes lei-
stet: „Als Mitglied im Zweck-
verband Eching/Neufahrn si-
chern wir mit der zum Biomas-
sekraftwerk umgebauten, im
Jahr 2000 stillgelegten Müllver-
brennungsanlage die Fernwär-

meversorgung im Gewerbege-
biet Eching Ost und im westli-
chen Teil der Gemeinde Neu-
fahrn.“ Die Abnehmer hätten
damit keine Probleme, so Rie-
mensberger. 18 Millionen Euro
habe das Projekt seinerzeit den
Zweckverband gekostet, eine
„Rieseninvestition“, die sich
vor allem deshalb auszahle,
weil die Gemeinde feste Verträ-
ge mit dem saarländischen En-
ergiekonzern Steag geschlossen
hat, der als Energiedienstleister
zuverlässig für die Rohstoffe
sorgt.

Schwerpunkt

Das Konzept nannte Rie-
mensberger „schlüssig und
wirtschaftlich“. Weitere Echin-
ger Schwerpunkte seien der
Wärmeverbund für öffentliche
Gebäude unter Nutzung der
Grundwasserwärme, Überlegun-
gen zur Nutzung der Geowärme
für das geplante Thermalbad
Hollerner See sowie Dach-
flächennutzungen für Photovol-
taikanlagen. 

Kranzberger Situation

Wie sich die Situation in
Kranzberg gestaltet, erläuterte
Bürgermeister Robert Scholz.
„Wir wollen ein älteres Gebäu-
de der Gemeinde auf dem Pan-
taleonsberg sanieren und über-

legen, dort eine Wandheizung
einzubauen“, bemerkte das
Gemeindeoberhaupt. Ähnliche
Heizsysteme seien schon aus
der Römerzeit bekannt. Da das
Gebäude abseits liege, sei eine
einfache, praktikable Lösung
erforderlich. Deswegen überle-
ge man, die Maßnahme mit ei-
ner Luft-Wärme-Pumpe zu
kombinieren. 

„Sonne für Moosburg“

„Sonne für Moosburg“ heißt
wiederum die Formel für ein
umweltpolitisches Vorzeige-
projekt der Drei-Rosen-Stadt,
das Stadtrat und Umweltrefe-
rent Dr. Michael Stanglmaier
präsentierte. 

Soziale Komponente

Eine Kooperation zahlreicher
Initiativen und Firmen fördert
seit rund vier Jahren Solarinve-
stitionen von Bürgern der „So-

larstadt Moosburg“ und will da-
mit Sonnenenergie und Energie-
einsparungen attraktiv machen.
Ein echtes Highlight des Projekts
ist dessen soziale Komponente:
Pro neuem Kollektor gehen fünf
Euro auf ein Sonderkonto.

Hallbergmooser Initiativen

Dass auch Hallbergmoos
beim Einsatz von regenerativen
Energien bereits viel erreicht
hat, konnte Gemeinderat und
Umweltreferent Dr. Georg Schu
berichten. Um Energiekosten zu
sparen und Unabhängigkeit zu
gewinnen, würden die öffentli-
chen Liegenschaften untersucht
und Neubauten auf niedrigem
Bedarfsniveau geplant, be-
schrieb der Leiter eines Ingeni-
eurbüros für Energie- und Um-
welttechnik die vielfältigen In-
itiativen der Gemeinde, durch
die Hallbergmoos sich ganz
vorne in der Solarbundesliga
platziert habe. DK
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Bürgermeisterdienstversammlung / Landkreis Bamberg:

Bloße Insellösungen vermeiden!
Eine umfangreiche Palette aktueller Informationen stand auf
der Tagesordnung der jüngsten Dienstversammlung der Bür-
germeister im Landratsamt Bamberg. Die Themen reichten da-
bei von der Hauptschulreform über das Freiwillige Soziale
Schuljahr bis hin zu staatlichen Förderprogrammen sowie der
Vorstellung des neuen Kreishaushaltes.

Einen Themenschwerpunkt
bildete erneut die künftige Ent-
wicklung der Hauptschulen im
Landkreis Bamberg. Hierzu be-
tonte Landrat Dr. Günther Denz-
ler: „Mein Ziel war und ist es,
Wege für eine regional sinnvolle
Zusammenarbeit untereinander
zu finden, die zum Erhalt unserer
Hauptschulen und nicht zu ihrer
Auflösung führen.“ Er regte an,
zukunftsorientierte Lösungen
anzustreben und in einem
schlüssigen Gesamtkonzept trag-
fähige regionale Kooperations-
modelle zu entwickeln.

Hauptschulinitiative

Vor diesem Hintergrund refe-
rierte Schulamtsdirektorin Gise-
la Bauernschmitt zu den Zielset-
zungen und strukturellen Aus-
wirkungen der vom Bayerischen
Kultusministerium gestarteten
Hauptschulinitiative. Diese stel-

le primär auf einen bedarfsori-
entierten Ausbau des Ganztags-
Schulangebots ab. An zwei- und
mehrzügigen Hauptschulen könn-
ten die drei berufsvorbereitenden
Profilbereiche und - in der Regel
nebeneinander - ein Ganztags-
und ein Halbtagszug eingerichtet
werden. Der Ganztagszug setze
einen entsprechenden Antrag des
Schulaufwandsträgers voraus.
Bei einzügigen Hauptschulen sei
zur Existenzerhaltung demge-
genüber Zusammenarbeit das
Gebot der Stunde.

Kooperation 
der Kommunen

Landrat Denzler unterstrich,
dass die künftige Schulland-
schaft demnach wesentlich von
der Kooperation der Kommunen
untereinander abhänge. Vor al-
lem gelte es, bloße Insellösungen
zu vermeiden, damit möglichst
viele Hauptschulen mit jeweils
eigenem Profilschwerpunkt in
einer Kooperation verschiedener
Verbünde bestehen könnten.

Sozialpädagoge Rochus Mün-
zel von der Bamberger Carithek

skizzierte seinerseits die wesent-
lichen Ziele, Bausteine und An-
forderungen des für Bamberg
Stadt und Land initiierten Mo-
dellprojektes „Freiwilliges So-
ziales Schuljahr“, an dem sich
gegenwärtig schon 98 Schüler
und Schülerinnen mit Einsatz-
möglichkeiten in 103 sozialen,
kulturellen, sportlichen oder
ökologischen Einrichtungen frei-
willig beteiligen. Sie sollen da-
bei ehrenamtliches Engagement
in unserer Gesellschaft kennen
lernen, praktisch erproben und
gleichzeitig entsprechende Aner-
kennung erfahren.

Baptist Schütz, 2. Bürgermeis-
ter des Marktes Zapfendorf, be-
gleitete das Projekt von Anbe-
ginn und schilderte seine Erfah-
rungen: „Unsere Jugend ist bes-
ser als ihr Ruf, sie verdient es ge-
fördert zu werden.“ Er forderte
die Anwesenden nachdrücklich
auf, das Projekt gleichfalls zu
unterstützen. 

Förderfähige 
Themenschwerpunkte

Anschließend stellte Ge-
schäftsführerin Dr. Anne Schmitt
vom Verein Flussparadies Fran-
ken die Kernelemente und An-
tragsvoraussetzungen für das
neu aufgelegte EU-Förderpro-
gramm LEADER vor. Sie erläu-

Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel
bei Landrat Harald Leitherer

Regelmäßiger Austausch vereinbart

Landkreis Schweinfurt. Der neue Präsident des Bezirkstags von
Unterfranken, Erwin Dotzel (links), besucht zur Zeit alle unter-
fränkischen Landräte, um sich nach seiner Wahl vorzustellen
und aktuelle Fragen zu besprechen. Sein erster Besuch galt
Landrat Harald Leitherer (rechts) als Vorsitzendem der unter-
fränkischen Landräte. Themen der Besprechung waren die För-
derung durch die Kulturstiftung des Bezirks und die Frage der
künftigen Zuständigkeit für die Hilfe zur Pflege im ambulanten
und stationären Bereich. Beide kamen überein, auch künftig die
bereits seit mehreren Jahren gepflegte regelmäßige Aussprache
der unterfränkischen Landräte mit dem Bezirkstagspräsidenten
fortzusetzen und zu vertiefen. 

terte förderfähige Themen-
schwerpunkte, die u. a. von Rad-
wandern, Kulturangeboten, Öko-
logie und Umwelt über Mobi-
lität im ländlichen Raum oder
ÖPNV bis hin zu Camping bzw.
wassergebundener Freizeitnut-
zung reichen.

Landesgartenschau 2012

Im Rahmen der lokalen Ar-
beitsgruppe LAG Flussparadies
Franken - Bamberger Land seien
diverse Schwerpunkt-Projekte
im gesamten Kreisgebiet mög-
lich und keineswegs allein auf
das Gebiet Flussparadies be-
schränkt, so Schmitt. Zudem
wären die Kriterien durchaus
auch für die 2012 stattfindende
Landesgartenschau nutzbar. Zu-
sammen mit dem Landrat appel-
lierte die Referentin an die kom-
munalen Mandatsträger, diese
Chance zu nutzen, sich mit ge-
eigneten Projektideen zu beteili-
gen und sicherte hierbei ihre Un-
terstützung zu.

Erstmals Doppik 

Zum diesjährigen Haushalts-
entwurf des Landkreises Bam-
berg gab Landrat Denzler im
Vorfeld einen detaillierten Über-
blick zur gegenwärtigen Haus-
halts- und Finanzsituation des
Landkreises. Er konkretisierte
dabei zugleich reale Hintergrün-
de zur Kreis- und Bezirksumla-
ge, den hohen Schulinvestitio-
nen bzw. zu den Auswirkungen
der sog. Hartz IV-Problematik.

Kreiskämmerer Klaus Mot-
schenbacher informierte seiner-
seits die Anwesenden ausführ-
lich über die wichtigsten Eckda-
ten im heuer erstmals doppisch,
also nach kaufmännischen Ge-
sichtspunkten gestalteten Haus-
haltsplan.

Drei Tage Zeit für Helden

Bürgermeister Harald Krug,
Oberhaid, schilderte schließlich

Die eigene Metropol-Region
entdecken

Erholung ganz nah: Um die Bürgerinnen und Bürger anzure-
gen, Entspannung nicht nur in fernen Ländern, sondern auch in
der Metropolregion zu suchen, werden die verschiedenen Ange-
bote nun auch bei publikumsstarken Festen vorgestellt. Die Pro-
jektgruppe „Binnentourismus“ des Forums Tourismus der Metro-
polregion Nürnberg hat in Zusammenarbeit mit zahlreichen re-
gionalen Akteuren aus dem Bereich Tourismus/Freizeit/Naherho-
lung eine entsprechende Reihe zur touristischen Präsentation der
Metropolregion für das Jahr 2007 zusammengestellt.

Auftakt wird beim Stadtfest Fürth am 5. Mai 2007 sein. Die
Tourismusbörse wird dort in Kooperation mit dem Fürther Mar-
ketingverein anlässlich des verkaufsoffenen Samstags veranstal-
tet. Gerade vor dem Hintergrund des Jubiläumsjahres „1000 Jah-
re Stadt Fürth“ werden mit einem sehr attraktiven Rahmenpro-
gramm zahlreiche Besucher in der Innenstadt erwartet. „Dies ist
eine hervorragende Plattform für unsere Marketingaktivität zur
Darstellung der vielfältigen Freizeit- und Erholungsangebote in
der Metropolregion“, sagt Andreas Bubmann, Geschäftsführer
des Forums Tourismus. Rund 20 Touristikakteure haben sich bis-
lang angemeldet.

Mit dieser Binnenmarketingaktion soll der Besuchstourismus
in derMetropolregion gefördert und der Tagestourismus gestei-
gert werden. Zugleich kann damit auch die Identifizierung der
Bürger mit der Metropolregion wachsen.

Ähnliche Aktionen wie in Fürth sind für 2007 bereits vorgese-
hen beim Altstadtfest Bad Windsheim am 1. Juli, beim Kulmba-
cher Stadtfest am 7. Juli, beim „Fest der Porzelliner“ in Selb am 4.
August und beim Baiersdorfer Krenmarkt am 16. September.
„Von diesem gegenseitigen Partnerschaftsmarketing werden si-
cher alle Beteiligte profitieren: Die Veranstalter vor Ort, die re-
gionalen Touristikakteure und die Metropolregion“, so Andreas
Bubmann.

„Region aktiv“:

Gemeinsame 
Vermarktung im Visier

Planung für fünf Landkreise
Regionaltagung im Kloster Seeon

Regionale Lebensmittel und später auch erneuerbare Energi-
en aus den fünf Landkreisen der Region zu vermarkten, ist das
Ziel eines Projekts von „Region aktiv“, das jetzt an den Start
geht. Die Planung für die Landkreise Traunstein, Berchtes-
gadener Land, Mühldorf, Altötting und Rosenheim stellte „Re-
gion aktiv“-Vorsitzende Elisabeth Widauer aus Burghausen
auf einer Regionaltagung im Kloster Seeon vor.

Abgewickelt wird die konkrete
Vermarktung von einer kürzlich
gegründeten GmbH. In jedem
der fünf Landkreise wird eine
Solidargemeinschaft die Arbeit
aufnehmen, die dann gemeinsam
einen Dachverband bilden.
Selbstvermarkter und Initiativen
gibt es reichlich - sie müssen je-
doch zu einer größeren Einheit
zusammengefasst werden.

Im Landkreis Traunstein wird

es das Forum Ökologie sein, das
die Anbieter bündelt. Im Land-
kreis Rosenheim wird diese
Aufgabe vom Verein zur Förde-
rung der Regionalentwicklung
im Raum Rosenheim (RegRo)
und im Landkreis Berchtes-
gadener Land von der Solidar-
gemeinschaft Berchtesgadener
Land übernommen. In Mühl-
dorf und Altötting müssen sich
solche Solidargemeinschaften
erst bilden.

Regional und 
gentechnikfrei

Seit vier Jahren, so stellte
Elisabeth Widauer fest, setze
man sich bei „Region aktiv“ mit
dem Thema Vermarktung aus-
einander. Zahlreiche Anbieter,
Organisationen und Initiativen
brächten sich ein; viele von ih-
nen zeigten ihre Produktpalette
im Foyer des Veranstaltungs-
saals im Kloster Seeon. „Regio-
nal und gentechnikfrei“ laute
die Überschrift, unter der sich
die Produkte zusammenfassen
lassen, die eines Tages gemein-
sam vermarktet werden sollen,
mit dabei natürlich auch biolo-
gisch erzeugte Produkte. „Regi-
on aktiv“ betrachte sich dabei
als Brücke zwischen den Land-
wirten bzw. Erzeugern und Ver-
brauchern.

Dabei geht es längst nicht nur
um Kulinarisches: Auch Hand-
werk und Handel, der Tourismus,
die Kirchen, Umwelt- und Natur-
schutz sollen mit in das Gesamt-
konzept einbezogen werden.
Wichtig ist Widauer zufolge auch
die Kooperation mit den örtlichen
Verarbeitern wie etwa Mühlen,
Keltereien oder Bäckern. Auf je-
den Fall mitgenommen werden
soll auch die Regionalwährung
„Chiemgauer“. DK

Antrag gegen Landrat Nagler:

Amtsenthebung
gefordert

Eine vorläufige Amtsenthe-
bung des Landrates von Bad
Tölz, Manfred Nagler, forderte
für die SPD-Kreistagsfraktion
deren Sprecher, Fabian von Xy-
lander, in der jüngsten Sitzung
des Kreisausschusses. Gleichzei-
tig verlangte Xylander ein Diszi-
plinarverfahren gegen den Land-
rat, der seit Wochen gemeinsam
mit einem politischen Intimus
landesweit für Schlagzeilen sorgt.
Anlass hierfür bot der Prüfbe-
richt des Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverbands, der bei-
den Kommunalpolitikern das ge-
zielte Verschleudern von Millio-
nenbeträgen bei der dilettanti-
schen Errichtung eines - nicht
benötigten - Dienstleistungszen-
trums attestiert (vgl. GZ Nr. 7,
Seite 14). Eine Mitschuld - so
der BKPV - müsse allerdings
auch für die Aufsichtsräte in Be-
tracht gezogen werden, die ihrer
Aufsichtspflicht nicht im vorge-
schriebenen Umfang nachge-
kommen seien. Die Staatsan-
waltschaft München II hat Vorer-
mittlungen aufgenommen. 

die vom Bayerischen Jugendring
vom 12. bis 15. Juli 2007 landes-
weit vorgesehene und von Bay-
ern 3 öffentlichkeitswirksam un-
terstützte Initiative „3 Tage Zeit
für Helden“, bei der der Landrat
regional als Schirmherr fungiere. 

Zusammen mit Landkreis-
chef Denzler bat er um aktive
Unterstützung, damit sich im
Landkreis möglichst viele Ju-
gendgruppen unterschiedlich-
ster Bereiche bis zum 30. April
2007 für ein geeignetes Projekt
beteiligen. Informations- und
Koordinationsstelle sei inso-
weit der örtliche Kreisjugend-
ring. DK

CSU spaltet sich in Coburg
Die Fraktion Christlich Sozialer Bürger (CSB) bildet mit sieben
Mitgliedern seit vergangenem Montag nach der SPD die zweit-
stärkste Fraktion im Coburger Rathaus. In der CSU verblieben
sechs Stadträte.

Vorausgegangen war ein Zer-
würfnis der Christsozialen, bei
dem auch das bisherige Füh-
rungstrio, Bürgermeister Heinz-
Heinrich Ulmann, der ehemalige
CSU-Fraktionschef Gerhard
Amend und der CSU-Kreisvor-
sitzende, Rechtsanwalt Christian
Müller, der Ortspartei den Rü-
cken kehrte. Alle sieben „Ab-
trünnigen“ wollen Mitglieder der
CSU bleiben; Müller beabsich-
tigt, sein Amt als Kreisvorsitzen-
der zur Verfügung zu stellen.

Persönliche Attacken

Gegen die verbliebenen CSU-
Stadträte erhebt Müller laut Me-
dienberichten schwere Vorwürfe.
Sie hätten versucht, als misslie-
big empfundene Parteimitglieder
persönlich zu attackieren und ge-

zielt auszugrenzen. Durch einen
einflussreichen Unternehmer sei
die CSU-Rumpf-Fraktion fremd-
gesteuert.

Eskaliert ist der Streit im Vor-
feld eines Bürgerentscheids, bei
dem am kommenden Sonntag
über den Standort der neuen Co-
burger Veranstaltungshalle abge-
stimmt werden soll. Während
sich die Rest-CSU gemeinsam
mit dem nur partiell beliebten
Unternehmer für eine innerstäd-
tische Situierung stark macht,
votiert SPD-Oberbürgermeister
Norbert Kastner für einen Stand-
ort außerhalb der Stadt. „Für bei-
de Plätze gibt es gute Argumen-
te“, so Müller. Er bedauert, dass
die CSU-Stadträte nicht mehr an
Kompromissen interessiert seien,
sondern nur noch an den Wei-
sungen des Unternehmers. 

Goppel eröffnete Ausstellung  in Rosenheim:

„Maya - Könige aus dem Regenwald“
Die überregionale Bedeutung der Ausstellungen im Rosenhei-
mer Lokschuppen betonte Kunstminister Thomas Goppel an-
lässlich der Eröffnung der neuen Ausstellung „Maya - Könige
aus dem Regenwald“. 

Goppel: „Der Lokschuppen
lockt mit einer beeindruckenden
Schau über die Kultur der Maya
und hat damit die besten Vor-
aussetzungen, an den Erfolg der
vorangegangenen Ausstellun-
gen mit stets über 100.000 Be-
suchern anzuknüpfen.“ Auch
dieser Ausstellung liege ein
überzeugendes Konzept zu-
grunde, bei dem Veranschauli-
chung und Begreifbarkeit eine
zentrale Bedeutung hätten. „Die
Begegnung mit dem authenti-
schen Objekt ist etwas, das ne-
ben dem eigentlichen Erkennt-

nisgewinn auch emotional
berührt“, so Goppel. Besonders
hob der Minister hervor, dass
die Ausstellung und ihr Katalog
nicht mit dem historischen Un-
tergang einer Kultur endeten,
sondern auch den Bogen schlü-
gen zum heutigen Leben der
Nachfahren der Maya.

Die Kultur der Maya, die ihre
Blütezeit während des europäi-
schen Mittelalters erlebte, präg-
te die Halbinsel Yucatán und
das Gebiet der heutigen Staaten
Guatemala, Mexiko, Belize,
Honduras und El Salvador. 
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„Wisst ihr was? Manchmal
hätte ich große Lust zu verbie-
ten, dass neue Vorschläge über
Verbote gemacht werden.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
machte seinem Ärger über die
dauernden Pressemeldungen
Luft, in denen ein Verbot nach
dem anderen gefordert wird.

Das Verbieten verbieten?
Ein lustiger Gedanke in einem
Land, das schon jetzt eine 
ausgefeilte Verbotskultur aus-
zeichnet. Schon als Kinder werden wir durch
Schilder wie „Ballspielen im Hof verboten“
oder „Es ist untersagt, den Rasen zu betreten“
konditioniert. Und auch als Erwachsene han-
deln wir doch eher nach dem hasenfüßigen
Motto „Was nicht ausdrücklich erlaubt ist, ist
verboten“, als nach dem selbstbewussten „Was
nicht ausdrücklich verboten ist, ist erlaubt“.

Aber jetzt rollt ja geradezu eine Verbots-
ankündigungs- und Verbotsforderungswelle

über uns hinweg. Alles Mögliche soll verboten
werden: Vor allem natürlich das Rauchen - in
öffentlichen Gebäuden, in der Eisenbahn und in
früher als Teil der Privatsphäre angesehenen
Orten wie Restaurants. Die Drogenbeauftragte
der Bundesregierung schlug sogar vor, das
Rauchen im Auto zu verbieten - im Übrigen ein
netter Kontrapunkt zu ihrer Forderung, Dro-
gensüchtigen künftig Stoff generell auf Kosten
der Allgemeinheit abzugeben. Minderjährige
sollen keinen Alkohol mehr trinken dürfen und
Saufparties müssten unterbunden werden. Also
Schluss mit den Initiationsriten, die schon in
Karl Valentins „Firmling“ beschrieben wurden,
als der Titel„held“ von seinem Firmpaten seine
erste Maß spendiert bekam. Vor lauter Lust am
Verbot wird selten die Frage gestellt, ob ein
16jähriger, der sich die Birne mit Tequilla zu-
dröhnt, nicht eher einen Psychologen als einen
Gaststättenkontrolleur nötig hat.

Der Verkauf von gewalttäti-
gen Computerspielen soll ver-
boten werden, obwohl man
sich das abscheulichste Zeugs
schon heute vor allem direkt
von Servern auf den Computer
lädt, die dem Zugriff unserer
Gendarmen entzogen sind.
Daneben stehen auch Glühbir-
nen, das schnelle Fahren auf
Autobahnen und der Flug in
die Ferien auf der Liste der
guten Menschen, die uns mit-

tels Verboten zu noch besseren Zeitgenossen
machen wollen.

Noch viel erstaunlicher als die Phantasie der
Leute, die sich solche Verbotsorgien ausdenken,
ist die kritiklose Akzeptanz, ja manchmal gar fa-
natische Begeisterung, mit der Verbotsforderun-
gen in der Öffentlichkeit zur Kenntnis genom-
men werden. Beim Thema Rauchverbote sind
die Politiker massiver öffentlicher Kritik ausge-
setzt, die eine mehr freiheitliche, auf die Selbst-
verantwortung der Gaststättenbetreiber und
Gäste bauende Regelung anstreben und nicht
die, die mit alttestamentarischer Strenge die Zi-
garette zum Mordwerkzeug erklären. 

Es ist wohl ein Trend der Zeit und vielleicht
auch ein Zeichen der Verunsicherung vieler,
dass gerade bei Themen im Zusammenhang mit
Gesundheit und Umweltschutz nicht wenige es
akzeptieren, ja sogar fordern, zu vernünftigem
Verhalten nicht durch Argumente überzeugt,
sondern durch Verbote gezwungen zu werden.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist kein Freund
von Verboten. Er ist einfach baff, wie wenig Wi-
derspruch in der Öffentlichkeit diejenigen fin-
den, die die Handlungsfreiheit des Einzelnen
immer weiter einschränken wollen. Wenn er das
nächste Mal mit einem Das-gehört-verboten-
Freak diskutiert, wird er das heutige Kalender-
blatt mit dem trotzigen Verdikt eines Dramati-
kers des Vormärz, Christian Dietrich Grabbe,
zücken: „Das Verbot verdoppelt den Genuss“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Das Verbot 
verdoppelt den Genuss

Blickpunkt Feuerwehr
Arbeitstagung der Regierungspräsidenten im Landkreis Forchheim

Auf Einladung des Regierungspräsidenten von Oberfranken,
Wilhelm Wenning, trafen sich der Amtschef des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern, Ministerialdirektor Günter
Schuster, und die sieben bayerischen Regierungspräsidenten zu
einer gemeinsamen Arbeitstagung in Schlaifhausen, Landkreis
Forchheim. Bei dieser zweimal jährlich stattfindenden Dienst-
besprechung standen hoch aktuelle Themen wie das neue Feu-
erwehrgesetz auf der Tagesordnung.

Der Freistaat will das hohe
Leistungsniveau der bayerischen
Feuerwehren auch in Zukunft si-
cherstellen. Dazu hat das Kabi-
nett die Modernisierung und Fle-
xibilisierung des Bayerischen
Feuerwehrgesetzes beschlossen.
Geht es nach den Vorstellungen
der Regierungspräsidenten, soll
spätestens zehn Minuten nach
dem Alarm eine Feuerwehr am
Unglücksort eintreffen. Dies, so
die Präsidenten, dürfe freilich
keine „Rechtspflicht“, sondern
nur eine „Planungsgröße“ wer-
den. Andernfalls würden die Ko-
sten rapide steigen, weitere Feu-
erwachen könnten nötig werden.  

Zweckverbände

Vor dem Hintergrund, dass es
auch Nachwuchsprobleme in
den Ortswehren gibt, wurde an-
geraten, dass sich die Gemein-
den zu Zweckverbänden zusam-
menschließen, um gegenseitig
auf aktive Kräfte zurückgreifen
zu können. Damit werde auch die
Möglichkeit geschaffen, überört-
liche Feuerwehren zu bilden.
Wenning zufolge geht dies so
weit, dass man nicht nur im
Wohnort zur Verfügung steht,
sondern auch an dem Ort, an dem

man arbeitet. Auf diese Weise
könnten die Kommunen auch ge-
meinsam teure Spezialgeräte und
Fahrzeuge anschaffen.

Freistellungsanspruch

Auch kann auf Antrag künftig
die Ausübung des ehrenamtli-
chen Feuerwehrdienstes bis zur
Vollendung des 63. Lebensjahres
zugelassen werden. Bisher lag
die Grenze bei 60 Jahren. Hilf-
reich soll zudem sein, dass man
einen Freistellungsanspruch für
volljährige Schüler und Studen-
ten verankert, wie er bislang im
Ernstfall den Feuerwehrmännern
als Arbeitnehmern zugestanden
ist. Die Anerkennungs- und An-
ordnungsbefugnisse für Werk-
feuerwehren werden bei den Be-
zirksregierungen zusammenge-
führt, die Kreisverwaltungs-
behörden geben diese Aufgabe
ab. Freuen dürfen sich die Weh-
ren darüber, dass die Richtlinien
zur Bezuschussung vereinfacht,
der Prüfungsaufwand kleiner
und der Verwendungsnachweis
erleichtert werden sollen.

Videoüberwachung

Außerdem verständigten sich

die Regierungspräsidenten dar-
auf, dass die Videoüberwachung
im öffentlichen Raum, die durch
jüngste Urteile erschwert wird,
weiter möglich sein soll. Konse-
quenzen ziehen die Bezirke da-
gegen aus den Lebensmittel-
skandalen der vergangenen Jah-
re: Die Regierungschefs beab-
sichtigen, die Kontrolle mancher
Unternehmen zu übernehmen.
So soll das Forchheimer Land-
ratsamt künftig „gefährdete“ Be-
triebe - etwa jene, die große
Kühlräume haben - wie auch Fir-
men, die bereits negativ aufge-
fallen sind, an die drei Kontrol-
leure des Bezirks „abgeben“.
Deren Arbeit bleibt Präsident
Wenning zufolge überschaubar.
Er rechnet mit „15 bis 20 Betrie-
ben in Oberfranken“, um die sie
sich kümmern werden.

Schulreform

Weiteres Thema war schließ-
lich die Schulreform, die auch
in Oberfranken bis Ende 2007
„bereinigt“ sein soll. Wie Wen-
ning feststellte, werde der Be-
reich Schule sowohl die Regie-
rungsbehörde als auch die Öf-
fentlichkeit noch weiter be-
schäftigen. Insbesondere im
Norden und Osten des Bezirks
gingen die Schülerzahlen dra-
stisch nach unten. 

Am Tag 2 des Treffens waren
die Regierungspräsidenten Gä-
ste von Forchheims OB Franz
Stumpf, der sie durch die Kai-
serpfalz als ein gelungenes Bei-
spiel öffentlicher Sanierung
führte. Nach dem Erwerb durch
den Freistaat ist der Museums-
bau mit erheblichen Mitteln,
auch Zuschüssen von Land und
Bezirk, zu einer Kulturpfalz
umgewandelt worden. DK

Zusmarshausens ehemaliger Bürgermeister wurde 75
Landrat Dr. Karl Vogele (re.) und sein Stellvertreter Max Streh-
le, MdL, überbrachten dem ehemaligen Bürgermeister von Zus-
marshausen, Albert Meixner, die besten Glück- und Segenswün-
sche. Sie würdigten Meixners ausgleichende Art und seine
großen Verdienste für den Markt Zusmarshausen und den
ganzen Landkreis. „Wir haben Dir viel zu verdanken“, fassten
Vogele und Strehle Meixners kommunalpolitische Arbeit zu-
sammen. Meixner leitete von 1977 bis 1996 die Geschicke des
Marktes Zusmarshausen. Von 1972 bis 1976 war er außerdem
Mitglied des Augsburger Kreistages. Die erfolgreiche Arbeit des
Jubilars hat vielfältige Würdigung erfahren. Davon zeugt unter
anderem die höchste Auszeichnung, die der Landkreis Augsburg
zu vergeben hat, der Goldene Ehrenring.

Kinder- und Jugendhilfe im Landkreises Günzburg:

Überdurchschnittliches Engagement
Das Kreisjugendamt Günzburg und die Fachstelle Sozialdienst
am Landratsamt verfügen im Kalenderjahr 2007 über einen Ge-
samtetat von ca. 5,4 Millionen Euro für den Bereich der Kinder-
und Jugendhilfe. Damit investiert der Landkreis Günzburg ver-
glichen mit den anderen schwäbischen Landkreisen weiterhin
einen überdurchschnittlichen Betrag in die Zukunft der Kinder
und Jugendlichen im Landkreis.

Ein Vergleich im Jahre 2006
mit den anderen Landkreisen im
Regierungsbezirk hat ergeben,
dass die schwäbischen Landkrei-
se im Durchschnitt 39 Euro pro
Einwohner für die Kinder- und
Jugendhilfe ausgeben. Dieser
Durchschnitt würde für den
Landkreis Günzburg ca. 4,7 Mil-
lionen Euro bedeuten. Der Land-
kreis Günzburg kann aber mit ei-
nem wesentlich größeren Kinder-
und Jugendhilfeetat aufwarten. 

Bei einem weiteren Vergleich
jugendhilferelevanter Indikato-
ren wie. z.B. Scheidungsquoten
bei Familien, Anteil der auslän-

dischen Haushalte, Haushalt-
seinkommen, Jugendarbeitslo-
sigkeit, Zahl der Empfänger von
sozialen Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes, zeigt
der Landkreis Günzburg im
schwäbischen Vergleich eine
überdurchschnittliche Quote an
arbeitslosen Jugendlichen. „Weil
aber die übrigen Sozialindikato-
ren gegenüber den anderen schwä-
bischen Landkreisen besser sind,
betont dies zusätzlich das beson-
dere Engagement des Landkrei-
ses Günzburg im Bereich der
Kinder- und Jugendhilfe“, so
Landrat Hubert Hafner. HJ

Europäische Union:

Wichtiger Partner der Region
Informationsbesuch von MdEP Manfred Weber bei der Regierung von Niederbayern

Im Mittelpunkt eines Informationsbesuchs, den der niederbayeri-
sche Europaabgeordnete Manfred Weber der Regierung von Nie-
derbayern abstattete, stand die Erörterung der in der abgelaufe-
nen Förderperiode durch die Regierung ausgeschütteten europäi-
schen Fördermittel. Zudem informierte Weber über den aktuel-
len Genehmigungsstand der Bayerischen Förderprogramme bei
der EU-Kommission. Aus diesem Anlass stellte Regierungspräsi-
dent Dr. Walter Zitzelsberger auch die neue Koordinatorin für
EU-Förderungen, Martina Westermaier vor. Die Juristin fungiert
als Kontaktstelle für entsprechende Informationen.

Manfred Weber zeigte sich
überzeugt, dass die Regierung
mit dieser Koordinatorenstelle
einen Schritt in die richtige Rich-
tung getan habe. „Angesichts der
Entwicklung in Oberösterreich
und Böhmen ist es wichtig, dass
Politik, Behörden und Wirtschaft
den Blick vermehrt auf die eu-
ropäische Ebene richten.“ 

Wichtige Rolle

Hier komme der Regierung in
Zukunft eine wichtige Rolle zu,
um die Bedürfnisse und Wün-
sche der Kommunen nach regio-
nalen Managementstrukturen zu
koordinieren und zu unterstüt-
zen: „Die Europäische Kommis-
sion und ich als regionaler Ver-
treter im Parlament wünschen
und unterstützen diese Entwick-
lung, sowohl finanziell als auch
ideell.“

Die Europäische Union war
bereits in den vergangenen sie-
ben Jahren ein wichtiger Partner
der Region, wie die Zahlen, die
Regierungspräsident Zitzelsber-
ger für die Strukturfondsperiode
2000 bis 2006 darlegte, ein-
drucksvoll belegen. Über die Re-
gierung von Niederbayern wur-
den in diesem Zeitraum knapp
162 Mio. Euro an europäischen
Fördermitteln auf den Regie-
rungsbezirk verteilt.

Dabei lag der Schwerpunkt im
Bereich des Europäischen Fonds

für Regionalentwicklung (EFRE),
aus dem knapp 133,5 Mio. Euro
zur Verfügung standen. Davon
wurden 97,3 Mio. Euro aus dem
sogenannten Ziel-2-Programm
zur Unterstützung regionalwirk-
samer Projekte der öffentlichen
Tourismusinfrastruktur, des Um-
welt- und Hochwasserschutzes,
zur Entwicklung erneuerbarer
Energien sowie für innovative
und arbeitsplatzwirksame Unter-
nehmensinvestitionen einge-
setzt. Weitere 26,8 Mio. Euro
konnten für grenzüberschreiten-
de Maßnahmen im bayerisch-
tschechischen Grenzraum sowie
9,4 Mio. Euro im bayerisch-
österreichischen Grenzgebiet be-
willigt werden. Im Rahmen der
Gemeinschaftsinitiative Interreg
III A wurden auch die Aktivitä-
ten der Euregio Bayerischer
Wald, Böhmerwald, Unterer Inn
unterstützt.

Europäischer Sozialfonds

Aus dem Europäischen Sozi-
alfonds - ESF - wurden 9,75
Mio. Euro in Niederbayern ein-
gesetzt. Knapp 18,2 Mio. Euro
flossen aus Mitteln des Europäi-
schen Agrarfonds - EAGFL - in
Maßnahmen der Natur- und
Landschaftspflege, der Wasser-
wirtschaft und insbesondere über
Leader+ in Projekte der Raum-
entwicklung. Zitzelsberger wies
auf die besondere Bedeutung

dieser EU-Finanzhilfen für die
Region hin. Viele Projekte wären
ohne die finanzielle Unterstüt-
zung aus Brüssel nicht realisiert
worden.

Die EU-Förderung wird inner-
halb der Regierung von Nieder-
bayern vom Bereich Wirtschaft
koordiniert. Dessen Leiter
Günther Keilwerth nannte als
Beispiele aus seinem Bereich die
Modernisierung des Hallenbades
in Waldkirchen, die Umstruktu-
rierung im Berufs- und Techno-
logiezentrum der Handwerks-
kammer in Deggendorf, die Er-
richtung der Kurparke in Lalling
und Bischofsmais, den Neu-
bau der Dreiländerhalle im
Messepark Passau oder die Mo-
dernisierungsinvestitionen im

Kurbereich des Bäderdreiecks.

Regional- und 
Strukturförderung

Ergänzend erläuterte Keil-
werth die Regional- und Struk-
turförderung der Jahre 2000 bis
2006 in seinem Verantwortungs-
bereich. Hier wurden zusätzlich
zu den EU-Finanzhilfen insge-
samt 239 Mio. Euro aus Bundes-
und Landesprogrammen in Nie-
derbayern eingesetzt. Damit
konnten Kommunen bei Touris-
musinvestitionen oder die Wirt-
schaftskammern bei der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung
maßgeblich unterstützt werden.
Ein wesentlicher Teil der Förder-
mittel wurde für gewerbliche In-
vestitionsprojekte der Industrie,
des Handwerks und der Touris-
muswirtschaft bewilligt. Somit
wurden im gesamten Förderzeit-
raum über 5.530 neue Arbeits-
plätze geschaffen sowie über
36.000 bestehende gesichert. DK

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Tag der Jungunternehmer
Am 5. Mai präsentieren sich
63 Aussteller auf dem „Tag der
Jungunternehmer“. „Über den
enormen Andrang freuen wir
uns sehr, denn er zeigt, dass
wir mit unserer Idee ins
Schwarze getroffen haben“, so
Landrat Thomas Karmasin. 

Die angebotenen Leistungen
sind so vielfältig, dass sowohl
für Unternehmer als auch für die
Bürgerinnen und Bürger des
Landkreises etwas dabei ist. „Von
Handel über Handwerk und
Dienstleistung ist alles vertreten.
Wir bieten eine wahre Leistungs-
schau von Existenzgründern aus
unserem Landkreis“, freut sich
Barbara Magg, Leiterin der
Wirtschaftsförderung. 

Den Bürger als Endverbrau-
cher erwartet ein großes Ange-
bot, das von Ernährungsbera-
tung, Kosmetik, Wellness, Heil-
praktiker bis hin zur Hausver-

waltung oder Sanitärdienstlei-
stung reicht. Es gibt Lebensmit-
tel, Textilien und Immobilienver-
mittlung, Kunstschlosser, Schmie-
demeister und Maßschneiderei-
en und eine Eventagentur.

Angebot an die Wirtschaft

Auch alteingesessene Unter-
nehmen des Landkreises sollen
sich durch die Angebote der Für-
stenfeldbrucker Existenzgründer
angesprochen und zu einem Be-
such eingeladen fühlen. So ha-
ben sich die Gründer im Bereich
der Herstellung von Nanotech-
nologie ebenso spezialisiert, wie
auf die Ausrichtung von Firmen-
oder großen Marketingevents,
Werbemittelvertrieb, Mediation
und Konfliktbewältigung im Un-
ternehmen sowie Kunststoffhan-
del, Qualitätsmanagement oder
Sicherheitsberatung. 
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Vorschau auf GZ 9
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 9, die am 3. Mai erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Wasserversorgung . Abwasserentsorgung
Kommunale Baupolitik
Garten- und Landschaftsbau . Grünanlagen
Kommunalfahrzeuge

Die Verbundenheit mit dem bayerischen Papst Benedikt XVI.
wird im Freistaat intensiv gepflegt. Zahlreiche Orte bieten
ihren Besuchern ein vielfältiges „Papst-Programm“. Rechtzei-
tig zum runden Geburtstag des Heiligen Vaters hat Marktl am
Inn, sein Geburtsort, neue Ortsschilder erhalten. Am 16. April
1927 wurde hier Josef Ratzinger geboren. Bild: Jos. Göllinger

Den Termin für das MainPop-BandCamp des Bezirks Unterfranken halten sich alle, die schon
Gelegenheit hatten daran teilzunehmen, unbedingt frei. Auch in diesem Jahr war es wieder ein
voller Erfolg. 

Klasse Stimmung, begeisterte 
Teilnehmer, super Konzert

Überwältigende Resonanz beim MainPop-BandCamp
Hervorragende Dozenten, bestmögliche Raumsituation, klasse
Stimmung und motivierte Musiker: Das diesjährige MainPop-
BandCamp ist in den Osterferien in Hammelburg über die Büh-
ne gegangen und hat mit einem tollen Abschlusskonzert einen
Schlusspunkt auf hohem Niveau gesetzt - und begeisterte Teil-
nehmer wieder in den Alltag entlassen. 

Nach dem Camp ist vor dem
Camp: Schon jetzt fiebern die
meisten Teilnehmer dieses Work-
shops der Popularmusikförde-
rung des Bezirks Unterfranken
(MainPop) auf das nächste
Camp. Etliche Einträge im Fo-
rum auf der Homepage www.

mainpop.de beweisen eindrucks-
voll, dass die mehrtägigen Semi-
nare, die seit einigen Jahren in
der Bayerischen Musikakademie
in Hammelburg stattfinden, von
Musikern für Musiker gemacht
sind. Sie beweisen auch, dass
das Konzept stimmig ist und an-

kommt. Das Feedback während
und nach den Workshops sowie
die stetig wachsende Zahl der
Anmeldungen belegen den Er-
folg dieses Konzepts.

Medium der Identität

So sind die MainPop-Band-
Camps in den vergangenen Jah-
ren zu den wohl wichtigsten Mu-
siker-Workshop-Angeboten in
Bayern geworden. Nicht nur
deshalb war in diesem Jahr auch
der Jugendkultursender Zünd-
funk des Bayerischen Rund-
funks mit einem Team vor Ort
und berichtete von dem unter-
fränkischen BandCamp. Egal ob
Mainstream oder Subkultur, Mu-
sik ist für viele Jugendliche ein
Medium der Identität, ein wich-
tiges Sprachrohr. Aus diesem
Gedanken heraus unterstützt die
Popularmusikförderung Main-

Pop die kreativen Keimzellen
der Region - und fördert auch die
jüngsten Musiker.

Erfolgreiches Konzept

Die Idee ist simpel und erfolg-
reich zugleich: Musiker machen
Unterricht für Musiker. Echte
Praktiker übernehmen die Ge-
staltung der Camps. Dozenten
bei den mehrtägigen Seminaren
sind hochkarätige Fachleute aus
der bundesweiten Musikszene,
die sich neben Spezialwissen
und dem entsprechenden know
how durch pädagogische Ausbil-
dungen auszeichnen. Allesamt
Profis, die wissen, wie man jun-
ge Musiker begeistert und moti-
viert. Und wie man den Band-
geist fördert. Die Profis Markus
Braun, einer der gefragtesten 
Jazzbassisten im süddeutschen
Raum, Dirk Hoppe aus Ham-
burg für Gesang, Ingo Has-
senstein für Gitarre, Daniel
Schunn an den Keyboards und
Benny Greb, einer der angesag-
testen Schlagzeuger Deutsch-
lands - bringen Können und Per-
sönlichkeit mit. Das alles kommt
bestens an, so dass viele Kursbe-
sucher immer wieder an den
Camps teilnehmen. Das spricht
eindeutig für die Qualität.
Gleichzeit kann so die Weiter-
entwicklung verschiedener Mu-
siker verfolgt werden.

Bestmögliche Förderung

Auch dass sich die Dozenten
trotz Terminnot immer wieder
die Camps im Kalender freihal-
ten, spricht für das Konzept und
für die Stimmung, basiert aber
auch auf dem Engagement, dass
der Popularmusikbeauftragte für
Unterfranken, Peter Näder, und
seine Mitarbeiterin Steffi Groß
an den Tag legen. Bei den Main-
Pop-BandCamps werden die
Teilnehmer in verschiedene
Gruppen aufgeteilt, um entspre-
chend des musikalischen Kön-
nens und Know-hows bestmög-
lich gefördert zu werden. Der
Bezirk unterstützt dabei jeden
teilnehmenden Musiker aus Un-

terfranken mit je 100 Euro.

Alles dreht sich um Musik

Aufgeteilt in Level A und Le-
vel B dreht sich für einige Tage
alles um Musik. Auch diesmal
ging’s wieder jeden Tag um 9
Uhr früh los, dann wurde bis spät
in die Nacht geprobt. Auf dem
Programm standen u.a. Rock,
Pop, Jazz und Swing, aber auch
Grooves & Styles, Kompositio-
nen, Musiktheorie und das
Schreiben von Songtexten.

Bandgeist aktivieren

Eine wichtige Philosophie da-
bei: das Fördern des Bandgeis-
tes. Natürlich wurde auch an In-
strumenten geübt, die Spieltech-
nik verfeinert, Gesang ausgebil-
det und zielgruppenspezifische
Theorie vermittelt. Zusätzlich
wurden Präsentation, Sound und
Aufnahmetechniken vermittelt.
Dafür stehen in der Akademie
ausreichend Seminarräume und
fünf Proberäume mit hochwerti-
ger, kompletter PA, die von Dy-
nacord und ElectroVoice schon
seit Jahren zur Verfügung ge-
stellt werden. So können sich die

Teilnehmer während der Works-
hops als Band formieren und die
im Theorieunterricht erworbe-
nen Kenntnisse sofort in die Pra-
xis umsetzen.

Potenziale ausschöpfen

„Ziel der Bandcamps ist, den
Teilnehmern zu zeigen, wie sie
ihr musikalisches Potenzial bes-
ser ausschöpfen können“, erklärt
Peter Näder. Auch soll vor allem
jungen Musiker andere Musik-
stilrichtungen jenseits von Rock
und Pop näher gebracht werden.
„Dank unseres offenen Konzepts
findet der Austausch nicht nur
zwischen Dozenten und Teilneh-
mern, sondern auch unter den
Teilnehmern statt.“

Das diesjährige BandCamp er-
reichte dann seinen Höhepunkt
mit dem Abschlusskonzert aller
Beteiligten Musiker; gut 300 Zu-
schauer verfolgten die musikali-
schen Präsentation auf höchstem
Niveau - darunter auch der
Würzburger Landrat und Be-
zirksrat Waldemar Zorn, sowie
Karin Renner, in Vertretung des
Bezirkstagspräsidenten, die seit
Jahren die Mainpop-Veranstal-
tungen wohlwollend verfolgen.


